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Begleitwort

Mit der Literaturauswahl zur Herbsttagung 2016 setzt sich die COD-Literatur-Reihe fort.

Die ausgewählten Beiträge wurden im Datenbestand des Computergestützten Doku-

mentationssystems für Literatur (COD-Literatur) recherchiert. Derzeit werden für die

Literaturdatenbank annähernd 180 Fachzeitschriften und Buchreihen inhaltlich er-

schlossen.

Die Auswahl der Quellen orientiert sich am Thema und den Vorträgen der Tagung zum

Thema „Kriminalität in Deutschland unter dem Einfluss weltweiter Krisen und Konflik-

te?“. Viele der Beiträge weisen eigene Literaturquellen nach, die dem Leser zusätzlich die

Möglichkeit eröffnen, das Thema der Veranstaltung zu vertiefen.

Band 28 umfasst die Erscheinungsjahre 2010 bis 2016. Er beginnt mit den aktuellsten

Literaturquellen.

Alle Einzelbeiträge liegen auch in digitalisierter Form vor und können von Polizeibe-

diensteten unter der u.a. E-Mail-Adresse bei der Literaturdokumentationsstelle angefor-

dert werden.

Franziska Wallraff-Unzicker Wiesbaden, November 2016
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Tel: 0611-55-14050
Fax: 0611-55-45070

e-Mail: IZ35-Literaturdokumentation@bka.bund.de
http://www.cod.extrapol.de



ID-nummer: 20161025

Walburg, Christian

Migration und Kriminalität – Kontinuitäten und neue Perspektiven

Neue Kriminologische Schriftenreihe, 2016, Bd 116, S. 53-66
Krise - Kriminalität - Kriminologie; 14. Jahrestagung der Kriminologischen Gesellschaft, Köln;
BR Deutschland, 2015 [24.09.-26.09.]
mit 1 TAB, 2 TAF, LITVZ S. 64-66

Bewegungen gegen die Flüchtlingsaufnahme haben an Boden gewonnen, und die stark
gestiegene Zahl der Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte erinnert an die Situation in der
ersten Hälfte der 1990er Jahre. Wie schon in früheren Phasen intensiver Zuwanderung ist auch
gegenwärtig die Frage möglicher damit einhergehender (das heißt von Zuwanderern
ausgehender) Kriminalitätsprobleme zum Gegenstand öffentlicher Debatten geworden.
Während auf flüchtlingsfeindlichen Kundgebungen und im Internet zum Teil wildeste
Gerüchte über durch Asylsuchende verübte Straftaten verbreitet werden, hat die
Bundesregierung im November 2015 das Ergebnis eines "ersten Lagebildes im Kontext von
Zuwanderung" bekanntgegeben, wonach die Zahl der registrierten Straftaten durch den Zuzug
der Flüchtlinge nicht überproportional angestiegen sei. Häufig gehe es dabei um leichtere
Diebstahls- und Vermögensdelikte, überdies hat danach die Zahl der Konflikte in
Erstaufnahmeeinrichtungen zugenommen. Eine von einer solchen ersten Lageeinschätzung zu
unterscheidende und wohl auch wichtigere Frage ist die der mittel- und langfristigen
Entwicklung. Hierzu untersucht Walburg die bisherige Forschung zum Thema Migration und
Kriminalität, über die im Vortrag berichtet wird.

Migration; Zuwanderung; Flüchtling; Flüchtlingspolitik; Kriminalitätsanalyse;
Kriminalitätsanstieg; Kriminalitätsentwicklung; Kriminalitätsmessung; Kriminalitätslage;
Lagebeurteilung; Lagedarstellung; Entwicklungstendenz; Integrationsprozess;
Ausländerintegration; Soziale Integration; Einflussfaktor

ID-nummer: 20161210

Behrendes, Udo

Die Kölner Silvesternacht 2015/2016 und ihre Folgen; Wahrnehmungsperspektiven,
Erkenntnisse und Instrumentalisierungen

Neue Kriminalpolitik, 2016, 3, S. 322-343
mit 15 QU

Die Kölner Silvesternacht 2015/2016 hat (nur zum Teil neue) Fragen zum Umgang mit
Flüchtlingen und Asylbewerbern, zur Integration von Männern aus patriarchalisch geprägten
Herkunftskulturen, zum Sexualstrafrecht und zur Kontrolle des öffentlichen Raumes auf die
politischen Tagesordnungen in Bund, Ländern und Kommunen gesetzt. Darüber hinaus ist die
Kölner Silvesternacht in Politik und Medien zum Symbol für "Staatsversagen" stilisiert worden
und wird als Bezugsrahmen für Forderungen nach dem "starken Staat" genutzt. In der
Zwischenbilanz sind sowohl die konstruktive Reflexion der Ereignisse als auch ihre
(partei-)politische Instrumentalisierung festzustellen.

Köln; Sexuelle Gewalt; Eigentumskriminalität; Massendelikt; Polizeieinsatz; Polizeipräsenz;
Einsatzmaßnahme; Einsatzplanung; Täterermittlung; Tätergruppe; Asylbewerber; Polizeiliches
Einschreiten; Pressearbeit; Einsatzkonzept; Öffentliche Sicherheit
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ID-nummer: 20161249

Weitkunat, Gerhardt

Der Fremde in den eigenen Reihen? Auszubildende mit Migrationshintergrund

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2016, 5, S. 27-29

In den letzten Jahren wurden vermehrt Personen mit Migrationshintergrund für die
polizeiliche Ausbildung angeworben. Hierfür wurden die Anforderungskriterien in einigen
Feldern heruntergestuft, um das Interesse der Zielgruppe zu wecken. In der sich
kultursoziologisch ändernden Gesellschaft ist es wichtig, Personen zu beschäftigen, die sich mit
anderssprachigen Mitbürgern/Touristen verständigen können und Hintergrundwissen aus 1.
Hand besitzen. Durch diese Veränderungen der Nationalitätenvielfalt in der Polizeibehörde
ergeben sich zwar viele Vorteil durch die Aufhebung von Verständigungsproblemen und von
falsch gedeuteter Körpersprache/Verhalten von verdächtigen Personen, aber auch neue
Probleme in der Ausbildung. Diese sind nicht nur auf die Sprache und Rechtschreibung
begrenzt, sondern beziehen sich auch auf den sozialen Umgang und die heutigen Ansichten
der Auszubildenden.

Polizei; Polizeibeamter; Polizeianwärter; Polizeiausbildung; Migration; Migrant;
Ausbildungssituation; Ausbildungsreform; Ausbildungsqualifikation; Multikulturelle
Gesellschaft; Gesellschaftsentwicklung

ID-nummer: 20160913

Schembor, Friedrich Wilhelm

Der Zustrom der Fremden nach Wien vor 200 Jahren; Polizeimaßnahmen gegen
Niederlassung unliebsamer Ausländer

SIAK-Journal, 2016, 2, S. 81-95
mit 3 BILD, zahlr. QU

Seit jeher suchten Handwerker und Gewerbetreibende, Künstler und Erfinder aus dem In- und
Ausland in der im Herzen Europas und so ziemlich im geografischen Mittelpunkt der
Habsburgermonarchie gelegenen Haupt- und Residenzstadt Wien ihr Glück. Gelehrte und
vermögende Personen wiederum wollten sich hier niederlassen, um die Sehenswürdigkeiten
und die landschaftlichen Schönheiten zu genießen. Selbst die von 1792 bis 1815 nur durch
kurze Friedenszeiten unterbrochenen Napoleonischen Kriege hielten die Fremden nicht ab,
nach Wien zu kommen. Die vom Vormarsch Napoleons ausgelösten Flüchtlingsströme, die
sich immer mehr Wien näherten, wurden, um die Lebensmittelversorgung der Stadt
sicherzustellen, nach Böhmen, Mähren und Ungarn umgeleitet. Als der Zustrom auch nach der
Besetzung Wiens durch die Franzosen 1809 weiter anhielt, griff man zu rigorosen Maßnahmen,
um dem ungezügelten Zustrom Herr zu werden. Während Gewerbe- und
Industrieansiedlungen weiter gefördert wurden, versuchte man sich all jener Personen zu
entledigen, deren Anwesenheit der Stadt keinen materiellen oder ideellen Nutzen zu bringen
versprach. Dies betraf einerseits alle, die ohne einen Grund angeben zu können und ohne mit
ausreichenden Geldmitteln versorgt zu sein, gekommen waren, andererseits aber auch
vermögende Fremde, die vermeinten, durch Grund- und Hauserwerb vor einer Ausweisung
sicher zu sein und hier dem Gelderwerb durch Spekulation und Glücksspiel nachgehen
wollten. Es wird der allgemeine Ablauf der Personenkontrolle beim Eintritt in die Stadt
dargestellt und gezeigt, mit welchen polizeilichen Maßnahmen man gegen Personen vorging,
um sie gar nicht erst nach Wien kommen zu lassen, und wenn sie schon da waren, wieder aus
Wien wegzuweisen.

Kriminalität in Deutschland
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ID-nummer: 20161017

Tatzgern, Gerald

Schleppereibekämpfung in Österreich - Schwerpunkt Balkanroute

MEPA - Mitteleuropäische Polizeiakademie, 2016, 2, S. 50-53
mit 2 BILD

Im Bundeskriminalamt in Wien wurde ein internationales Ermittlungsbüro (J00 - Joint
Operational Office) gegen Schlepperei eingerichtet. Es soll ein koordiniertes Vorgehen in der
Schlepperbekämpfung ermöglichen.
Der Autor erläutert die Arbeitsweise des JOO, die nationalen und internationalen
Polizeikooperationen bei der Bekämpfung sowie die kriminellen Netzwerke und ihre Hotspots

Schleuserkriminalität; Österreich; Balkanroute; Bekämpfungsmaßnahme; Internationale
polizeiliche Zusammenarbeit
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ID-nummer: 20160769

Nassehi, Armin [Hrsg.]; Felixberger, Peter [Hrsg.]

Rechts. Ausgrabungen

Kursbuch, 2016, 186, 192 S.
mit 12 BILD, zahlr. QU

Aus dem Inhalt:
Armin Nassehi - Editorial
Jens-Christian Rabe - Brief eines Lesers (14)
Peter Felixberger - Rechts! Zwo! Drei! Vier! Ein deutsches Drehbuch
Daniel Bax - Feindbild: Islam; Die rechten Retter des Abendlands
Hans Hütt - Auf dem Weg in die Tyrannei; Über die amerikanischen Rechten
Armin Nassehi - Nicht nur die Rechten; Warum die Moderne so anstrengend ist
Rainer Joedecke - Willkommen in Hoyerswerda
Angela Wierig - Nazis in Sicht; Persönliche Betrachtungen einer Prozessbeteiligten
Liane Bednarz - Radikal bürgerlich; Der lange Arm der Neuen Rechten
Barbara Vinken - Die Angst vor der Kastration; Über rechtsradikale Mode
John Stuart Mill - Die Negerfrage; Leserbrief
Peter Felixberger gräbt den Diskurs um den deutschen Sozialstaat aus, der sich von rechts und
links gleichermaßen untergräbt; Daniel Bax zeigt, dass der Islam sich für Rechtspopulisten
deshalb so lohnend als Lieblingsfeind anbietet, weil man nicht lange graben muss, um in fast
allen Milieus der Bundesrepublik auf islamkritische Motive zu stoßen; Hans Hütt macht auf die
inneren Widersprüche der US-amerikanischen Gesellschaft und ihre Konflikte als Nährboden
für Rechtspopulismus aufmerksam und zeigt, dass die Konflikte teilweise ganz
unterschiedliche Schützengräben gegraben haben; Armin Nassehi gräbt bis an den Grund eines
grundlegenden Unbehagens an der anstrengenden Moderne, die das populistische Motiv des
Baldachins, der alle Differenzen einzieht, geradezu zum Normalfall semantischer Reaktionen
macht; Liane Bednarz gräbt nach Verbindungen zwischen unterschiedlichen politischen und
medialen Akteuren der "Neuen Rechten"; Barbara Vinken diagnostiziert ihr Grabungsergebnis
über die Mode der Rechten; Rainer Joedecke schreibt in seinem 1992 erschienen Beitrag über
Hoyerswerda, jener Ort, dessen Name zum Symbol jener schwarzen 1990er-Jahre geworden ist;
John Stuart Mill zeigt, dass die Kritik an der Sklaverei und der Kampf gegen die Unterdrückung
der Schwarzen nicht als eine philanthropische Gefühlsregung verkürzt oder missdeutet
werden sollte.

Rechtsextremismus; Rechtsextremistische Einstellung; Islam; Feindbild; Migrationsbewegung;
Flüchtling; Rechtsradikalismus; Radikalisierung; Sozialstaat; Bevölkerungseinstellung;
Rassismus; USA
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ID-nummer: 20160278

Dienstbühl, Dorothee

Nach Köln die neue Dimension eines alten Phänomens? Sexuelle Massen- und
Gruppengewalt in Deutschland

Deutsche Polizei, 2016, 2, S. 18-22
mit 4 BILD

In der Silvesternacht begann das neue Jahr für zahlreiche Frauen in Köln, Hamburg, Bielefeld
und weiteren Städten in Deutschland mit Überfällen, Beschimpfungen und brutalen sexuellen
Übergriffen. Besonders die Gewalt in Köln sorgte für Entsetzen. Die betroffenen Opfer
sprechen von Erniedrigung und obsessivem Hass, dem sie ausgesetzt waren. Die Tatsache, dass
es sich bei den Tätern zu einem großen Anteil um Asylsuchende handelt, führt zu einer Wende
in der Diskussion um die Flüchtlingspolitik der Bundesregierung. Die Folge ist eine anhaltende
Atmosphäre der Verunsicherung, die durch weitere Gewalttaten auch im Ausland wie dem
Terroranschlag in Istanbul weiter manifestiert wird. Während Politiker die Verantwortung bei
der Polizei sehen, führen Angst und Wut der Bevölkerung zu einem um sich greifenden und
äußerst gefährlichen Misstrauen gegenüber dem Staat.

Sexuelle Gewalt; Massendelikt; Rechtsstaatlichkeit; Asylbewerber; Asylpolitik;
Unrechtsbewusstsein; Asylmissbrauch; Ausweisung; Staatenloser; Polizeipräsenz;
Krisenmanagement

ID-nummer: 20160519

Dreißigacker, Arne

Befragung zu Sicherheit und Kriminalität; Kernbefunde der Dunkelfeldstudie 2015 des
Landeskriminalamtes Schleswig-Holstein

KFN-Forschungsberichte, 2016, Bd 129, 43 S.
mit 21 TAB, 19 TAF, 25 QU, 1 ANL

Das Landeskriminalamt Schleswig-Holstein hat im Frühjahr 2015 eine Befragung zur
Sicherheit und Kriminalität durchgeführt und folgt damit dem Beispiel des
Landeskriminalamts Niedersachsen, das bereits im Jahr 2013 eine solche, die PKS ergänzende,
Dunkelfeldstudie durchführt hat und diese nun mit zweijährigem Abstand wiederholt. Damit
eine größtmögliche Vergleichbarkeit der Ergebnisse zwischen den beiden Bundesländern
gewährleistet ist, wurde der dazu verwendete Fragebogen in beiden Bundesländern in
identischer Weise eingesetzt.
In Anlehnung an das Vorgehen in Niedersachsen wurde eine repräsentative Stichprobe von
25.000 Personen ab 16 Jahren, die in Schleswig-Holstein ihren Hauptwohnsitz haben, aus den
Einwohnermelderegistern gezogen, angeschrieben und gebeten, anonym Fragen zu ihren
Erfahrungen mit Kriminalität im Jahr 2014 (Opferwerdung) zu beantworten. Von den 25.000
angeschriebenen Personen nahmen 13.070 Personen an der Befragung teil. Dies ergibt eine
Teilnahmequote von 52,3 %.

Befragungsergebnis; Bevölkerungsbefragung; Schleswig-Holstein; Kriminalitätsfurcht;
Sicherheitsgefühl; Kriminalitätsbelastung; Viktimisierung; Viktimisierungsrate
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ID-nummer: 20160472

Schloenhardt, Andreas

Menschenhandel in Zeiten wachsender Migrationsströme; Vortrag, gehalten am 14. Oktober
2015 am Tag der Europäischen Union zur Bekämpfung des Menschenhandels in Wien

SIAK-Journal, 2016, 1, S. 53-62
mit 16 QU

Die Ausbeutung von Migrantinnen und Migranten, viele davon Flüchtlinge, auf dem Weg nach
Österreich und anderen Teilen Europas, hat in den letzten Monaten viele Schlagzeilen gemacht
und Fragen über die Abgrenzung von Menschenhandel und Schlepperei aufgeworfen. Im
Beitrag werden Art und Ausmaß der jüngsten Migrationsströme und globale Trends und
Entwicklungen des Menschenhandels in Europa und Österreich erläutert und wird auf die
Ursachen von Menschenhandel, Flucht und Vertreibung eingegangen. Ziel dieses Beitrags ist
es, über die Ursachen von Migration und Menschenhandel nachzudenken und diese wirksam
zu bekämpfen.

Migrationsbewegung; Menschenhandel; Illegale Einreise; Illegale Migration;
Schleuserkriminalität; Frauenhandel; Ursachenanalyse; Bekämpfungsmaßnahme; Österreich

ID-nummer: 20160030

Dekker, Rianne; Engbersen, Godfried

Vernetzt statt verwurzelt; Wie soziale Medien Wanderungsbewegungen fördern können

Internationale Politik, 2016, 1, S. 21-25
mit 1 BILD

Jahrhundertelang bedeutete Migration vor allem eines: die völlige Loslösung von der
Gemeinschaft, der die Auswanderer im Heimatland angehört hatten. Migranten galten als
"entwurzelt", abgeschnitten von ihren sozialen Kontakten. Neue Formen der Kommunikation
aber haben es ermöglicht, weite Distanzen kostengünstig und technisch anspruchsvoll zu
überbrücken. Welche Einreisebestimmungen hat das Wunsch-Migrationsland, wie komme ich
dahin? Soziale Netzwerke liefern diese Informationen und helfen auch, die Beziehungen zu
den Menschen in der Heimat aufrechtzuerhalten. Die Kehrseite der neuen Medienherrlichkeit
sind falsche Versprechungen und überzogene Erwartungen.

Kommunikationsmittel; Kommunikationsnetz; Soziales Netzwerk; Internetplattform;
Migrationsbewegung; Migrant; Einwanderung; Informationsfluss; Informationsaustausch;
Kontaktpflege; Fehlinformation
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ID-nummer: 20160274

Dehez, Dustin; Stahl, Franziska

Flucht über das Mittelmeer; Vorschläge für eine effektivere Bekämpfung von
Schleuserkriminalität

KAS - Digitale Publikation, 2016, 10 S.
mit 15 QU, 1 BILD, 1 TAB

Die Fluchtbewegungen über das Mittelmeer werden auch in den kommenden Jahren auf
gleichbleibend hohem Niveau verharren. Eine militärische Mission der Europäischen Union
wird die Schleusung über das Mittelmeer nur marginal verringern können, weil sie das
Problem der Nachfrage nach Schleusung nicht beheben kann. Die Krise beginnt lange, bevor
Flüchtlinge an den Stränden und Häfen des Maghreb Boote besteigen, die Fluchtursachen zu
bekämpfen verlangt nach einer Stärkung der Staatlichkeit in den schwachen Staaten. Auf der
anderen Seite können die europäischen Staaten mehr tun, um die Schleusung zu
kriminalisieren und durch die Angleichung europäischen Asylrechts die Anreize zu einer
weiteren Flucht über die sicheren Drittstaaten hinaus zu verringern.

Schleuserkriminalität; Statistische Angaben; Bekämpfungsmaßnahme; Militäreinsatz; Illegale
Einreise; Illegale Migration; Flüchtling; Definition; Rechtsstellung; Europa; Zusammenarbeit;
Handlungsempfehlung

ID-nummer: 20160040

Lapper, Lars

Eskalation rechtsextremistischer Militanz nach der Wiedervereinigung - Ein Rückblick

Deutsche Polizei, 2016, 1, S. 18-20
mit 2 BILD

Die „Flüchtlingskrise“ ist das innenpolitisch am kontroversesten diskutierte Thema des
zurückliegenden Jahres und hat in den vergangenen Monaten zu einem signifikanten Anstieg
von Aktivitäten des rechtsextremistischen Spektrums geführt. Auch wenn zunehmende
Pressemeldungen über Brandanschläge auf Unterkünfte von Flüchtlingen sowie punktuelle
unfriedliche Aktionen wie im August in Heidenau (Sachsen) noch kein Indiz für eine neue
Qualität von Militanz sind, geben diese Ereignisse dennoch Anlass zur Sorge. Ein Rückblick in
die Zeit nach der Wiedervereinigung zeigt, wie damals ein ähnlicher Zustrom von Flüchtlingen
zu einer bundesweiten Eskalation politischer Gewalt mit Verletzten und Todesopfern geführt
hatte.

Rechtsextreme Gewalt; Fremdenfeindlich motivierte Straftat; Fremdenhass;
Wiedervereinigung; Migrationsbewegung; Gewalteskalation; Agitation; Flüchtlingspolitik
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ID-nummer: 20160015

Haverkamp, Rita

Sicherheiten und Unsicherheiten in Deutschland; Eine Vorstellung des
BMBF-Verbundprojekts "Barometer Sicherheit in Deutschland"

SIAK-Journal, 2015, 4, S. 25-38
mit 4 TAF, zahlr. QU

Im Verbundprojekt "Barometer Sicherheit in Deutschland (BaSiD)" ging es um ein Monitoring
zu subjektiven und objektivierten (Un-)Sicherheiten in Deutschland. Unter Leitung des
Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Strafrecht engagierten sich sechs
weitere Partner im interdisziplinären Verbund mit multimethodalen Forschungszugängen. Die
Operationalisierung von Sicherheit erforderte ein negatives Begriffsverständnis, das sich in der
Kurzformel "Sicherheit ist die Abwesenheit von Unsicherheit" ausdrückt. Während subjektive
Sicherheiten in den Studien breit erfasst wurden, wurden mit Naturkatastrophen, technischen
Großunglücken, Kriminalität und Terrorismus exemplarisch vier objektivierte
Unsicherheitsphänomene berücksichtigt. Am Beispiel von Kriminalität in der Zeitperiode von
1993 bis 2014 lässt sich jedoch gut veranschaulichen, dass eine abschließende Bewertung über
die objektivierte Sicherheit zu diesem Phänomen im Zeitverlauf nicht einfach vorzunehmen
ist: Zwar sind die Fallzahlen zur Gesamtkriminalität im Vergleich zum Ausgangsniveau 1993
niedrig, doch lässt sich gegenwärtig ein leichter Anstieg beobachten. Die Repräsentativstudie
"Sicherheit und Lebensqualität" zur subjektiven Sicherheit macht deutlich, dass die Befragten
die Sorge um Kriminalität auf persönlicher Ebene wenig umtreibt, während auf
gesellschaftlicher Ebene fast die Hälfte eine große Beunruhigung über die
Kriminalitätsentwicklung äußert. Dem Viktimisierungssurvey 2012 lassen sich
Opfererfahrungen und Kriminalitätsfurcht in allgemeiner und deliktsspezifischer Hinsicht
entnehmen: Beispielsweise variieren die Betroffenheit und die Furcht vor Wohnungseinbruch
in den Bundesländern. Zur Veranschaulichung dieser subjektiven und objektivierten
Gemeinsamkeiten und Abweichungen wurde das Sicherheitsquadrat in einem
Vier-Felder-Schema entwickelt. Das Sicherheitsquadrat bedarf jedoch als Analyseinstrument
einer näheren Ausdifferenzierung und Weiterentwicklung.

Sicherheitsgefühl; Sicherheitslage; Sicherheitsbedürfnis; Kriminalitätsfurcht;
Kriminalitätseinschätzung; Kriminalitätsberichterstattung; Kriminalstatistik; Opfererfahrung;
Lebensqualität; Bevölkerungsbefragung; Erhebungstechnik; Einflussfaktor
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ID-nummer: 20160206

Sterbling, Anton

Sicherheit und Lebensqualität im Landkreis Görlitz; Ergebnisse einer Bürgerbefragung

Rothenburger Beiträge, 2015, Bd 78, 351 S.
mit LITVZ S. 333-350, 2 ANL, zahlr. TAB, 4 TAF, 1 KT

In dem Band werden die wichtigsten Ergebnisse empirischer Untersuchungen zur subjektiven
Sicherheit und Lebensqualität vorgestellt. Im Landkreis Görlitz wurde 2014 eine schriftliche
Bürgerbefragung durchgeführt. Es handelt sich um die siebte derartige Untersuchung in einer
Reihe, die zwischen 1998 und 2014 zunächst in Hoyerswerda (1998, 2002 und 2008) und in
Görlitz (1999, 2004, 2012) und zuletzt im Landkreis Görlitz (2014) erfolgte. Dabei wurde ein in
seinen Kernfragen weitgehend identischer Fragebogen verwendet. Dies ermöglicht neben dem
Vergleich zwischen beiden Städten und dem Landkreis Görlitz auch Entwicklungstendenzen
im zeitlichen Verlauf zu erfassen und einzuordnen und neue Gesichtspunkte wie
Wohnortgröße oder Grenznähe als Einflussfaktoren zu berücksichtigen.
Als wichtige Aspekte der Lebensqualität werden die Zufriedenheit mit den
Verkehrsgegebenheiten, der sozialen und kulturellen Infrastruktur, den Wohnverhältnissen,
der Familiensituation, den Partizipationsmöglichkeiten, der Arbeits- und
Einkommenssituation, den materiellen Lebensbedingungen und der Lebenslage insgesamt
betrachtet. Ebenso wird die Zufriedenheit mit der öffentlichen Sicherheit und mit dem
Sicherheitsbeitrag staatlicher Institutionen und der Polizei im Besonderen untersucht. Es
werden einzelne Gesichtspunkte der affektuellen, kognitiven und verhaltensbezogenen
Kriminalitätsfurcht, der Bedrohung und Beunruhigung wegen verschiedener Delikte und
eigene Opfererfahrungen dargestellt und analysiert. Ebenso finden die "Sicherheitswacht" und
die Kameraüberwachung, der internationale Terrorismus, die EU-Erweiterung und die
Erweiterung des "Schengen-Raums", insbesondere unter dem Gesichtspunkt ihrer
Auswirkungen auf die subjektive Sicherheit, systematische Berücksichtigung. Schließlich
werden Anregungen und Vorschläge der befragten Bürger zur Verbesserung der
Sicherheitslage aufgegriffen und vorgestellt.

Görlitz; Bürgerbefragung; Empirische Untersuchung; Befragungsergebnis; Sicherheitsgefühl;
Kriminalitätsfurcht; Lebenssituation; Lebensqualität; Polizeiliche Kriminalstatistik;
Opfererfahrung; Öffentliche Sicherheit
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ID-nummer: 20150272

Schweer, Thomas

"Vor dem Täter am Tatort" - Musterbasierte Tatortvorhersagen am Beispiel des
Wohnungseinbruchs

Die Kriminalpolizei, 2015, 1, S. 13-16
mit 1 TAB, 2 TAF, 3 KT, 7 QU

Kaum ein anderes Deliktfeld hat on den letzten Jahren einen so rasanten Anstieg zu
verzeichnen wie der Wohnungseinbruchsdiebstahl. Gebiete in denen bereits ein Einbruch
erfolgt ist, müssen mit höherer Wahrscheinlichkeit mit weiteren Einbrüchen im unmittelbaren
Umfeld rechnen als unbelastete Räume. Dieses Täterverhalten kann unter Einsatz von
automatisierter Computertechnik als musterbasiert erkannt und somit prognostiziert werden.
Diese neue Form der polizeilichen Verbrechensbekämpfung firmiert unter dem Begriff
"Predictive Policing", was so viel bedeutet wie "voraussehende Polizeiarbeit". Ziel ist es, in
großen Datenmengen Muster zu erkennen, um daraus Rückschlüsse auf zukünftige Taten zu
ziehen. Das Institut für musterbasierte Prognosetechnik (IfmPt) hat sich der Entwicklung
solcher Methoden und Techniken verschrieben.
PRECOBS (Pre Crime Observation System) ist eine Software, um Techniken und Methoden der
geografisch, mathematisch und sozialwissenschaftlich unterstützten Kriminalitätsanalyse zu
kombinieren und damit neue manuelle und automatische Prognosetechniken für die
Bekämpfung des Wohnungseinbruchs bereitzustellen. PRECOBS arbeitet ausschließlich mit
Falldaten aus den polizeilichen Vorgangserfassungssystemen. Dazu gehören Angaben zur
Tatzeit und Tatort sowie katalogisierte beschreibende Deliktmerkmale wie Modus Operandi
und Beute. Das System verarbeitet grundsätzlich keine personenbezogenen Daten.

Wohnungseinbruch; Bandenkriminalität; Aufklärungsquote; Kriminalitätsanalyse; Tatort;
Tatortanalyse; Täterverhalten; Modus operandi; Kriminalitätsprognose; Prognosemethode;
Prognosestellung; Kriminalgeographie
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ID-nummer: 20160017

Oberloher, Robert

Die islamistische Terrorgefahr auf dem Weg nach Europa? Sicherheit im Innern unter
Bedingungen abstrakter Gefahren und poröser EU-Außengrenzen

SIAK-Journal, 2015, 4, S. 68-81
mit 2 TAF, 2 KT, zahlr. QU

Folgt der Flüchtlingswelle die Terrorwelle? Diese provokante Frage fokussiert - vor dem
Eindruck der jüngsten Anschläge von Paris in ungewollter Aktualität - die abstrakte
Gefahrenlage, die sich aus den beobachtbaren Entwicklungen sowie den Erkenntnissen von
Sicherheitsbehörden ableiten lässt und bezieht sich konkret auf die Gefahr, angesichts der
gegenwärtigen unkontrollierten Massenmigration mögliche Sickereffekte durch
radikalislamische Terrororganisationen zu riskieren. Vor diesem Hintergrund wäre es fatal,
dem entgrenzten Ansturm, der schon jetzt nicht nur in gesellschaftlicher, sondern auch in
sicherheitspolitischer Hinsicht eine schwer beherrschbare Herausforderung darstellt, aus
Überforderung mit einem resignierenden weiteren unkontrollierten Fluten zu begegnen und
die Ernsthaftigkeit der Lage herunterzuspielen.
Im Beitrag wird in einem ersten Schritt eine Beurteilung der Lage überblickhaft die Risiken
aufgezeigt, die einem möglichen Ausnutzen der Situation des unkontrollierten
Massenzustroms von Flüchtlingen und der hierdurch vielerorts völlig überforderten
Sicherheitsbehörden auf Grund islamistischer Terrororganisationen (und anderer
hochkrimineller Kräfte) innewohnen. Darauf aufbauend werden mit Blick auf das Ziel einer
möglichen Risikobegrenzung, Handlungsalternativen aufgezeigt und Lösungsansätze erörtert.
Hierbei kommen konkret Ausgleichsmaßnahmen und Vorkehrungen an den einzelstaatlichen
Grenzen sowie der staaten- bzw. grenzübergreifenden polizeilichen Zusammenarbeit eine
wichtige Rolle zu. Überdies haben Integrationsstrategien im Innern und
Vorverlagerungsstrategien außerhalb der EU mittel- bis langfristig eine wichtige Bedeutung.
Folgerungen und Konsequenzen werden in einem dritten Schritt erörtert. Ziel muss es sein,
islamistische Terrorgefahren von unseren Ländern gerade auch in Zeiten poröser
EU-Außengrenzen fernzuhalten, und schon jetzt gegenzusteuern und geeignete Maßnahmen
einzuleiten, um unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung zu verteidigen und unsere
Gesellschaft vor Anschlägen oder einem Sicherheitskollaps zu schützen.

Islamistischer Terrorismus; Europa; Lagebeurteilung; Lagebeobachtung; Gefahrenlage;
EU-Außengrenze; Terroranschlag; Flüchtlingspolitik; Innere Sicherheit; Migrationsbewegung;
Gefahrenanalyse; Illegaler Grenzübertritt; Schleuserkriminalität; Anti-Terror-Strategie;
Sicherheitsstrategie; Präventionsstrategie; Grenzsicherung; Grenzüberschreitende
Zusammenarbeit; Internationale polizeiliche Zusammenarbeit
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ID-nummer: 20151098

Lang, Kati

Vorurteilskriminalität; Eine Untersuchung vorurteilsmotivierter Taten im Strafrecht und
deren Verfolgung durch Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichte

Schriften zur Kriminologie, 2015, Bd 1, 500 S.
mit zahlr. TAF, 1 KT, 3 TAB, LITVZ S. 475-500, 1 ANL

Die rechtstatsachenbezogene Untersuchung analysiert den Umgang von Polizei,
Staatsanwaltschaft und Gerichten mit vorurteilsmotivierten Straftaten. Aufgezeigt werden
sowohl Defizite im polizeilichen Erfassungssystem der Politisch Motivierten Kriminalität
(PMK) als auch Mängel bei der Einbeziehung durch die Justiz. Die empirische Analyse
aufgeklärter rechter Gewalttaten anhand von Verfahrensakten offenbart, dass nur bei 12
Prozent der Taten eine Strafschärfung aufgrund der Vorurteilsmotivation stattfindet. In der
Konsequenz werden das Strafrecht und die Verfahrensregeln, unter Einbeziehung der
wissenschaftlichen und politischen Debatte sowie der seit dem Jahr 2000 vorgelegten
Gesetzesentwürfe, auf ihre Fehlstellen hin untersucht. Die Autorin erörtert die Vor- sowie
Nachteile einer spezifischen Regelung und legt im Ergebnis konkrete Änderungsentwürfe für
das Strafzumessungs- und Verfahrensrecht aber auch das Jugendstrafrecht, vor.

Vorurteil; Straftat; Phänomenologie; Kriminalitätsentwicklung; Kriminalitätslage; Politisch
motivierte Straftat; Rechtsextreme Gewalt; Neonazismus; Hassdelikt; Diskriminierung;
Feindbild; Menschenbild; Gewaltbereitschaft; Gewaltkriminalität; Polizeiarbeit;
Datenerfassung; Statistische Angaben; Strafverfolgung; Strafzumessung; Strafrecht;
Jugendstrafrecht; Rechtsgrundlage
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ID-nummer: 20151612

Schulz, Felix

Der Krieg bleibt in Kopf und Körper - Traumatisierungen unbegleiteter minderjähriger
Flüchtlinge und deren Folgen

Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe - ZJJ, 2015, 4, S. 390-394
mit 5 QU

In vielen Medien ist täglich von der "Flüchtlingskrise" zu lesen, zu sehen und zu hören. Immer
wieder fällt dabei auch die Bemerkung, viele der (minderjährigen) Flüchtlinge seien "schwer
traumatisiert". Dies erschwere die Integration. Gerade die Jugendhilfe steht nun vor der
Aufgabe, mit diesen schwer belasteten jungen Menschen zu arbeiten. Was aber bedeutet ein
Trauma?
Der Autor möchte sich dem Phänomen "Trauma" nähren, Hintergründe darstellen und Ideen
entwickeln, die für die Arbeit mit (minderjährigen) Flüchtlingen nützlich sein können. In dem
Aufsatz wird dargestellt, wie eine möglicherweise traumatische Erfahrung neurobiologisch
verarbeitet wird, was Symptome und mögliche Diagnosen einer Traumafolgestörung sein
können, welchen Einfluss Migration und Flucht auf die Entwicklung psychischer
Traumatisierung haben und was in der Arbeit mit (unbegleiteten minderjährigen) Flüchtlingen
helfen kann. Dabei kann es sich nur um eine grobe Skizzierung der Prozesse einer
Traumatisierung und Traumafolgestörung handeln. Der Autor betont, dass seine
Ausführungen keinesfalls Allgemeingültigkeit haben oder abschließend sein können. Jeder
Mensch ist individuell und jeder Mensch reagiert und verarbeitet belastende
Lebenserfahrungen individuell.

Flüchtling; Minderjähriger; Traumatisierung; Psychotraumatologie; Neurobiologie;
Folgeschaden; Posttraumatische Belastungsreaktion; Hilfeleistung

ID-nummer: 20151587

Schmelzer, Alexander

Sicherheitsföderalismus im Ausnahmezustand; Einsatz der Bundespolizei zur
Unterstützung der Länder am Maßstab der Bundestreue

Sicherheit. Polizeiwissenschaft und Sicherheitsforschung im Kontext, 2015, Bd 7, 594 S.
mit 3 TAB, 64 TAF, LITVZ S. 579-594

Aus dem Inhalt:
Die Bundestreue als Bestandteil der bundesstaatlichen Ordnung
Die Bundespolizei im Sicherheitsföderalismus unter dem Einfluss der Bundestreue
Die aktuelle Staatspraxis von Bund und Ländern bei der Bewältigung besonderer Einsatzlagen
Folgen der Staatspraxis für den Sicherheitsföderalismus
Handlungsbedarf und Optimierungsansätze
Die Bundesuntreue im Sicherheitsföderalismus
Die Rückkehr zur Bundestreue im Sicherheitsföderalismus
Die Bundespolizei im Sicherheitsföderalismus

Föderalismus; Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsaufgabe; Öffentliche Sicherheit;
Bundespolizei; Landespolizei; Bundestreue; Rechtsgrundlage; Staatsordnung; Einsatzlage;
Polizeieinsatz; Amtshilfe; Polizeiliche Zusammenarbeit
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ID-nummer: 20150967

Hadamitzky, Gregor

Crime Mapping; Digitale Kriminalitätskartierung in Zeiten der Risikogesellschaft

Schriftenreihe Polizei & Wissenschaft, 2015, 162 S.
mit LITVZ S. 135-162, zahlr. ANL

Vor dem Hintergrund der sog. Risikogesellschaft geht es um die Frage, ob
Kriminalitätskartierungen ein nützliches Mittel zur Vorbeugung und Bekämpfung von
Kriminalität sein können. Hauptanliegen des Autors ist es, die Auswirkungen der parallelen
technischen und (risiko)gesellschaftlichen Entwicklungen auf Kriminalitätskartierungen und
umgekehrt aufzuzeigen, um Aufschluss darüber zu gewinnen, ob und inwieweit die
gesellschaftliche Dynamik eine Verschiebung oder sogar Ausweitung polizeilicher
Aufgabengebiete verlangt. Der Zugang zur Auseinandersetzung mit dieser Form der
Kriminalitätskontrolle erfolgt über das sog. Crime Mapping bzw. als entsprechende
Erweiterung über das sog. Predictive Policing.
Die Arbeit bietet für das aufkommende Feld des "Predictive Policing", insbesondere für den
Aspekt des damit verbundenen "Crime Mapping" eine wichtige Reflexionsgrundlage, sowohl
wissenschaftlich, aber eben vor allem auch mit weitreichenden Bezügen und Anregungen für
die Praxis.

Crime mapping; Digitales Karteninformationssystem; Kriminalitätsbekämpfung;
Kriminalitätskontrolle; Kriminalgeographie; Kriminalitätsschwerpunkt;
Schwerpunktermittlung; Vorhersagewert; Risikogesellschaft

ID-nummer: 20150652

Kepura, Jürgen; Niechziol, Frank; Pfau, Markus

Schleusungskriminalität; Grundlagen zur Phänomenologie, Ätiologie und polizeilichen
Intervention

Studienbücher für die Polizei - Die Blaue Reihe,
Kriminalistik, 2015, 323 S.
mit 15 TAB, 7 TAF, 19 BILD, LITVZ S. 300-317

Grenzüberschreitende Migration ist ein komplexer sozialer Prozess, der in der
Schleusungskriminalität einen oftmals stillen Begleiter hat. Schleuserorganisationen nutzen
dabei oft aus reinem Profitstreben die Notlage von Personen in ihren Heimatländern mit
menschenverachtenden und lebensbedrohlichen Methoden aus. Den Migranten geht es nicht
nur um die Einreise, sondern um den Aufenthalt im Zielland. Migrationskriminalität ist damit
sowohl von grenzpolizeilicher Bedeutung, als auch allgemein im polizeilichen Alltag präsent.
Dieses Studienbuch gibt einen Überblick über die Rechtslage, skizziert Phänomene und
Ursachen der Schleusungskriminalität, stellt Interventionsstrategien dar und gibt Impulse für
die praktische Ermittlungsarbeit. Der interdisziplinäre Zugang zum Thema wird durch
Hinweise auf ergänzende Informationsquellen und ein Glossar mit Fachbegriffen abgerundet.

Schleuserkriminalität; Phänomenologie; Ätiologie; Erklärungsansatz; Definition; Deliktart;
Lagebild; Eingriffsnorm; Normanwendung; AufenthG; AufenthG P 95; AufenthG P 97;
AufenthG P 96; Illegale Einreise; Einschleusen; Aufenthaltsrecht; Aufenthaltsverbot;
Polizeiliche Maßnahme; Polizeiliches Handeln; Polizeistrategie; Interventionsstrategie;
Sachbearbeitung
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ID-nummer: 20150613

Bergmann, Marie Christine; Baier, Dirk

Wir hier – Zukunft in Aachen; Ergebnisse einer Befragung von Aachener Kindern und
Jugendlichen

KFN-Forschungsberichte, 2015, Bd 126, 116 S.
mit zahlr. TAB, zahlr. TAF, LITVZ S. 115-116

Es werden Ergebnisse einer Befragung von Schülerinnen und Schülern der vierten und
neunten Jahrgangsstufe vorgestellt, die Ende des Schuljahrs 2013/2014 in Aachen durchgeführt
wurde. Der thematische Fokus der Befragung liegt einerseits auf Fragen zum delinquenten
bzw. abweichenden Verhalten und dessen Ursachen. Andererseits steht eine Reihe an
aachenspezifischen Inhalten im Mittelpukt der Befragung, so z. B., wie die Schüler Aachen
einschätzen, ob sie mit den hiesigen Angeboten zufrieden sind und wie sie sich die Zukunft
hier vorstellen. Insbesondere zum Thema delinquentes und abweichendes Verhalten sind
bereits früher Schülerbefragungen durch das Kriminologische Forschungsinstitut
Niedersachsen (KFN) durchgeführt worden. Dies hat den Vorteil, dass umfangreiche
Vergleichsdaten aus diesen Befragungen zur Verfügung stehen, die es erlauben, die Ergebnisse
Aachens neben die Ergebnisse anderer Gebiete zu stellen. In der Ergebnisvorstellung wird
dabei vor allem auf eine Schülerbefragung eingegangen, die im Jahr 2013 in Niedersachsen
durchgeführt wurde und in deren Rahmen 9.512 Jugendliche der neunten Jahrgangsstufe
repräsentativ erreicht wurden. Die Befragung der Neuntklässler in Aachen wurde nach
demselben methodischen Vorgehen und unter Benutzung eines in vielen Teilen identischen
Fragebogens durchgeführt, so dass eine Vergleichbarkeit beider Befragungen gegeben ist.

Schüler; Befragung; Befragungsergebnis; Abweichendes Verhalten; Kriminelles Verhalten;
Lebenssituation; Jugendlicher; Integration; Migrant; Täterschaft; Opfererfahrung;
Ausländerfeindlichkeit; Familie; Soziale Herkunft; Soziale Integration; Freizeitverhalten;
Drogenkonsum; Medienkonsum; Schulverweigerung; Aachen
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ID-nummer: 20150829

Schloenhardt, Andreas

Criminalizing the Smuggling of Migrants in International, European, and Austrian Law

Kriminalwissenschaften in Theorie und Praxis, 2015, Bd 7, 180 S.
mit zahlr. TAB, LITVZ S. 171-180

This research publication examines criminal offences pertaining to the smuggling of migrants
in international, European, and Austrian laws. It outlines the criminalization requirements
under the United Nations (UN) Protocol against the Smuggling of Migrants by Land, Sea and
Air, supplementing the Convention against Transnational Organized Crime, international best
practice guidelines developed by the United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC), and
relevant European Council Directives and Framework Decisions. The research then identifies
and analyses domestic offences relating to smuggling of migrants in Austria and assesses the
elements, scope, interpretation and application of relevant domestic offences in the
Fremdenpolizeigesetz and the Strafgesetzbuch (Penal Code) against international standards.
The goal of this research is to outline and examine international and domestic offences relating
to the smuggling of migrants, identify strengths and weaknesses, and develop
recommendations to improve the criminalization of this phenomenon. The research seeks to
promote awareness of the realities of this crime, analyze the international and Austrian
criminal justice response to migrant smuggling, and identify best practice models that can
serve to enhance the effectiveness of domestic and international efforts to combat the
smuggling of migrants whilst protecting the rights of smuggled migrants.

Menschenhandel; Illegaler Grenzübertritt; Einschleusen; Bekämpfungsmaßnahme;
Internationaler Rechtsvergleich; Internationales Strafrecht; Europäisches Strafrecht;
Rechtslage; Österreich

ID-nummer: 20150073

"Mich überrascht die Ahnungslosigkeit der Behörden"; Interview Ahmad Mansour -
Dorothee Dienstbühl

Deutsche Polizei, 2015, 1, S. 21-22, 24
mit 1 BILD

Ahmad Mansour ist Diplom-Psychologe. Er ist als wissenschaftlicher Mitarbeiter in der
Berliner Beratungsstelle "Hayat" (was Leben bedeutet) im Zentrum Demokratische Kultur tätig,
wo er gefährdete Jugendliche und deren Angehörige berät. Zudem arbeitet er als Gruppenleiter
bei "HEROES", dem Gleichstellungsprojekt von Strohhalm e.V. Berlin gegen Unterdrückung im
Namen der Ehre.
In dem Gespräch erläutert er bestehende Probleme, die Jugendliche in Deutschland mit sich
herumtragen, wie aktuelle Krisenlagen, beispielsweise im Gaza, Syrien oder im Irak die Arbeit
beeinflussen und wo dringender Handlungsbedarf gesehen wird.

Ausländischer Jugendlicher; Migrant; Ehre; Islamischer Fundamentalismus; Antisemitismus;
Rassismus; Identitätsbewusstsein; Integration; Beratungsstelle; Pädagogik
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ID-nummer: 20150444

Hafeneger, Benno

Islamismus, Salafismus, Dschihadismus; Überlegungen und Hinweise zum religiös
motivierten Extremismus

Sozial Extra, 2015, 2, S. 10-15
mit 5 QU

Die empirische Erkenntnislage zum religiös motivierten Extremismus ist noch dünn: es gibt
kaum gehaltvolle Daten und Befunde. Wir bewegen uns noch im Feld vorläufiger Daten, erster
systematischer Überlegungen und plausiblen Begründungen für eine
angemessen-differenzierte Auseinandersetzung. Dabei bieten sich auch Analogien bzw.
Überlegungen aus der Rechtsextremismusforschung und der rechten bzw. rechtsextremen
Jugendszene an.
Beim extremistischen Salafismus/Islamismus und Dschihadismus haben wir es in Deutschland
wie auch in anderen Ländern (vor allem in England, Frankreich, Österreich und Belgien) mit
einem jungen, neuen und transnationalen Phänomen (einer neosalafistischen
Jugendbewegung) zu tun. Neben Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit türkischen oder
arabischen Migrationshintergrund gehören auch Deutsche ohne Migrationshintergrund, die
zum Islam konvertiert sind, zur salafistischen Szene. Die Aktivitäten der Szene sind
differenziert:
- die predigende Religionsausübung und Verbreitung der Religion,
- dann die politisch-ideologische Propaganda und Agitation,
- und schließlich will eine Minderheit der dschihadistischen Salafisten ihre Ziele bzw.
extremistische Ideologie mit Gewalt durchsetzen; am Ende von Radikalisierungsprozessen mit
der Bereitschaft, als "Kämpfer" in den "Heiligen Krieg" zu ziehen, zu töten und sich töten zu
lassen.
Mit Blick auf Prävention, Deradikalisierung und Intervention sind auch Pädagogik und
Jugendhilfe gefordert.

Islam; Islamismus; Djihadismus; Salafismus; Religion; Extremismus; Radikalisierung;
Jugendalter; Jungerwachsener; Jugendkultur; Migrant; Soziale Herkunft; Soziale Integration;
Identitätsbewusstsein; Präventionsprojekt; Jugendarbeit; Deradikalisierung
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ID-nummer: 20150254

Baier, Dirk

Migration und Kriminalität

Die Polizei, 2015, 3, S. 75-82
mit 2 TAF, 3 TAB, 17 QU

Über das Thema Migration und Kriminalität wird sehr kontrovers diskutiert. In der
Allgemeinbevölkerung ist dabei die Position, dass Migranten - aus welchen Gründen auch
immer - ein Sicherheitsrisiko darstellen, recht verbreitet. Dies zeigt u. a. eine deutschlandweit
repräsentative Befragung aus dem Jahr 2010. 96,5 % der Bundesbürger gehen davon aus, dass
Ausländer häufiger als Tatverdächtige in Erscheinung treten als sie es in Wirklichkeit tun. Es
gibt kaum Kriminalitätsbereiche, in denen die Einschätzungen und Prognosen der
Bevölkerung vergleichbar negativ ausfallen.
Der Autor untersucht welcher Zusammenhang zwischen der Herkunft und dem kriminellen
Verhalten tatsächlich existiert. Hierzu werden verschiedene Datenquellen herangezogen, und
die Gruppe der Migranten wird, so es die Datenquellen erlauben, in Subgruppen unterteilt.
Insgesamt geht er folgenden Thesen nach: 1. Migranten (bzw. Ausländer) sind krimineller als
einheimische Deutsche. 2. Ursächlich für eine höhere Kriminalitätsbelastung von Migranten ist
ihr schlechter sozio-ökonomischer Status. 3. Der Islam ist ein eigenständiger
Verstärkungsfaktor kriminellen Verhaltens.

Migrationsbewegung; Migrant; Kriminelles Verhalten; Sicherheitsrisiko;
Kriminalitätseinschätzung; Ausländeranteil; Ausländischer Tatverdächtiger;
Ausländerkriminalität; Tatverdächtigenbelastungszahl; Polizeiliche Kriminalstatistik;
Deliktstruktur; Dunkelfelduntersuchung

ID-nummer: 20141443

Ibald, Britta

Streetwork Duisburg-Hochfeld: Keiner soll verloren gehen

Polizeispiegel, 2014, 10, S. 32-35
mit 10 BILD

Ramazan Yildirims Arbeitsplatz ist die Straße. Duisburger Stadtteil Hochfeld ist der
Diplom-Sozialwissenschaftler als Streetworker unterwegs. Der 37-Jährige kennt sich aus auf
dem Multikulti-Parkett des "Problem"-Kiezes - seit seinem zehnten Lebensjahr ist er hier zu
Hause.

Zuwanderung; Sozialarbeit; Duisburg; Streetwork; Streetworker; Sozialer Brennpunkt;
Jugendfürsorge; Soziale Integration; Integrationsprävention
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ID-nummer: 20150167

Schneider, Hans

Studien zum Freiwilligen Polizeidienst in Hessen; 2013 im Fokus: Migrationshintergrund

Polizeiwissenschaftliche Analysen, 2014, Bd 25, 61 S.
mit LITVZ S. 47-50, 5 ANL

Das Ergebnis der Studie belegt, dass die sprachlichen und kulturellen Kompetenzen der
Polizeihelferinnen und Polizeihelfer mit Migrationshintergrund vielfach genutzt werden
konnten, Situationen zu entspannen, Missverständnisse aufzulösen, Zugänge für Lösungen zu
finden und als Mittler zwischen ausländischen Mitbürgern und Polizei oder zwischen
deutschen Staatsbürgern mit Migrationshintergrund und Polizei zu dienen.
Gleiches gilt für die Feststellung, dass sich in dem großen Anteil an Helferinnen und Helfern
mit Migrationshintergrund und deren erfolgreicher Arbeit in einem zentralen Bereich
gesellschaftlichen Zusammenlebens, der inneren Sicherheit, letztlich eine erfolgreiche
Integrationsarbeit wiederspiegelt. Ein Ergebnis, welches den Verfasser der Studie veranlasst
hat, von einem Leuchtturmprojekt der Integration zu sprechen.

Freiwilliger Polizeidienst; Hessen; Migrant; Migration; Einsatzwert; Ausländerintegration;
Integrationsfunktion; Integrationsprozess; Empirische Untersuchung

ID-nummer: 20160118

Jaschke, Hans Gerd

Auswirkungen des demografischen Wandels auf den Arbeitsmarkt; Einige künftige
Rahmenbedingungen für die Polizei

Oranienburger Schriften, 2014, Bd 1, S. 7-15
Analyse von Nachwuchsrekrutierungsstrategien in Polizeien des Bundes und der Länder; 7.
Tag der Wissenschaft, Oranienburg; BR Deutschland, 2013 [26.09.]
mit 1 TAB, 21 QU

Der Autor untersucht die Auswirkungen des demografischen Wandels auf den Arbeitsmarkt in
mehreren Schritten. Ausgangsannahme ist dabei, dass der demografische Wandel verknüpft ist
mit der Entwicklung zur Dienstleistungsgesellschaft. Zunächst zeigt ein Blick auf diesen
bedeutsamen Wandel (»Tertiarisierung«), wie sehr öffentliche und private Arbeitgeber heute
und auch in Zukunft alle Anstrengungen auf die Konkurrenzen im tertiären Sektor richten
müssen. Die Polizei als Arbeitgeber ist ein Wettbewerber unter vielen bei der Einwerbung guter
Abiturienten für den Polizeidienst. In einem weiteren Schritt wird der demografische Wandel
im engeren Sinne untersucht. Ziel ist es, einige mit dem demografischen Wandel verbundene
nachhaltige Herausforderungen für die Polizei zu benennen und zu diskutieren.

Demographischer Wandel; Bevölkerungsentwicklung; Gesellschaftsstruktur;
Migrationsbewegung; Dienstleistung; Arbeitsmarkt; Arbeitgeber; Polizeidienst;
Polizeinachwuchs
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ID-nummer: 20150357

Weitkunat, Gerhardt

Grenzpolizei mit globalisiertem Lagebild; Ursächliche Strategien gegen irreguläre Migration

Schriftenreihe Polizieren: Polizei, Wissenschaft und Gesellschaft,
Europas neue Grenzen; Polizeiliche Herausforderungen im Zeitalter der neuen europäischen
Sicherheitsarchitektur, 2014, Bd 7, S. 32-59
mit LITVZ S. 57-59

Durch den sogenannten "Arabischen Frühling" hat eine Destabilisierung der autoritären
Staaten im nordafrikanischen Raum stattgefunden. So begrüßenswert diese Entwicklung auf
der einen Seite sein mag, konfrontiert sie die Europäische Union mit dem Problem, dass diese
Staaten ihre Funktion als "Pufferzone" gegen die Migrationsströme aus Schwarzafrika nicht
länger erfüllen können.
Inzwischen sollte deutlich geworden sein, dass Migration und vor allem irreguläre Migration
die logische und unumgängliche Konsequenz bestimmter Lebensbedingungen ist und dass die
bisherigen Strategien gegen dieses Phänomen kaum zielführend und ohne zusätzliche
Maßnahmen möglicherweise sogar kontraproduktiv sind. Das bedeutet, dass weder eine
Zentralisierung des Grenzschutzes, noch eine Optimierung der Maßnahmen zu einer
tatsächlichen Minimierung der Migrationsströme beiträgt. Das Gegenteil ist der Fall: Solange
ein Bedarf und damit ein "Markt" für Schleusung existiert, sorgen alle repressiven Maßnahmen
für eine Professionalisierung der "Anbieter" (also der Schleuser) und für eine Erhöhung des
(Lebens-) Risikos der Geschleusten. Um einen differenzierten Blick auf eben jene Akteure
richten zu können, die verallgemeinernd als "Menschenhändler", "Asylanten", "Kriminelle"
oder gar mit entwürdigenderen Schlagworten bezeichnet werden, wird in dem Beitrag eben
jener Prozess nachgezeichnet, durch den Akteure zu einem Teil des Migrationssystem werden.
Basierend auf diesen Erkenntnissen stellt sich die Frage, wie ein ursächliches proaktives
Konzept gegen irreguläre Migration aussehen könnte, dass durch die Polizei beeinflusst und
ausgestaltet wird.

Grenzsicherheit; Grenzpolizei; Bundespolizei; Migrationsbewegung; Illegale Migration;
Illegaler Grenzübertritt; Zuwanderung; Außengrenze; Schleuserkriminalität; Krisengebiet;
Ursachenforschung; Erklärungsmodell; Bekämpfungsansatz; Intervention; Krisenintervention
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ID-nummer: 20140226

Jahn, Sven

Vernetzte Sicherheit - der Kooperationsgrundsatz der PDV 100 im polizeilichen
Einsatzmanagement; Effektive und effiziente Erreichung von taktischen polizeilichen
Zielen

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2014, 1, S. 7-10
mit 14 QU

Die 18 Polizeien in der Bundesrepublik Deutschland (16 Polizeien der Länder, BKA, BPOL)
nehmen ihre gesetzlichen Aufgaben selbstverantwortlich wahr. Die Bewältigung polizeilicher
Lagen in unserer heutigen digitalisierten, schnelllebigen Gesellschaft erfordert in der
taktischen Lösung allerdings zunehmend ein vernetztes Handeln unter Nutzung vorhandener
und verfügbarer Ressourcen mit entsprechenden Einsatzwerten. In den letzten Jahrzehnten
hat sich in der deutschen Polizeilandschaft vieles verändert. Insbesondere wurden neue
taktische und technisch-organisatorische Zusammenarbeitsformen entwickelt. In dem Beitrag
werden die Grundlagen der Kooperation von Polizeibehörden der Länder und des Bundes
erläutert.

Polizeiaufgabe; Sicherheitsaufgabe; Sicherheitsarchitektur; Polizeiliche Zusammenarbeit; PDV
100; Kooperationsprinzip; Einsatzlage; Einsatzführung; Führungsorganisation;
Aufbauorganisation; Gemeinsame Ermittlungsgruppe; Besondere Aufbauorganisation

ID-nummer: 20140232

Pfau, Markus

Bundespolizei in den nationalen und internationalen Netzwerken der
Kriminalitätsbekämpfung; Vernetzte Sicherheit im kriminalpolizeilichen Kontext

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2014, 1, S. 25-27
mit 1 TAF, 9 QU

Die kriminalpolizeilichen Handlungsfelder der Bundespolizei sind in hohem Maße durch
sowohl phänomenübergreifende als auch grenzüberschreitende Elemente geprägt. Dies macht
eine enge Kooperation mit benachbarten Institutionen unerlässlich. Der Autor skizziert den
aktuellen Status quo der hierzu geschaffenen Kooperationsstrukturen der Bundespolizei im
Bereich der Kriminalitätsbekämpfung auf nationaler und internationaler Ebene sowie in
strategischer und operativer Hinsicht.

Bundespolizei; Polizeiaufgabe; Grenzüberschreitende Zusammenarbeit; Zusammenarbeit;
Kriminalitätsbekämpfung; Kriminalstrategie; Operative Maßnahme; Internationale
polizeiliche Zusammenarbeit
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ID-nummer: 20150142

Gehre, Anke

Kriminalitätsfurcht von Migranten in Chemnitz

Schriftenreihe Polizei & Wissenschaft, 2014, 133 S.
mit 1 KT, 23 TAF, 2 ANL, LITVZ S. 127-133

Eines ist allen bisherigen Studien zur Kriminalitätsfurcht gemein: Ausländer werden häufig
ausschließlich als Negativfaktor behandelt. Bisher wurde jedoch nicht hinterfragt, wie sich die
Kriminalitätsfurcht bei dieser Personengruppe darstellt. Die Autorin widmet sich in sechs
Kapiteln genau dieser Frage und hinterfragt anhand von Interviews die Kriminalitätsfurcht
speziell von Migranten. Ebenso wird deren Vertrauen und die Einstellung zur Institution
Polizei beleuchtet. Bei der eingangs durchgeführten kritischen Betrachtung des Begriffs
Kriminalitätsfurcht sowie dessen bisheriger Verwendung und Untersuchung, zeigt die Autorin
methodische Besonderheiten auf, welche im Hinblick auf die zu untersuchende Zielgruppe
bedeutsam sind. Im Ergebnis verdeutlicht die Untersuchung zwei Punkte: Einerseits die
Bedeutung kultureller Spezifika für die Wertung getroffener Aussagen sowie das
Forschungsdesign überhaupt. Und andererseits, dass Migranten nicht automatisch einer
höheren Kriminalitätsfurcht bzw. einem geringen Systemvertrauen unterliegen, obwohl die
aktuellen gesellschaftlichen Ereignisse den Schluss durchaus nahelegen.

Chemnitz; Migrant; Ausländeranteil; Kriminalitätsfurcht; Opferrisiko; Kriminalstatistik;
Medieneinfluss; Coping; Disorder-Theorie; Interview; Befragungsergebnis
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ID-nummer: 20140458

Miko, Katharina; Mayr, Elisabeth

Partizipative Sicherheitsforschung in Ausbildung und Lehre; Rück- und Ausblick zur
Implementierung von Wissen um die subjektive Sicherheit in die polizeiliche Lehre

SIAK-Journal, 2014, 1, S. 46-53
mit 1 TAF, 4 QU

Das Projekt "Partizipative Sicherheitsforschung in Ausbildung und Lehre in Österreich", das im
Beitrag vorstellt wird, verband empirische Erhebungen zur subjektiven Sicherheit mit der
Implementierung der Ergebnisse in die polizeiliche Lehre. Ziel war es, die in der Studie
erworbenen Ergebnisse in die polizeiliche Lehre zu implementieren. Dadurch wurden nicht
nur detailliertes Wissen über subjektive Verunsicherungsphänomene in unterschiedlichen
Bevölkerungsgruppen generiert, sondern auch konkrete Szenarien für ausgewählte Hot Spots
in Österreich erstellt.
Der Artikel möchte Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt "PARSIFAL - Partizipative
Sicherheitsforschung in Ausbildung und Lehre in Österreich", das im
Sicherheitsforschungs-Förderprogramm KIRAS vom Bundesministerium für Verkehr,
Innovation und Technologie beauftragt wurde, darstellen und deren Relevanz für die
polizeiliche Lehre aufzeigen. Dabei soll sowohl ein Rückblick auf das Projekt PARSIFAL als
auch ein Ausblick auf das im Augenblick laufende Projekt POLIS geworfen werden, welches die
Implementierung der Ergebnisse aus PARSIFAL in die polizeiliche Grundausbildung fokussiert.
Die Beschreibung dieser Projekte greift aber noch grundlegender eine Forschungslücke in der
österreichischen Polizei- und Sicherheitsforschung auf: das Erforschen sicherheitsrelevanter
Aspekte von Sozialforschung und Polizei in einem interdisziplinären Forschungsteam.

Sicherheitsforschung; Forschungsstudie; Subjektivität; Sicherheitsgefühl; Österreich;
Polizeiausbildung; Lehrplan; Polizeibeamter; Beteiligung; Empirische Untersuchung
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ID-nummer: 20140457

Gruber, Marika

Zusammenleben in Vielfalt im ländlichen Raum

SIAK-Journal, 2014, 1, S. 35-45
mit zahlr. QU

Im Jahresdurchschnitt 2012 hatten 1,58 Millionen (18,9 %) der etwa 8,35 Millionen Menschen
in Österreich einen Migrationshintergrund. Der Großteil davon lebt in Städten mit mindestens
20.000 Einwohnern. Doch Zuwanderung ist längst kein rein städtisches Phänomen mehr,
sondern findet auf Grund von Arbeitsmigration, Familiennachzug oder Flucht und
Vertreibung und der Beherbergung von Asylsuchenden verstärkt auch in ländlichen Regionen
statt. Gemeinden im ländlichen Raum finden aber im Unterschied zu Städten andere
integrationspolitische Rahmenbedingungen und Infrastrukturen vor. Die Erfahrungen aus der
städtischen Integrationsarbeit sind daher nur bedingt auf Gemeinden des ländlichen Raums
übertragbar. Ziel des Beitrags ist es, den ländlichen Raum als Zuwanderungsort zu fokussieren
und dabei seine integrationsrelevanten Besonderheiten und Rahmenbedingungen zu
verdeutlichen. Der Beitrag setzt sich zunächst kritisch mit dem Begriff der Integration
auseinander und versucht Abgrenzungen zu anderen in diesem Kontext verwendeten
Begriffen wie Pluralismus, Diversität oder Inklusion vorzunehmen. Anschließend erfolgt ein
Überblick über den Forschungsstand zu Integration im ländlichen Raum. In weiterer Folge
verdeutlicht die Autorin wesentliche integrationsrelevante Unterschiede zwischen städtischen
und ländlichen Gemeinden und zeigt Möglichkeiten zur organisatorischen Verankerung sowie
Beispiele für die praktische Gestaltung von Integrationsarbeit im ländlichen Raum auf. Als eine
zentrale Voraussetzung für gelingende Integrationsarbeit wird entsprechendes Know-how
sowie Planungs- und Umsetzungskompetenz der handelnden Integrationsakteurinnen und
-akteure genannt. Damit Gemeinden diese Querschnittsmaterie aktiv gestalten können,
brauchen sie häufig Unterstützung: finanzieller Art, aber auch etwa in Form von
Kompetenzvermittlung oder Prozessbegleitungen.

Migration; Zuwanderung; Ländliches Gebiet; Integration; Definition; Integrationsprozess;
Ausländerintegration; Soziale Integration; Maßnahmenkatalog; Stadt; Kompetenzvermittlung;
Österreich
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ID-nummer: 20140638

Göge, Dennis

Polizeiliche Sicherheitsforschung - Chancen und Perspektiven; Ergebnisorientierter Dialog
zwischen Wissenschaft und den Endnutzern

PVT - Polizei Verkehr + Technik, 2014, 3, S. 2-6
mit 6 BILD, 1 KT, 7 QU

In den letzten Jahrzehnten haben sich die globale Sicherheitsarchitektur und die
Sicherheitsrisiken in der Gesellschaft grundlegend geändert. Direkte und indirekte
Bedrohungen, wie zum Beispiel Terrorismus, Organisiertes Verbrechen oder Piraterie stellen
ebenso wie Rohstoff- und Energieverknappung oder der Klimawandel mit den
einhergehenden Naturkatastrophen, neue Anforderungen an Innere Sicherheit und
Verteidigung. Um diesen neuen Anforderungen in Zukunft gerecht werden zu können, spielen
neben Politik und Wirtschaft auch zunehmend Wissenschaft und Forschung eine
entscheidende Rolle. Hochentwickelte Technologien, Systeme, Konzepte und Kompetenzen,
die auch der polizeilichen Sicherheitsforschung entstammen, sorgen bereits heute dafür, dass
aus diversen Szenarien extrahierte Fähigkeitsprofile bedient und somit insbesondere der
Schutz der Bevölkerung erhöht werden kann.

Sicherheitsforschung; Sicherheitsarchitektur; Kritische Infrastruktur; Forschungsaufgabe;
Forschungsprogramm; Grundlagenforschung; Krisenmanagement; Sicherheitstechnik;
Technologische Entwicklung

ID-nummer: 20140441

Wagner, Marc

Die Metamorphose präventiver Freiheitseingriffe im Kontext der Bekämpfung von illegaler
Migration, Schleusungskriminalität und Terrorismus; Inhalte und Rechtsfolgen der §§ 40 I,
41 I BPolG

Die Polizei, 2014, 4, S. 93-97
mit 39 QU

Freiheitsbeschränkung versus Freiheitsentziehung - ein rechtsdogmatisches Perpetuum
mobile, dessen feinsinniger Abgrenzungsmechanismus im Kontext präventiver
(bundes-)polizeilicher Freiheitseingriffe zunächst keiner praktischen Belastung standhalten
muss. Selbst für Freiheitsentziehungen gilt wegen der sog. Kurzzeitklausel erst einmal: "iudex
ante portas". In der Abgrenzungsmotorik kommt es hingegen zu Amplituden, wenn sich der
Störer gegen den Freiheitseingriff mit einem Rechtsbehelf zur Wehr setzt. Ist die Anfechtung
als gegen Freiheitsentziehungen gerichteter Rechtsbehelf statthaft, sind operative Kräfte ad hoc
involviert. Die Alternative im Kampf gegen Terrorismus, Schleusungskriminalität und illegale
Migration: präventive Freiheitseingriffe als A-priori-Freiheitsbeschränkungen mit
Freiheitsentziehungspotential.

Freiheitsbeschränkung; Freiheitsentzug; Polizeieingriff; Eingriffsrecht; Bundespolizei; BPolG P
40 Abs 1; BPolG P 41 Abs 1; Rechtsgrundlage; Gefahrenabwehrrecht; Illegale Migration;
Schleuserkriminalität; Terrorismus
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ID-nummer: 20150218

Schöne, Marschel

Die Präventivwirkung der polizeilichen Inszenierung; Notizen zum Mythos Sicherheit

Schriften zur Empirischen Polizeiforschung,
Forschung zu Sicherheit und Sicherheitsgewährung; Festschrift für Manfred Bornewasser,
2014, Bd 18 (Bd 17), S. 195-225
mit LITVZ S. 221-225

In dem Beitrag untersucht der Verfasser Rolle und Aufgabe der Polizei im Sinne des
französischen Sozialwissenschaftlers Pierre Bourdieu. Nach Bourdieu differenziert sich die
moderne Gesellschaft in soziale Felder, in denen sich Kapitalien und Regeln herausbilden, die
in einem spezifischen Feld wirksam sind, in einem anderen jedoch bedeutungs- und
wirkungslos sein können. Als eine Hauptbotschaft seitens der Kriminalpolitik und des Feldes
Polizei gilt dabei: Ohne Polizei keine Sicherheit im Inneren des Staates. Keine Sicherheit für
Leib, Leben und Eigentum. Angesichts des menschlichen Sicherheitsbedürfnisses eine
wirksame Botschaft. In diesem Kontext hinterfragt der Autor, ob Ordnung und Sicherheit
tatsächlich als reale Produkte des Feldes gelten können. Des Weiteren wirft er den Blick darauf,
wofür das Feld Polizei in dem Sozialraum, den wir Gesellschaft nennen, seinem Wesen nach
zuständig ist.

Gewaltmonopol; Polizeiaufgabe; Präventionsarbeit; Polizeipräsenz; Polizeiliches Handeln;
Sicherheitsaufgabe; Öffentliche Sicherheit; Öffentlicher Raum; Soziales Umfeld; Sozialstruktur;
Kriminalitätskontrolle; Sicherheitsgefühl
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ID-nummer: 20140621

Schott-Mehrings, Tilmann

"Illegaler Aufenthalt", Visa-Erschleichung und Menschenhandel. Aktuelle Trends in der
Migrationspolitik der Europäischen Union

Interdisziplinäre Beiträge zur kriminologischen Forschung,
Kriminologie ist Gesellschaftswissenschaft; Festschrift für Christian Pfeiffer zum 70.
Geburtstag, 2014, Bd 43, S. 579-592
mit LITVZ S. 591-592

Die gemeinsame Visa-, Asyl- und Migrationspolitik der Europäischen Union (EU) lässt eine
Reihe von Innovationen erkennen, die darauf gerichtet sind, die Stellung illegal aufhältlicher
Drittstaatsangehöriger zu stärken. Mit der EU-Rückführungsrichtlinie, der dazu ergangenen
Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union (EuGH) und der
EU-Opferschutzrichtlinie für Menschenhandel wurde eine neue Dimension des
Anwendungsvorranges europäischen Rechts eröffnet. Im Widerspruch dazu steht die
Schwerfälligkeit der deutschen Gesetzgebung mit der Schnelllebigkeit des EU-Rechts Schritt zu
halten.
Der Einreise- und Aufenthaltsstatus Drittstaatsangehöriger unterliegt einem komplexen
System europäischer und innerstaatlicher Regelungen. Unter Drittstaatsangehörigen sind
Personen zu verstehen, die weder die Staatsangehörigkeit eines EU-Staates noch eines der an
das EU-Freizügigkeitsrecht assoziierten Staaten Island, Liechtenstein, Norwegen oder der
Schweiz besitzen noch freizügigkeitsberechtigte Familienangehörige sind. Seit einigen Jahren
stärkt das Unionsrecht die Stellung gerade illegal aufhältlicher Drittstaatsangehöriger und
sucht nach einem Ausgleich zwischen Durchsetzung der Aufenthaltsbeendung und
Individualinteressen. Die innerstaatliche Gesetzgebung setzt EU-Richtlinien jedoch oft zu spät
und nicht immer vollständig um. An den Beispielen dreier Personengruppen versucht der
Autor darzustellen, dass mehr Innovationsbereitschaft erforderlich ist, um mit der
Schnelllebigkeit des EU-Rechts Schritt zu halten: Illegal aufhältliche Drittstaatsangehörige,
Inhaber erschlichener Visa im legendierten Aufenthalt und Opfer von Menschenhandel ohne
legalen Status.

Illegale Migration; Illegaler Aufenthalt; Drittstaatenregelung; Einschleusen; Menschenhandel;
Aufenthaltsrecht; AufenthG; AufenthG P 95; AsylVfG; Freizügigkeit; Abschiebehaftverfahren;
Europäischer Gerichtshof; Europarecht; EU-Richtlinie
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ID-nummer: 20140435

Fuchs, Bernd

Schnittstellen der Sicherheitsarchitektur; Ein Bericht vom 17. Europäischen Polizeikongress
in Berlin

Kriminalistik, 2014, 3, S. 174-179
Schnittstellen der Sicherheitsarchitektur; National - Europäisch - Global; 17. Europäischer
Polizeikongress, Berlin; BR Deutschland, 2014 [18.02.-19.02.]
mit 10 BILD, 4 QU

Das Zusammenwirken verschiedenster Behörden und Einrichtungen auf örtlicher, regionaler,
nationaler, europäischer und globaler Ebene ist angesichts vielfältiger Bedrohungsszenarien
notwendiger denn je, bietet aber auch aufgrund der Komplexität und Vielfalt unserer
Sicherheitsarchitektur Gefahren. So gilt es politisch-rechtliche, organisatorische und
technische Schnittstellen zu erkennen, die mit jeder Neuerung zwangsläufig verbunden sind.
Wenn sie sich schon nicht vermeiden lassen, so bedarf es konkreter Mechanismen um zu
verhindern, dass sie sich zu einem zusätzlichen Sicherheitsrisiko entwickeln.

Sicherheitsarchitektur; Gefahrenlage; Zusammenarbeit; Polizeiarbeit; Internationale
polizeiliche Zusammenarbeit; Grenzüberschreitende Zusammenarbeit;
Informationsaustausch; Datenaustausch; Informationssystem; Auslandseinsatz

ID-nummer: 20140375

Haynes, Patrizia

Vereinbarkeit der sicherheitspolitischen Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung mit
dem Trennungsgebot

Die Polizei, 2014, 3, S. 74-79
mit 38 QU

Das Trennungsgebot stellt einen elementaren Bestandteil des deutschen
Nachrichtendienstrechts dar. Sein Gehalt wirkt sich verschiedenartig auf das Verhältnis und
die Zusammenarbeit von Polizei und Nachrichtendiensten aus. Der rechtliche Rang,
insbesondere die Frage der verfassungsrechtlichen Qualität des Gebots, ist seit Jahrzehnten
rechtsdogmatisch umstritten, jedoch angesichts fortwährender Veränderungen der
Sicherheitsarchitektur in Deutschland von erheblicher Relevanz.
Unter Einbeziehung der aktuellen Rechtsprechung des BVerfG zur Antiterrordatei wird in dem
Beitrag die zunehmende Vernetzung der Sicherheitsbehörden, vornehmlich der
Informationsaustausch zwischen Polizei und Nachrichtendiensten, mit Blick auf die
Anforderungen des Trennungsgebots in rechtstatsächlicher Hinsicht untersucht.

Trennungsgebot; Verfassungsrecht; Sicherheitsbehörde; Nachrichtendienst;
Nachrichtendienstliche Tätigkeit; Verdeckte Datenerhebung; Informationsaustausch;
Sicherheitsarchitektur; Internationaler Terrorismus; Anti-Terror-Strategie;
Befugniserweiterung; BKAG
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ID-nummer: 20140333

Paulus, Manfred

Ungeliebte Roma - Täter oder Opfer?

Kriminalistik, 2014, 2, S. 81-87
mit 4 QU

Rumänien und Bulgarien wurden zum 01.01.2007 in die Europäische Gemeinschaft
aufgenommen. Damit gelten für die Menschen beider Länder die Freizügigkeitsregelungen der
Europäischen Union. Die durchaus bekannte, soziale Situation der in den Beitrittsstaaten
ansässigen Roma, deren Exklusion und Diskriminierung aber auch das Ausmaß und die
möglichen Folgen von Korruption und Organisierter Kriminalität wurden dabei offensichtlich
nicht ausreichend berücksichtigt oder die damit verbundenen Risiken und Gefahren wurden
verkannt, unterschätzt oder aber leichtfertig in Kauf genommen. Rat- und Tatenlosigkeit sind
offensichtlich und führen dazu, dass sich die Kommunen mit ihren Problemen allein gelassen
fühlen und überfordert sind. Zwangsläufig werden die Probleme und Konfliktsituationen mit
all ihren Folgen der Polizei übertragen. Doch auch sie scheint dabei, nicht zuletzt durch die
vorhandenen oder aber fehlenden politischen Vorgaben und mangelhafte
Rahmenbedingungen, überfordert.
Der Autor verdeutlicht eingangs die Situation der Roma in den Herkunftsländern, in denen sie
keinerlei Perspektiven vorfinden, sondern eine menschenunwürdiges Dasein fristen müssen
und mächtige Clan-Chefs das Sagen haben. Im Anschluss geht er auf die Situation der Roma in
Westeuropa und Deutschland ein und benennt politische (Gegen-)Maßnahmen und
Erfordernisse auf europäischer und nationaler, deutscher Ebene, in den südosteuropäischen
Herkunftsländern und bei Roma-Politikern.

Migrationsbewegung; Zuwanderung; Ausländerpolitik; Roma; Herkunftsland;
Konfliktsituation; Lebensbedingung; Gettobildung; Diskriminierung; Kriminelle Organisation;
Menschenhandel; Integration
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ID-nummer: 20140332

Braunberger, Kerstin; Wetzel, Horst

Zuwanderung aus Südosteuropa; Eine Situationsbeschreibung aus Mannheim

Kriminalistik, 2014, 2, S. 67-73
mit 4 TAF, 4 BILD

Aus Bulgarien und Rumänien ist nach der Südosterweiterung 2007 ein anhaltender verstärkter
Zuzug, u. a. auch nach Mannheim feststellbar. In ihren Heimatländern gehören diese
Menschen benachteiligten sozialen und ethnischen Gruppen an. Sie kommen aus prekären
Verhältnissen und leben größtenteils auch in Deutschland unter solchen Verhältnissen. Häufig
sind sie Opfer von kriminellen Strukturen, die ihre Notlage ausnutzen. Teilweise sind es aber
auch Tätergruppen, die gezielt oder aber auch aus der Notlage heraus in Deutschland
Straftaten begehen.
Bereits Ende 2011 wurde in Mannheim eine gemeinsame AG SOE mit einer Vielzahl von
Teilnehmern, die von der Stadt (Fachbereich Sicherheit und Ordnung) und der Polizei (BAC
SOE) geleitet wird, eingerichtet. Ein wesentlicher positiver Aspekt der AG SOE ist der
gegenseitige vertrauensvolle Informationsaustausch über die jeweiligen Erkenntnisse. Ein
permanenter Austausch auf Arbeitsebene sowie die gegenseitiger Unterstützung bei Aktionen
(polizeiliche Amtshilfe bei städtischen Begehungen oder polizeilichen Einsätzen) ist Standard.

Zuwanderung; Mannheim; Südosteuropa; Menschenhandel; Wohnviertel; Wohnsituation;
Besondere Aufbauorganisation; Kriminalitätslagebild

ID-nummer: 20140316

Koch, Heiner

Probleme der Normalisierung

Studien zur Inneren Sicherheit,
Sicherheitsethik, 2014, Bd 16, S. 167-181
mit 27 QU

Im Rahmen der Sicherheitsethik ist nicht jede Form der Normalisierung von Interesse. So hat
die Ausrichtung von Menschen an Geschlechterrollen, die als normal gelten, keine
unmittelbare Bedeutung für Fragen der Angriffssicherheit. Dennoch können Abweichungen
von als normal geltenden Geschlechterrollen mittelbar für den Sicherheitskontext relevant
sein, insofern etwa auf bestimmte Abweichungen mit Gewalt reagiert werden kann. Gerade im
Anschluss an Foucaults Untersuchungen der Gouvernementalität und des
Sicherheitsdispositivs (2004) wird Sicherheit im Rahmen der Normalisierungsdebatte auch als
Sicherheit des Funktionierens der Gesellschaft verstanden. Damit sind auch die Sicherheit vor
Unfällen, Katastrophen und insbesondere die Sicherheit der Wirtschaftsprozesse erfasst.
Normalität wird dabei im Rahmen der Sicherheit vor Angriffen enger gefasst als in anderen
gesellschaftlichen Bereichen, sodass Abweichungen deutlich schneller problematisiert werden.
Im Rahmen der Sicherheit vor Angriffen untersucht der Autor, (1) inwiefern Abweichungen
von Normalität Unsicherheit erzeugen kann, (2) inwiefern Sicherheitsmaßnahmen
normalisierend wirken und (3) ob Maßnahmen der Normalisierung eine erfolgreiche und
ethisch vertretbare Möglichkeit zur Erzeugung von Sicherheit sein können.

Sicherheitsethik; Sicherheitsgefühl; Normalität; Normensystem; Abweichendes Verhalten;
Gesellschaftsstruktur; Kultur; Subkultur; Ethik; Moral
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ID-nummer: 20140308

Leese, Matthias

Unsicherheit, Angst und Risiko - Rationalisierung des Irrationalen?

Studien zur Inneren Sicherheit,
Sicherheitsethik, 2014, Bd 16, S. 63-74
mit LITVZ S. 72-74

Der Beitrag befasst sich mit dem Umgang mit Unsicherheitsfaktoren. Es wird dabei
argumentiert, dass Bedrohungen zuallererst unmittelbar, intuitiv und unreflektiert verarbeitet
werden. Angst stellt hierbei die wohl direkteste Reaktion dar und kann für nachhaltig
verzerrende Wahrnehmungsfilter sorgen. Diese Eigenschaft ist keineswegs als abwertend zu
verstehen - im Gegenteil können Ängste eine sinnvolle Schutzfunktion darstellen. Als
Grundlage für gesellschaftliches Handeln im Sinne von Gegenmaßnahmen auf Bedrohungen
machen sie jedoch nur eingeschränkt Sinn. Deshalb soll hier die These untersucht werden, dass
Ängste in der Folge rationalisiert und in einen Risikobegriff überführt werden, auf dessen
Grundlage moderne Sicherheitsarchitekturen aufgebaut sind. Als Fallbeispiel für die
Verarbeitung einer Bedrohung soll hier ein seit Jahren prominentes Thema in der
Sicherheitsdebatte dienen: internationaler Terrorismus.

Sicherheitsgefühl; Angst; Subjektivität; Objektivität; Bewertung; Gefahrenlage;
Sicherheitsanalyse; Gefahrenanalyse; Risikoanalyse; Risikofaktor; Sicherheitsarchitektur
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ID-nummer: 20140126

Frevel, Bernhard; John, Tobias

Kooperative Sicherheitspolitik als Konsequenz von Sekuritisation - Der Wandel lokaler
Sicherheitsstrukturen im Kontext eines neuen Sicherheitsbegriffs

Studien zur Inneren Sicherheit,
Dimensionen der Sicherheitskultur, 2014, Bd 17, S. 341-358
mit 1 TAF, 36 QU

Seit Anfang der 1990er Jahre ist die Entstehung einer neuen lokalen und kommunalen
Sicherheitsarchitektur zu beobachten. Diese manifestiert sich beispielsweise in
kriminalpräventiven Räten und Ordnungspartnerschaften, kooperativen Gremien, die sich in
Zusammenarbeit von Polizei, Kommune sowie zum Teil Justiz, privaten
Sicherheitsunternehmen, gesellschaftlichen oder privaten Anspruchsvereinigungen und
zivilgesellschaftlichen Akteuren mit mehr oder minder sicherheitsrelevanten Themen aus
einer sicherheitspolitischen Perspektive beschäftigen. Prävention und Prophylaxe sind dabei
zwei wesentliche Handlungsansätze dieser neuen Sicherheitsstrukturen. Es lässt sich von
einem Strukturwandel in der lokalen und kommunalen Sicherheitsgewährleistung sprechen.
Innere Sicherheit wird zu einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe.
Die Verfasser stellen Überlegungen zum Zusammenhang zwischen dem allgemeinen Wandel
des Sicherheitsbegriffs, der Sekuritisation, und der kooperativen Sicherheitspolitik an und
machen deutlich, dass die kooperative Sicherheitspolitik, und damit auch die veränderten
lokalen Sicherheitsstrukturen, durchaus als eine Konsequenz einer zunehmenden
Versicherheitlichung begriffen werden können. So kann der expansive Sicherheitsbegriff der
Sekuritisation durchaus als ideeller Ausgangspunkt der veränderten lokalen
Sicherheitsarchitektur verstanden werden.

Sicherheitsarchitektur; Kommunales Sicherheitskonzept; Sicherheitspartnerschaft;
Ordnungspartnerschaft; Sicherheitsbedürfnis; Sicherheitsgewährleistung; Gefahrenlage;
Präventionspolitik
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ID-nummer: 20140124

Siedschlag, Alexander; Jercovic, Andrea

Sicherheitskulturanalyse jenseits der Begleitforschung

Studien zur Inneren Sicherheit,
Dimensionen der Sicherheitskultur, 2014, Bd 17, S. 303-321
mit 3 TAB, 37 QU

Das Konzept Sicherheitskultur kann helfen, die praxisrelevante sozialwissenschaftliche
Tatsache zu verdeutlichen, dass Bedrohungen nicht einfach "da" und Infrastrukturen nicht von
sich aus "kritisch" sind. Der Ansatz "Sicherheitskultur" ist deshalb keineswegs rein theoretisch,
sondern praktisch analytisch brauchbar, um sicherheitsrelevante Themen empirisch und
quantitativ einzukreisen.
Es zeigt sich, dass in den europäischen Staaten unterschiedliche Symbole und
Wertvorstellungen in Bezug auf schützenswerte Güter und geeignete sowie rechtfertigbare
Schutzmaßnahmen vorherrschen, dass sich aber aufgrund einer Beschreibung der nationalen
Sicherheitskultur relativ gut abschätzen lässt, auf welches politische und gesellschaftliche Echo
Fragestellungen und Entwicklungen im Zusammenhang mit Sicherheitstechnologien stoßen.
Die angeführten Fallstudien verdeutlichen, dass die Bevölkerung in der Regel nicht glaubt, dass
Technologie allein ihre Sicherheit gewährleisten oder erhöhen kann. Sie ist sich bewusst
darüber, dass weitergehende soziale, politische und rechtliche Folgen innovativer
Sicherheitstechnologien eingeschätzt und künftiger Nutzen von Sicherheitstechnologien auch
vor diesem Hintergrund beurteilt werden müssen.

Sicherheitsforschung; Sicherheitsanalyse; Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsgefühl;
Sicherheitsbedürfnis; Technologische Entwicklung; Technikfolgenabschätzung;
Sozialwissenschaft; Kultur; Wertvorstellung; Europäischer Vergleich
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ID-nummer: 20140228

Groß, Hermann

Polizierende Präsenz: Zusammenspiel zwischen Ordnungsamt, Polizei und privaten
Sicherheitsdiensten; Neue Unübersichtlichkeit kommunaler Sicherheitsstrukturen

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2014, 1, S. 13-15
mit 1 TAF, 7 QU

Unter Polizierender Präsenz wird das optische Erscheinungsbild, die Begrifflichkeiten und die
damit verbundenen Selbstdarstellungseffekte von Organisationen und Individuen bei der
Herstellung und Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung im öffentlichen,
halböffentlichen und privaten Raum verstanden.
Das Politikfeld Innere Sicherheit bietet sich auf besondere Weise für sämtliche Arten
politischer Inszenierung und symbolischer Politik an. Bei "Sicherheit" handelt es sich um ein
immaterielles Gut, das von Bürgern nur indirekt über verschiedene (subjektive) Indikatoren,
wie etwa das persönliche Sicherheitsgefühl, wahrgenommen werden kann. Wie nehmen nun
Bürger als Adressaten kommunaler Sicherheitspolitik Aspekte der Polizierenden Präsenz
wahr?
Im Rahmen des Verbundprojektes "Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt" (KoSiPol)
wurde dieser Frage nachgegangen. Dabei wurde deutlich, dass die Hälfte bis zwei Drittel der
Bevölkerung in den vier Untersuchungsstädten sich vom klassischen Bild des staatlichen
Gewaltmonopols verabschiedet haben und sowohl bereit sind sich selbst zu engagieren, als
auch über die Vollzugspolizei hinaus andere sicherheitsproduzierende Akteure zu akzeptieren.
Dadurch wird die Kernkompetenzen der Vollzugspolizei von den negativen Konsequenzen
Polizierender Präsenz zwar noch nicht berührt, birgt aber die Gefahr einer schleichenden
Erosion des staatlichen Gewaltmonopols.

Kommunales Sicherheitskonzept; Ordnungsbehörde; Policing; Vollzugsbeamter;
Erscheinungsform; Selbstdarstellung; Sicherheitsdienst; Bürgerinitiative; Bürgerpolizei;
Privater Sicherheitsdienst; Sicherheitsgefühl; Bürgerbefragung
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ID-nummer: 20140119

Haverkamp, Rita

Human Security im Rahmen von Sicherheitskultur und Technisierung von Sicherheit?

Studien zur Inneren Sicherheit,
Dimensionen der Sicherheitskultur, 2014, Bd 17, S. 179-193
mit 1 TAF, 38 QU

In der zeitgenössischen Gesellschaft nimmt die Gewährleistung von Sicherheit in allen
Bereichen der hochdifferenzierten Lebenswelt eine herausragende Rolle ein. Neben dem
medial allgegenwärtigen Terrorismus zerstören vor allem Natur- und Umweltkatastrophen,
wirtschaftliche Zusammenbrüche sowie (interne) politische bewaffnete Konflikte die
Lebensgrundlagen von Gesellschaften.
Zu beobachten ist ein Wandel im Sicherheitsverständnis, der gekennzeichnet ist durch die
fortlaufende Identifizierung von neuen Risiken, denen vor allem mit Hilfe von
Sicherheitstechnologien begegnet wird. Die fortschreitende Technisierung richtet sich
vornehmlich auf die Ausbildung von Überwachungs- und Kontrollstrategien, die teilweise die
Gewährleistung von Sicherheit inszenieren. Es verwundert daher nicht, wenn unser
Gemeinwesen wahlweise als Sicherheits-, Kontroll- bzw. Überwachungsgesellschaft bezeichnet
wird. Technisierungsprozesse erfolgen jedoch nicht losgelöst vom politischen,
gesellschaftlichen und kulturellen Hintergrund, sondern sind von der jeweiligen nationalen
Sicherheitskultur abhängig. Hierzulande akzentuiert die gegenwärtige Sicherheitskultur den
vermeintlich neutralen Technologieeinsatz, um menschliches Fehlverhalten sowohl von den
Kontrollierenden (u. a. Diskriminierung, Überforderung) als auch von den Kontrollierten (u. a.
Incivilities, Straftaten) auszuschließen. Die Fokussierung auf das Surveillance-Moment
beschneidet jedoch Freiräume des Menschen und führt tendenziell zu einer Überbetonung des
Bedürfnisses nach gesellschaftlicher Sicherheit zu Lasten von individuellen Freiheitsrechten.
Beim entwicklungspolitischen Konzept "Human Security" ist demgegenüber das Individuum
Ausgangspunkt für die Implementierung von Sicherheitskonzepten. Es stellt sich deshalb die
Frage, ob Human Security in den Industrienationen bei der Entwicklung und Realisierung von
Sicherheitstechnologien berücksichtigt werden kann.

Sicherheitstechnik; Technologische Entwicklung; Sicherheitsstrategie; Sicherheitsgefühl;
Technikfolgenabschätzung; Freiheitsrecht
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ID-nummer: 20140334

Schott-Mehrings, Tilmann

Das "Berlusconi-Visum" - Asyltransfer aus Italien; Illegale Einreisen und aktuelle
Brennpunkte im europäischen Aufenthalts- und Asylrecht

Kriminalistik, 2014, 2, S. 88-93
mit 14 QU

Seit drei Jahren sind die Schlagworte "Lampedusa-Flüchtlinge" und "Berlusconi-Visa" in der
Medienberichterstattung präsent. Die Vorgänge um die Einreisebewegungen mit italienischen
Dokumenten ausgestatteter Flüchtlinge stellen Grenzpolizei, Landespolizei und
Ausländerbehörden vor neue Herausforderungen - auch im Umgang mit Medienvertretern
und Demonstrationsveranstaltern. Anlass genug für eine genauere Analyse des rechtlichen
Hintergrundes im europäischen Aufenthalts- und Asylverfahrensrecht und die Visa-,
Migrations- und Asylpolitik der Europäischen Union.

Europäische Union; Italien; Migrationsbewegung; Flüchtling; Asylpolitik; AsylVfG; Einreise;
Illegale Einreise; Illegale Migration; Visum; Aufenthaltsrecht; AufenthG; Schengener
Abkommen; Drittstaatenregelung; EURODAC; Auslieferungsverfahren

ID-nummer: 20140115

Endreß, Christian; Feißt, Martin

Von der Sicherheit zur Sicherheitskultur - Über den Umgang mit Komplexität im
Sicherheitsdiskurs

Studien zur Inneren Sicherheit,
Dimensionen der Sicherheitskultur, 2014, Bd 17, S. 19-31
mit 28 QU

In zahlreichen Aufsätzen, Artikeln, Büchern und an ebenso vielen Tagungen wurde und wird
immer wieder der Einzug des Sicherheitsbegriffs in alle Lebensbereiche hinein festgestellt und
die damit verbundene Unmöglichkeit einer scharfen, begrifflichen Eingrenzung thematisiert.
Die Gefahren und Risiken denen wir sowohl als Gesellschaft, als auch als Individuum
ausgesetzt sind wandeln sich und damit auch die Strategien mit denen wir ihnen begegnen
können. Infolge dessen wandeln sich auch die gesellschaftlichen, politischen und
wirtschaftlichen Anforderungen an den Begriff der Sicherheit. Die Frage ist, ob
Sicherheitskultur einen sinnvollen Beitrag zur Debatte leisten kann und welche Relevanz er in
den Bereichen Staat, Gesellschaft und Wirtschaft hat. Oder, ob er aus einem Trend entstanden
ist, alles zu einer "Kultur" zu stilisieren, womit noch weniger deutlich wird, was eigentlich
gemeint ist. Diese Frage wird in dem Beitrag von den Autoren aus verschiedenen Perspektiven
kritisch diskutiert

Sicherheitsbewusstsein; Sicherheitsbedürfnis; Sicherheitsstrategie; Sicherheitsfunktion;
Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsanalyse; Gefahrenanalyse; Kultur; Vernetzung;
Gesellschaftssystem; Gesellschaftlicher Wandel
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ID-nummer: 20140048

Nassehi, Armin

Ist Dialog gut? Paradoxien im moralischen Dialog der Kulturen

Kursbuch, 2013, 176, S. 64-84
mit 13 QU

Moderne Gesellschaften nehmen sich immer stärker als multikulturelle Gesellschaften wahr -
dabei kann der Ausdruck sowohl zustimmend als auch abwertend gebraucht werden.
Zustimmend wird Multikulturalität als Bereicherung, Weltoffenheit und kulturelle Modernität
behandelt Abwertend wird der Ausdruck verwendet, wenn er darauf aufmerksam machen
möchte, dass eine Gesellschaft sich überlastet, wenn sie auf das einigende Band der Kultur,
Tradition, Konfession oder Nation verzichtet, das angeblich die Integration einer komplexen
Gesellschaft ermöglicht.
Die Forderung liegt nahe, dass in einer multikulturellen Gesellschaft die Kulturen in einen
Dialog miteinander treten - einen Dialog, dem dann selbst moralische Bedeutung zukommen
soll, denn vom Dialog erwartet man einen Ausgleich, letztlich so etwas wie gegenseitige
Achtung statt Missachtung. Der Verfasser analysiert diesen Begriff "Dialog der Kulturen", der
gerne von den Wohlmeinenden, von den Verfechtern der Vielfalt und des Ausgleichs
inszeniert wird.

Kultur; Kulturkonflikt; Multikulturelle Gesellschaft; Migrant; Soziale Integration; Moral;
Kommunikation; Kommunikationsform; Interaktion; Ethik; Gesellschaftsstruktur

ID-nummer: 20140101

Sterbling, Anton

Görlitzer Bürgerbefragung 2012 zur subjektiven Sicherheit und Lebensqualität

Rothenburger Beiträge, 2013, Bd 64, 265 S.
mit zahlr. QU, 1 ANL, LITVZ S. 249-265

Die Bürgerbefragung in Görlitz ist bereits die sechste Untersuchung dieser Art. Im Rahmen des
"Aktionsbündnisses Sichere Sächsische Städte" wurde im Frühsommer 1998 in Hoyerswerda
erstmals eine breit angelegte, insbesondere auf eine repräsentative Bevölkerungsbefragung
gestützte Untersuchung zur subjektiven Sicherheit und Lebensqualität durchgeführt.
Die in diesem Band vorgelegten Ergebnisse stellen somit eine solide und tragfähige
Datengrundlage für Vergleiche zwischen verschiedenen Zeitpunkten dar.
Dabei ist der wissenschaftliche Leitfrage, wie auch die für die polizeiliche Praxis und die
praktische Präventionsarbeit zentrale Fragestellung, wie und in welche Richtung haben sich
subjektive Sicherheit und Lebensqualität in den zurückliegenden vierzehn Jahren entwickelt -
und wie sind entsprechende Entwicklungstrends im Einzelnen zu erklären, übergreifend
einzuordnen und zu interpretieren?

Görlitz; Bürgerbefragung; Lebensqualität; Kriminalitätsfurcht; Sicherheitsgefühl; Öffentliche
Sicherheit; Opfererfahrung; Präventionsarbeit; Sicherheitswacht; Datenanalyse; Empirische
Untersuchung; Untersuchungsergebnis
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ID-nummer: 20140299

Riedel, Christian

Interkulturelle Kompetenz in der Polizei; Eine empirische Studie zur Betrachtung
interkultureller Situationen durch Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte

Schriftenreihe Polizieren: Polizei, Wissenschaft und Gesellschaft,
Polizeiliche Ausbildung und polizeiliches Handeln; Empirische Studien und Ergebnisse, 2013,
Bd 5, S. 107-126
mit LITVZ S. 125-126

Bereits 2010 lag der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Deutschland bei ca.
20 % oder etwa 16 Millionen Bürgern. Das zwangsläufige Aufeinandertreffen differenzierter
ethnischer Kulturen verursacht neue Erfahrungen wie Herausforderungen und hinterlässt
Spuren in weiten Teilen der Gesellschaft. Diesen Veränderungen sind im besonderen Maße
auch staatliche Organe und Behörden ausgesetzt, die mit Anpassungsstrategien
unterschiedlicher Art reagieren. In der Berufssparte der Polizei, die durch ihre ureigene
rechtliche Aufgabenzuweisung Kontakte zu vielen sozialen Schichten herstellt, musste diese
Entwicklung wahrgenommen werden und es zeigen sich entsprechende Reaktionen. So wird
offensiv um Bewerberinnen und Bewerber mit Migrationshintergrund als Personalressource
geworben, Studien- und Ausbildungsinhalte werden angepasst und das Miteinander
verschiedener Kulturen wird vorbereitend trainiert. In diesem Kanon wird, richtigerweise,
auch ein interkulturell kompetentes Auftreten und Handeln der Polizei als bedeutsam erkannt
und gefördert.
Welche Art der Qualifizierung Polizeibeamte in diesem Kontext benötigen, welche
Schwierigkeiten sie empfinden und wie sie vor allem ihre gesetzlichen Aufgaben adäquat lösen,
wurde in bisherigen Forschungsvorhaben allerdings kaum beachtet. Um diese Lücke zu
schließen, wurde ein Forschungskonzept entwickelt und nach der Frage "In welcher Art und
Weise betrachten Polizeibeamte ihre polizeilichen Einsätze als interkulturelle Situationen?"
ausgerichtet.
Im Ergebnis wird ein spezifisches Phänomen polizeilicher Betrachtung interkultureller
Situationen deutlich, das im Zusammenhang zu männlichen Verhaltensweisen steht und
besondere geschlechtliche Bedeutung besitzt. Es erfordert weitergehende Interpretationen und
erlaubt Schlussfolgerungen für die zukünftige Qualifizierung interkultureller Kompetenz in
der Polizei.

Interkulturelle Kompetenz; Migrant; Kultur; Kulturkonflikt; Wertmaßstab; Normensystem;
Polizeiliches Gegenüber; Polizeiliches Verhalten; Handlungskompetenz; Einsatzbewältigung;
Situationsanalyse; Interaktion; Männlichkeit; Rollenverhalten; Verhaltensanalyse
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ID-nummer: 20140085

Bozay, Kemal

Nationalistische Spuren im Euro-Islam

Interventionen, 2013, 3, S. 4-14
mit 2 BILD, 24 QU

Obwohl sich die islamischen Bewegungen und ihre Dependancen in Deutschland in
vielfältigen Zusammenhängen als "supranational" darstellen, verbergen sich dahinter häufig
nationale und nationalistische Motive. Ein wichtiges Beispiel dafür sind die
türkisch-islamischen Strukturen und insbesondere die Verbände, die in ihrem
Handlungsrahmen meist eine Synthese aus nationalen bis nationalistischen und islamischen
bis islamistischen Elementen anstreben. Das birgt die zentrale Frage nach dem ethnischen
Abgrenzungsbewusstsein und der Re-Islamisierung innerhalb der islamischen Gemeinschaften
und ihrer religiös-politischen Institutionen in sich. Hinzu kommt, dass nicht wenige islamische
Bewegungen den wachsenden Nationalismus in der Türkei weitgehend für ihre
Re-Islamisierung nutzen. Das Regionalmachtstreben des türkischen Nationalismus fasziniert
islamische Einrichtungen und Bewegungen, deren panislamische Lösungen häufig auf dem
Kernland Türkei fußen, das gerne als hegemoniales Zentrum der islamischen Welt dargestellt
wird. Die Glorifizierung der Osmanenzeit, die gegenüber dem Republikanismus
beziehungsweise Laizismus hervorgehoben wird, spiegelt diese hegemonistische Utopie
vielfältig wider.

Islam; Islamische Gruppierung; Nationalismus; Türkei; Politische Motivation; Politische
Gruppierung; Migrationsbewegung; Identitätsbewusstsein; Gesellschaftsstruktur;
Kulturgeschichte
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ID-nummer: 20130521

Möllers, Martin H. W.; Ooyen, Robert Chr. van

Die Polizeien des Bundes im Spannungsfeld von Freiheit und "neuer", erweiterter Sicherheit

Schriften zur Bundespolizei,
Sicherheitsarchitektur des Bundes - aktuell; Luftsicherheit; Polizeien des Bundes und "neue"
Sicherheit; Werthebach-Kommission, 2013, Bd 14, S. 33-51
mit LITVZ S. 96-123

Aufgrund der föderalen Kompetenzverteilung ist Polizei primär Ländersache, dennoch hat der
Bund eine begrenzte Polizeigewalt: Die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in der
Kriminalpolizei wird durch das BKA mit Hauptsitz in Wiesbaden vollzogen. Seine Aufgabe liegt
vor allem in der Zentralstellenfunktion (einschl. kriminaltechnischer und
kriminalistischkriminologischer Einrichtungen sowie europäischer / internationaler
Kooperation), die sich notwendig aus der föderalistischen Polizeistruktur ergibt, im
"klassischen" polizeilichen Staatsschutz und der Organisierten Kriminalität.
Die erheblich größere, ebenfalls im Jahre 1951 gegründete Bundespolizei (bis 2005:
Bundesgrenzschutz / BGS) nimmt demgegenüber mit einem mehrstufigen
Polizeibehördenaufbau, der bis zur regionalen Ebene herunterreicht, vor allem Aufgaben des
Grenzschutzes wahr. Daneben ist die BPOL inzwischen auch für ein ganzes Bündel einzelner
Aufgaben zuständig, wie etwa: dem Schutz von Bundesorganen, Auslandseinsätze, Aufgaben
nach Völkerrecht auf See, Aufgaben im Notstands- und Verteidigungsfall, Unterstützung von
Bundes- und Landesbehörden (z.B. bei "Großdemonstrationen") und in begrenztem Umfang
auch Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten.
"Die Terroranschläge des 11. 9. 2001 markieren einen Einschnitt im allgemeinen öffentlichen
wie im Bewusstsein aller für die öffentliche Sicherheit verantwortlichen Politiker und
Beamten." Im Rahmen einer "neuen Sicherheitsarchitektur" wurde die staatliche
Befugniserweiterung vor allem im Bereich der Prävention erheblich ausgebaut. Dieser Ausbau
erfolgte nicht nur im Bereich von Verfassungsschutz und Katastrophenschutz sowie bei der
Polizei in den Ländern, sondern betrifft auch die Sonderpolizeien des Bundes. Gleichzeitig wird
ihre Verflechtung für die Bürger/innen zunehmend schwerer durchschaubar.
Im Mittelpunkt der Ausführungen stehen: Die neue Herausforderungen der "erweiterten"
Sicherheit; die Steuerungsfunktion des Bundesministerium des Innern (BMI); die
Personalentwicklung bei BKA und BPOL seit den 1990er Jahren sowie die Entwicklungen bei
BKA und BPOL seit dem 9. September 2001. Darüber hinaus diskutieren die Verfasser die
Erweiterungen von Vorfeldmaßnahmen für BKA und BPOL und den Ausbau der Vernetzung
von BKA und BPOL mit anderen Behörden.

Polizeistruktur; Bundespolizei; Bundeskriminalamt; Sonderpolizei; Bundesministerium des
Innern; Sicherheitsbehörde; Personalentwicklung; Sicherheitsarchitektur;
Terrorismusbekämpfungsgesetz; Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum;
Kompetenzerweiterung; Vorfeldmaßnahme
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ID-nummer: 20130303

Wegel, Melanie; Bubenitschek, Günther

Kommunale (Kriminal-)Prävention; Eine Gratwanderung zwischen Labeling und
notwendigem Erziehungsangebot

Kriminalistik, 2013, 3, S. 177-184
mit 1 TAF

Die Kommunale Kriminalprävention ist aus kriminologischer Sicht gegenwärtig eine
gesellschaftliche Anforderung und Notwendigkeit. Kritiker der Kriminalprävention hingegen
vertreten die Ansicht, dass vor allem die Primärprävention einer Stigmatisierung gleichkommt,
deren Effekte kaum nachweisbar seien.
In dem Beitrag wird die Verortung und das Aufgabenfeld der Kommunalen
Kriminalprävention beschrieben und belegt, dass es sich insbesondere bei der
Primärprävention um eine Aufgabe handelt, welche die gesamte Gesellschaft betrifft und
deren Effekte nicht nur direkt messbar sind, sondern sich nachhaltig auf Phänomene wie die
Kriminalitätsfurcht und das Sicherheitsgefühl auswirken.

Kommunale Kriminalprävention; Präventionsarbeit; Primärprävention; Präventionsprojekt;
Präventionserfolg; Erziehungsgedanke; Sozialprävention; Sicherheitsgefühl;
Kriminalitätsfurcht; Polizeiliche Kriminalstatistik; Kriminalitätswirklichkeit
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ID-nummer: 20140304

Pfau, Markus

Polizeiliche Interventionsstrategien gegen die Schleusungskriminalität;
Phänomenologische Entwicklungstendenzen und sich daraus ergebende
kriminalstrategische Herausforderungen für die Polizeien des Bundes

Schriftenreihe Polizieren: Polizei, Wissenschaft und Gesellschaft,
Polizeiliche Ausbildung und polizeiliches Handeln; Empirische Studien und Ergebnisse, 2013,
Bd 5, S. 231-252
mit LITVZ S. 249-252

Migration von Menschen - sowohl zeitweilig als auch dauerhaft - ist in einer vernetzten und
wirtschaftlich globalisierten Welt Normalität. Mit Blick auf die internationalen
Wanderungspotentiale konstatieren die Vereinten Nationen gegenwärtig ein akutes
Migrationspotential von weltweit nahezu 214 Millionen Menschen. Davon haben etwa 61
Millionen Menschen Europa als Ziel. Dass ein wesentlicher Teil der daraus erwachsenden
Wanderungsbewegungen aufgrund restriktiver Einwanderungsregularien sowie schlicht aus
Kapazitätsgründen an den Instanzen der legalen Migrationssteuerung vorbei und damit in der
Illegalität stattfindet, liegt auf der Hand. Die Bekämpfung von irregulärer Migration und
Schleusungskriminalität sowie der damit in Wechselwirkung stehenden
grenzüberschreitenden, sich zunehmend internationalisierenden Kriminalitätsfelder stellt
damit eine der wesentlichen kriminalstrategischen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts
dar.
Der Verfasser hat den Phänomenbereich der Schleusungskriminalität unter
kriminologisch-phänomenologischen und kriminalstrategischen Gesichtspunkten untersucht.
Seine Arbeit widmet sich zunächst einer relativ weitgehenden Analyse der
Schleusungskriminalität auf Basis verfügbaren Datenmaterials sowie relevanter
Forschungsansätze. An die phänomenologische Betrachtung des Themas schließt sich eine
kriminalstrategische Analyse an. Hierbei wurden zunächst der nationale und internationale
kriminalpolitische Handlungsrahmen beleuchtet, um sodann die Ebene der mit dem
Phänomenbereich der Schleusungskriminalität befassten Bundessicherheitsbehörden zu
fokussieren. Im Rahmen dessen wurden auch relevante Aspekte des Abschlussberichts der sog.
Werthebach-Kommission zur Evaluierung der Sicherheitsbehörden des Bundes aus dem Jahr
2010 im Lichte der Ergebnisse dieser Arbeit bewertet Der Aufsatz stellt den Gang dieser
Untersuchung sowie wesentliche Ergebnisse dar.

Migrationsbewegung; Migrant; Illegale Migration; Illegaler Grenzübertritt;
Schleuserkriminalität; Einschleusen; Menschenhandel; Phänomenologie;
Bekämpfungsstrategie; Interventionsstrategie; AufenthG P 95; AufenthG P 96; AsylVfG;
Asylpolitik; Kriminalstrategie; Sicherheitsbehörde
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ID-nummer: 20131275

Larsson, Paul

Homegrown and imported. Organized crime in the Nordic countries

BKA - Polizei + Forschung, 2013, Bd 45, S. 114-130
Research Conferences on Organised Crime at the Bundeskriminalamt in Germany (Vol. II);
Organised Crime - Research and Practice in Western and Northern Europe - 2011-2012,
Wiesbaden; BR Deutschland, 2011 [November]; 2012 [September]
mit LITVZ S. 127-130

Der Autor stellte die Entwicklung der OK in Skandinavien dar. Er erklärte, dass zu Zeiten der
Prohibition in Skandinavien ein dramatischer Anstieg des Alkoholschmuggels und der
illegalen Alkoholproduktion zu verzeichnen war. Die skandinavischen Gesetzgeber erließen bis
Mitte des 20. Jahrhunderts Prohibitionsgesetze, die in Reichweite und Zeitraum voneinander
abwichen: Norwegen hatte von 1917 bis 1927, Schweden von 1916 bis 1955 eine abgeschwächte
Prohibition verhängt, Finnland erließ von 1919 bis 1931 ein totales Alkoholverbot. In den
1980er und 1990er Jahren bildeten sich in den Nordischen Staaten OK-Gruppen im
Rauschgift-, Alkohol- und Zigarettenschmuggel.
Ab dem Jahr 2000 machten in Schweden räuberische Banden mit einigen spektakulären Fällen
auf sich aufmerksam. Er führte weiter aus, dass sich in schwedischen Gefängnissen
gewalttätige Gruppen bildeten. Kriminelle Gruppierungen kamen vor allem aus dem Osten: Es
handelte sich um mobile kriminelle Gruppen aus Litauen und auch finnisch-estnische sowie
russische kriminelle Vereinigungen.
Die gegenwärtige Situation beschrieb der Autor wie folgt: In Norwegen treten Biker Gangs, vor
allem Hells Angels und Bandidos und mobile kriminelle Gruppen aus Osteuropa in
Erscheinung. Deren hauptsächliches Betätigungsfeld ist der Menschenhandel zur sexuellen
Ausbeutung. Ein weiteres Problem bilden ethnische Gruppierungen, vor allem organisierte
Bettlerbanden aus Rumänien. In Dänemark stellt sich die Kriminalitätssituation ähnlich dar
wie in Norwegen, jedoch gibt es dort noch häufiger Verstöße durch kriminelle (Rocker-)Gangs.
Auch Schweden registriert Kriminalität durch Biker Gangs, allerdings treten hier mehr
kriminelle ethnische, multi-ethnische und gewalttätige Gruppen in Erscheinung als in den
anderen Staaten Skandinaviens. Hauptdeliktsfeld aller kriminellen Gruppierungen in
Schweden ist der Rauschgifthandel, aber auch Fälle von Menschenhandel zum Zweck der
sexuellen - bzw. Arbeitsausbeutung, Betrug und Wirtschaftskriminalität, insbesondere die
betrügerische Erlangung von staatlichen Subventionen und Sozialleistungen sowie
Steuerhinterziehung, sind von Bedeutung. In Skandinavien schließen sich im Vergleich zu den
anderen europäischen Ländern Tätergruppierungen oft in kriminellen Netzwerken zusammen
und bilden kleinere Gruppen, die anlassbezogen miteinander in Kontakt stehen. Die
gesellschaftlichen Schäden durch schwere Kriminalität und auch der Korruptionslevel sind in
Skandinavien vergleichsweise gering. Noch gibt es insgesamt ein niedriges Gewaltniveau,
allerdings mit einigen medienträchtigen Ausnahmen.

Norwegen; Schweden; Finnland; Dänemark; Kriminalitätslage; Prohibition; Zigarettenhandel;
Drogenschmuggel; Kriminelle Organisation; Bandenkriminalität; Rockerkriminalität;
Menschenhandel; Frauenhandel; Organisierte Wirtschaftskriminalität; Tätergruppe; Ethnische
Gruppe
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ID-nummer: 20131376

Haase, Marianne

Drittstaaten als zweite Sieger; Warum die Migrationspolitik von Deutschland und EU
Verlierer hervorbringt

Internationale Politik, 2013, 6, S. 67-71
mit 1 BILD

Binnenwanderung dominiert das migrationspolitische Geschehen in die EU und nach
Deutschland. Doch schaut man auf die demografische Entwicklung und das
Wanderungsverhalten von Binnenmigranten, wird klar, dass wir mehr Einwanderer aus
Drittstaaten brauchen. Zeit, die hohen Hürden abzubauen, die ihrer Aufnahme noch im Wege
stehen.

Migrationsbewegung; Einwanderungspolitik; Drittstaatenregelung; Integrationsprozess;
Arbeitsmarkt; Arbeitsmarktpolitik; Freizügigkeit; Demographischer Wandel

ID-nummer: 20140016

Floeting, Holger

„Es muss etwas passieren“ – (Un-)Sicherheit und Stadtentwicklung

Forum Kriminalprävention, 2013, 4, S. 8-10, 12-14
mit 1 TAF, 1 KT, 4 QU

Sicherheit ist ein Teil der Lebensqualität von Städten und damit auch ein wichtiger Bestandteil
der Stadtentwicklung. Ob als Standortfaktor bei der Ansiedlung von Unternehmen oder als
Kriterium für die touristische Attraktivität von Städten: Sicherheit spielt immer eine Rolle.
Dabei ist Sicherheit und Ordnung in der Stadt ein kontrovers diskutiertes Thema.
Der Autor stellt die Vielfalt der Aufgaben und Akteure urbaner Sicherheit dar. Er erläutert den
Zusammenhang von Städtebau, Stadtentwicklung und Sicherheit und zeigt Beispiele für
neuere Themen städtischer Sicherheit in der sozialräumlich orientierten Stadtentwicklung. Am
Beispiel typischer Problembeschreibungen wird dargestellt, wie Städtebauförderung mit
Themen urbaner Sicherheit umgeht. Auf Basis von Befragungsergebnissen wird verdeutlicht,
wieweit Standards, Verfahren und Empfehlungen zur städtebaulichen Kriminalprävention
bisher bei den kommunalen Planungspraktikern verbreitet sind. Es wird aufgezeigt, wie
sozialräumliche Ansätze sich in den letzten Jahren verändert haben und welche Rolle das
Thema Sicherheit dabei spielt.

Stadtentwicklung; Städtebau; Stadtplanung; Stadtraumanalyse; Wohnungsbaupolitik;
Wohnumfeld; Lebenssituation; Lebensqualität; Sicherheitsanalyse; Sicherheitsgefühl;
Kommunales Sicherheitskonzept; Kommunale Kriminalprävention
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ID-nummer: 20140015

Frevel, Bernhard

URBIS – Fragen zum Management urbaner Sicherheit; Ausgewählte Ergebnisse einer
EU-weiten Delphi-Befragung

Forum Kriminalprävention, 2013, 4, S. 4-8
mit 1 TAB, 3 TAF, 3 QU

Die Fragen, wie die Sicherheit in den Städten erhöht werden kann, welche Probleme wie
priorisiert werden und welche fachlichen Kompetenzen die für Sicherheit Zuständigen
benötigen, beschäftigen Wissenschaftler und Praktiker gleichermaßen. Das Forschungsprojekt
"URBIS" soll dazu beitragen, einige Antworten zu liefern und neue Perspektiven aufzuzeigen.
URBIS steht als Abkürzung für das vom Leonardo-Programm der EU geförderte
Verbundforschungsprojekt "Urban Manager for Security, Safety and Crisis Management" mit
den Partnern Sinergi (einem italienischen Bildungs- und Forschungsinstitut), der türkischen
Bezirksregierung Konak und den beiden Universitäten Cardiff (UK) und Maribor (Slovenien).
Innerhalb des Forschungsprojekts oblag es dem Team, einen Überblick über die
Einschätzungen und Bewertungen urbaner Sicherheit in Europa zu gewinnen. Es galt,
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zu erfassen, wobei sich diese einerseits auf die Staaten,
Städte und Regionen in der EU, andererseits auf die Perspektiven von Wissenschaft und Praxis
beziehen sollten.

Sicherheit; Sicherheitsgefühl; Sicherheitsarchitektur; Sicherheitspolitik; Stadt;
Stadtentwicklung; Europa; Befragungsergebnis; Forschungsstudie
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ID-nummer: 20140089

Toprak, Ahmed

Geschlechtsspezifische Sozialisationsmerkmale in konservativen Milieus; Schwerpunkt
türkeistämmige und arabische Jugendliche

Interventionen, 2013, 3, S. 32-37
mit 2 BILD, 11 QU

Alle Kinder und Jugendlichen wachsen im Wesentlichen in den vier Lebenswelten Familie,
Medienlandschaft, Peergroup und Schule auf. Diese vier Bezugspunkte stellen Jugendliche
türkeistämmiger oder arabischer Herkunft allerdings vor besonders widersprüchliche
Erwartungen und Handlungsoptionen: Es existieren bei arabisch- und türkeistämmigen
Kindern und Jugendlichen zwei parallel laufende Anerkennungsmodi: Einerseits ein
mehrheitsgesellschaftlich gewünschtes Bild von Männlichkeit und Weiblichkeit, das
Jugendlichen mit Migrationshintergrund insbesondere in der Schule vermittelt wird,
andererseits die beschriebenen Geschlechtsbilder des Herkunftsmilieus. Dies stellt eine enorme
Herausforderung für das einzelne Individuum dar, denn es handelt sich um zwei
unterschiedliche Identitäten, zwei verschiedene kulturelle Codes mit zwei divergierenden
Geschlechtsrollenbildern, also im wörtlichen und metaphorischen Sinne um zwei Sprachen,
bei denen sich die Heranwachsenden als Sprecher und Übersetzer zugleich üben müssen. Ziel
des Beitrages ist es darzulegen, wie Migrantenfamilien in Deutschland leben und wie Kinder
und Jugendliche die ambivalenten Verhältnisse in der deutschen Gesellschaft wahrnehmen
bzw. von ihr aufgenommen werden. Dadurch lässt sich die Denkweise von auffälligen Jungen
und jungen Männern besser nachvollziehen.

Sozialisation; Sozialisationsinstanz; Sozialkontrolle; Migrant; Junge; Mädchen; Männlichkeit;
Weibliches Rollenbild; Ehre; Familienstruktur; Erziehungsmilieu; Erziehungsberechtigter;
Geschlechtsspezifisches Verhalten; Rollenverständnis; Rollenverhalten; Anerkennung; Soziale
Integration
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ID-nummer: 20140130

Walburg, Christian

Wenn Integration gelingt; Delinquenzmindernde Faktoren bei jungen Migranten

Neue Kriminologische Schriftenreihe, 2013, Bd 114, S. 53-68
Täter - Taten - Opfer; Grundlagenfragen und aktuelle Probleme der Kriminalität und ihrer
Kontrolle; 12. Wissenschaftliche Fachtagung der Kriminologischen Gesellschaft, Heidelberg;
BR Deutschland, 2011 [29.09.-01.10.]
mit 6 TAB, 4 TAF, LITVZ S. 67-68

Wenn es um Jugendkriminalität geht, rücken in den meisten klassischen wie neueren
Einwanderungsländern über kurz oder lang Jugendliche aus Migrantenfamilien in den
Blickpunkt. Auch in der deutschen Kriminologie gelten diese schon seit rund drei Jahrzehnten,
in wohlfahrtsstaatlicher Diktion, als "unsere größten Sorgenkinder", ungleich martialischer ist
zuweilen gar von "tickenden sozialen Zeitbomben" die Rede. Dunkelfelduntersuchungen
haben hier mittlerweile zu recht differenzierten Einblicken geführt. Danach haben sich
manche auf offizielle Kriminalstatistiken gestützte Eindrücke relativiert, namentlich bei
Gewaltdelikten werden aber auch weiterhin besondere Risiken erkennbar.
In dem Beitrag werden zunächst Befunde aus der Paneluntersuchung Kriminalität in der
modernen Stadt zur Verbreitung delinquenten Verhaltens bei jungen Migranten vorgestellt,
und es wird das Erklärungspotenzial von klassischen im Migrationskontext erörterten
Risikofaktoren untersucht. In einem weiteren Schritt wird die These eines Zusammenhangs
zwischen kultureller Ausdifferenzierung in der Einwanderungsgesellschaft und
Jugenddelinquenz aufgegriffen, und es werden Ergebnisse zum Einfluss von verschiedenen
sozialen Wertorientierungen und Freizeitpräferenzen auf das Risiko delinquenten Verhaltens
bei jungen Migranten vorgestellt.

Migrant; Ausländischer Jugendlicher; Aussiedler; Jugendgewalt; Gewaltbereitschaft;
Kriminalitätsbelastung; Kriminelles Verhalten; Deliktstruktur; Risikofaktor; Soziales Milieu;
Sozialstruktur
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ID-nummer: 20131375

Parkes, Roderick

Ein Koffer voller Werkzeuge; Ein Blick in die Zukunft der europäischen Migrationsdebatte

Internationale Politik, 2013, 6, S. 62-66

Diskussion über die Einwanderungspolitik der EU sind seit jeher sehr technische
Angelegenheiten. Da geht es um "Ersatzmigration", die schrumpfende Gesellschaften auffüllen
könnte, um einen europäischen Arbeitsmarkt, der die hellsten Köpfe aus dem Ausland
anziehen müsste und um gesteigerte Mobilität, die zu einer "Optimierung des
Währungsbereichs" - also der Euro-Zone - führen sollte. Früher oder später wird die
Diskussion zwangsläufig darin enden, dass politische Entscheidungsträger die Frage aufwerfen,
welches Migrationssystem Europa angesichts einer sich neu formierenden globalen
Weltordnung wohl am besten zu Gesicht stehe.
In dem Beitrag zeichnet der Autor seine Zukunftsvision in der traditionelle Ideen aus dem Feld
der internationalen Beziehungen auf das Thema Migration angewandt werden. Eine Zeit, in
der durch die Konzepte des Neomerkantilismus, Neoterritorialismus und Neoregionalismus
endlich ein verstärkter Mobilitätsgedanke Einzug in die Sphäre der höheren Politik hält.

Migrationsbewegung; Einwanderungspolitik; Europa; Internationale Entwicklung; Politisches
Handeln

Kriminalität in Deutschland

COD-Literatur-Reihe - 56 -



ID-nummer: 20131165

Sterbling, Anton

Zur Entwicklung der Sicherheit in einer Grenzregion. Einflussfaktoren und Auswirkungen

Die Polizei, 2013, 10, S. 291-299
mit 12 TAB, 29 QU

In der Grenzstadt Görlitz, im östlichen Sachsen, wurde im Mai und Juni 2012 eine schriftliche
Bürgerbefragung zur Lebensqualität und subjektiven Sicherheit durchgeführt. Es handelt sich
um die sechste derartige Untersuchung in einer Reihe, die zwischen 1998 und 2012 in
Hoyerswerda (1998, 2002 und 2008) und in Görlitz (1999, 2004, 2012) erfolgte, wobei ein in
seinen Kernfragen weitgehend identischer Fragebogen Verwendung fand. Dies ermöglicht,
neben dem Vergleich zwischen beiden Städten, Entwicklungstendenzen im zeitlichen Verlauf
zu erfassen und entsprechend einzuordnen. Dabei kann festgehalten werden, dass der
Nettorücklauf bei den Befragungen von jeweils 2.000 nach dem einfachen Zufallsprinzip aus
der Bevölkerung über 14 Jahren gezogenen Personen in allen Untersuchungen zwischen 34
und 48 Prozent lag. Bei entsprechenden Überprüfungen wurde zudem festgestellt, dass sich die
Nettostichproben im Hinblick die meisten sozialdemographischen Kenngrößen (Alter,
Geschlecht, Ausbildungsabschlüsse, Erwerbsstatus, Wohnviertel) als weitgehend repräsentativ
erwiesen.
Aus den vielfältigen Befunden und Erkenntnissen der Untersuchungsreihe werden in dem
Beitrag zunächst einschlägige Ergebnisse zur Entwicklungen der subjektiven Sicherheit
dargestellt. In weiteren Analyseschritten werden sodann wichtige ursächliche Einflussfaktoren
im Hinblick auf diese Entwicklungen wie auch deren erkennbare Auswirkungen aufgezeigt. Im
Einzelnen geht es dabei um die Kriminalitätsbelastung in der Stadt Görlitz wie auch um die
rasch fortschreitenden Alterungsprozesse in beiden Städten; ebenso um die Grenzlage der
Stadt Görlitz, die gegenwärtigen europäischen Krisenerscheinungen und deren Resonanz in
der Bevölkerung. Als Hypothese wird dabei angenommen, dass all diese Faktoren einen
signifikanten Einfluss auf das subjektive Sicherheitsgefühl erkennen lassen, wie auch, dass dies
erhebliche Rückwirkungen auf die Beurteilungen des EU-Erweiterungsprozesses und die
Erweiterung des "Schengen-Raumes" hat.

Grenzgebiet; Sachsen; Görlitz; Hoyerswerda; Kriminalitätsbelastung; Kriminalitätslage;
Kriminalitätseinschätzung; Kriminalitätsfurcht; Sicherheitslage; Sicherheitsgefühl;
Lebensqualität; Bürgerbefragung; Bevölkerungseinstellung; Bevölkerungsstruktur;
Ursachenermittlung
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ID-nummer: 20131144

John, Tobias

Pluralisierte Sicherheitsproduktion; Staatliche Sicherheitsgewährleistung, Gewaltmonopol
und Folgen für die Polizei

Polizei & Wissenschaft, 2013, 3, S. 18-26
mit 34 QU

Die deutsche Sicherheitsarchitektur unterliegt in den letzten Dekaden einem signifikanten
Wandel. Es ist nicht mehr allein die Polizei, die Innere Sicherheit gewährleistet. Private und
gesellschaftliche Akteure sind nun Teil der Sicherheitsarchitektur. Begleitet wird dieser
Wandel von neuen Interpretationen des staatlichen Aufgabenspektrums und des staatlichen
Gewaltmonopols. Dieses könnte zur Schlussfolgerung führen, dass die
Sicherheitsgewährleistung zunehmend auf nicht-staatliche Akteure übertragen würde. Doch
ist dieses nicht der Fall. Der Staat ist nicht auf einem Rückzug aus dem Feld der
Sicherheitsgewährleistung. Vielmehr ist eine grundsätzliche Erweiterung des Politikfeldes
Innere Sicherheit zu beobachten, die neuen Akteuren Handlungsfelder öffnet ohne mit den
grundlegenden polizeilichen Kernkompetenzen in Konflikt zu geraten.

Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsgewährleistung; Staatliches Gewaltmonopol; Privatisierung;
Privater Sicherheitsdienst; Privates Sicherheitsgewerbe; Öffentliche Sicherheit und Ordnung;
Hoheitlicher Eingriff; Schutzpflicht; Schutzanspruch; Kriminalpräventiver Rat
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ID-nummer: 20131066

Görgen, Thomas; Kraus, Benjamin

Subjektives Sicherheitsempfinden als polizeiliche Handlungsmaxime?

Kriminologie und Praxis - KUP,
Rechtspsychologie, Kriminologie und Praxis; Festschrift für Rudolf Egg zum 65. Geburtstag,
2013, Bd 65, S. 223-246
mit LITVZ S. 238-246

Längst gehört es zum Gemeingut politischer und professionsspezifischer Diskurse, dass nicht
nur die "objektive", die "tatsächliche", die "an Ereignissen festzumachende" Sicherheit von
Bürgerinnen und Bürgern eine bedeutsame Größe in der Aufgabenwahrnehmung mit
Sicherheitsaufgaben befasster Akteure ist, sondern auch die empfundene, erlebte,
wahrgenommene und als "subjektiv" bezeichnete Sicherheit. Aufgabe der Polizei soll es daher
sein das Sicherheitsgefühl zu stärken, "objektiv unbegründete Kriminalitätsangst" abzubauen,
die Bevölkerung für mit Kriminalität verknüpfte Gefahren zu sensibilisieren und "den
Selbstschutzgedanken" sowie "sicherheitsorientiertes Verhalten" zu stärken.
Die starke Betonung subjektiver Sicherheit als politisches und institutionelles Handlungsziel ist
aber auch umstritten. Bedenken richten sich vor allem auf die Unbestimmtheit des Konzepts
der subjektiven Sicherheit, mögliche Konflikte mit anderen Werten, Zielen und Rechtsgütern
sowie auf das Potenzial des in öffentlichen Diskursen nur mit Mühe argumentativ in Frage zu
stellenden Gutes "subjektive Sicherheit", für andere Zwecke instrumentalisiert zu werden. In
Form von Thesen formulieren die Verfasser Überlegungen, inwieweit die Stärkung des
Sicherheitsempfindens eine Richtschnur für das Handeln von Polizei und anderen
Sicherheitsakteuren sein sollte.

Kriminalitätsfurcht; Sicherheitsgefühl; Subjektivität; Polizeiliche Kriminalprävention;
Polizeiliches Handeln; Bevölkerungseinstellung; Dunkelfelduntersuchung; Kriminologische
Regionalanalyse
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ID-nummer: 20131146

Hirschmann, Nathalie

Polizei (von) morgen - im Wettbewerb mit privaten Sicherheitsdienstleistern

Polizei & Wissenschaft, 2013, 3, S. 35-45
mit 3 TAB, 1 TAF, LITVZ S. 44-45

Die Polizeien Deutschlands sind mit ständigen Veränderungsprozessen gesellschaftlicher,
rechtlicher, politischer und ökonomischer Art konfrontiert, auf die es trotz Schwerfälligkeit des
Verwaltungsapparates zu reagieren gilt. Damit einher geht auch die Tatsache, dass staatliche
Institutionen wie die Polizeien des Bundes und der Länder nicht mehr ausschließlich für
Sicherheit und Ordnung aufkommen, sondern weitere sicherheits- und
ordnungsproduzierende Akteure wie die private Sicherheitswirtschaft auf dem
Sicherheitsmarkt zutage treten. Zwar stehen sich nach wie vor zwei Bereiche der Inneren
Sicherheit gegenüber, allerdings ist eine klare Raumzuweisung aufgrund der Bandbreite an
Sicherheitsproduzenten kaum möglich, wodurch eine strenge Abgrenzung nach
Zuständigkeits- bzw. Tätigkeitsbereichen erschwert wird. Ob und in welchem Maße die
Polizeien der Länder zukünftig in einen Wettbewerb mit privaten Sicherheitsdienstleistern um
(professionelle) Sicherheitsarbeit treten, ist Gegenstand des Artikels.

Staatliches Gewaltmonopol; Polizeiaufgabe; Landespolizei; Bundespolizei; Gewaltenteilung;
Privatisierung; Sicherheitsindustrie; Privates Sicherheitsgewerbe

ID-nummer: 20130927

Dienstbühl, Dorothee

Soziale Unruhen als Herausforderung für die deutsche Sicherheitspolitik

Kriminalistik, 2013, 7, S. 435-440
mit 4 QU

Europäische Länder wurden in den vergangenen Jahren vermehrt durch soziale Unruhen
erschüttert. Angetrieben von einer wachsenden Arbeitslosigkeit und der Angst vor Armut,
demonstrierten vor allem junge Menschen in Frankreich, Griechenland, England und Spanien
für freien Bildungszugang, faire Entlohnung und gegen die wachsende Ungleichheit zwischen
Arm und Reich. Die Folgen der jeweiligen Unruhen waren Tote, Verletzte und
Sachbeschädigungen im enormen Ausmaß. Darüber hinaus waren die rechtlichen
Konsequenzen gravierend, während der angestrebte gesellschaftliche Umbruch nicht so
einfach umgesetzt werden konnte. Auch in Deutschland werden soziale Unruhen als
gewalttätige Entladungen empfundener Perspektivlosigkeit prognostiziert und befürchtet.
Lokale Ausformungen zeigten sich bereits während der Proteste gegen "Stuttgart 21" und in
der nationalen Ausformung der globalen "Occupy-Bewegung". Als Ausdruck der
Unzufriedenheit in der Bevölkerung stellen sie ein Spannungsfeld zwischen Staat und
Gesellschaft dar, in dem sich die Polizei bewegt und zum Politikum gerät. Diese Position ist
nicht nur eine komplizierte Gradwanderung für die Polizisten, sie drängt sie zudem in eine
Rolle, in der Gewalt, gegen die Beamten als zulässig wahrgenommen wird.

Soziale Situation; Sozialpolitik; Sozialer Brennpunkt; Sozialer Konflikt; Gesellschaftlicher
Wandel; Protestverhalten; Protestbewegung; Jugendprotest; Gewaltbereitschaft;
Gewaltanwendung; Demonstrationseinsatz; Polizeiaufgabe
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ID-nummer: 20131032

Dezham, Jamshed

Der Rückkehrmythos der Afghanen; Wollen und können Afghanen überhaupt wieder nach
Afghanistan?

Beiträge zur inneren Sicherheit,
Afghanistan - Land ohne Hoffnung? Kriegsfolgen und Perspektiven in einem verwundeten
Land, 2013, Bd 30 [3., überarb. u. erg. Aufl.], S. 111-130
mit LITVZ S. 126-130

Ballungsräume wie das Ruhrgebiet oder Großstädte wie Hamburg, München oder Frankfurt
am Main beherbergen zahlreiche Afghanen, welche im Zuge des 30-jährigen Krieges seit Mitte
der 1970er oder noch früher in Deutschland eine neue Heimat gefunden haben, auch wenn für
viele zunächst Deutschland ein "Zwischenstopp" bzw. eine vorübergehende Gastheimat
darstellten sollte.
Der Autor beschäftigt sich in seinem Beitrag mit dem "Rückkehrmythos" der im Exil lebenden
Afghanen, welche als Kriegsflüchtlinge seit Mitte der 1970er nicht nur in Deutschland, sondern
auch weltweit in der Diaspora leben.
Um sich mit der Thematik des "Rückkehrmythos" näher beschäftigen zu können, berichtet er
zunächst über das Leben bzw. über die Lebensphilosophie der Afghanen im Exil (Deutschland).
Dabei soll weder eine statistische Erhebung noch eine Bewertung nach Zahlen oder Studien
aufgezeigt werden, vielmehr sollen die persönlichen sowie die soziokulturellen Hintergründe
der Menschen aus ethnologisch-psychologischer Sicht durchleuchtet werden. Dabei greifen die
Thesen auf zwei selbstorganisierte ethnologische Feldforschungen, die in den Jahren
2010/2012 in Deutschland durchgeführt worden sind, zurück. Im Anschluss nimmt der
Verfasser eine Typisierung der beobachteten afghanischen Migranten bzw. der Interviewten
vor. Gemeint sind dabei Indikatoren, die bei der Sozialisation und Integration eine wichtige
Rolle spielen. Ein weiterer entscheidender Indikator für die Befragungen war das Alter und das
Geschlecht. Die Feldforschungen zeigen interessante Zusammenhänge und Kausalketten in der
Debatte zu den Themen Integration, Nichtintegration und Rückkehrmythos der Afghanen.

Afghanistan; Sicherheitslage; Krieg; Flüchtling; Einwanderung; Einwanderungspolitik;
Gesellschaftspolitik; ZuwG; Rückkehrhilfe; Sozialisation

ID-nummer: 20130870

Oltmer, Jochen

Globale Migration: Geschichte, Gegenwart, Zukunft

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit, 2013, Sonderbd. 5.1 [2. überarb. Aufl.], S. 27-55
mit 70 QU

Der Autor erarbeitet zentrale Strukturmuster globaler räumlicher Bevölkerungsbewegungen
und veranschaulicht sie durch den Blick auf markante und grundlegende Entwicklungen im
Wanderungsgeschehen vom Ende des 19. Jahrhunderts bis in die Gegenwart, um abschließend
einige Entwicklungen zu skizzieren, die für die absehbare Zukunft erwartet werden können.

Migrationsbewegung; Einwanderung; Zuwanderung; Erscheinungsform; Historische
Entwicklung; Lebenssituation; Herkunftsland; Folgewirkung
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ID-nummer: 20130416

Behr, Rafael

Polizei.Kultur.Gewalt. Die Bedeutung von Organisationskultur für den Gewaltdiskurs und
die Menschenrechtsfrage in der Polizei

SIAK-Journal, 2013, 1, S. 81-93
mit zahlr. QU

Polizeikultur und Polizistenkultur (cop culture) beantworten die Frage nach den
Ermächtigungen, Rahmungen und Begrenzungen für die Anwendung polizeilicher
Zwangsmittel (vulgo: Gewalt) aus unterschiedlichen Perspektiven und mit unterschiedlichen
Interessen. Zunächst erläutere ich das Konzept Polizei- und Polizistenkultur. Polizeikultur
kann als das die demokratisch legitimierte Polizei konstituierende Organisationsmerkmal
gelten, das sich als "top-down"-Modell besonders mit den Grenzen polizeilicher Macht
beschäftigt. Polizistenkultur nimmt sich dagegen der konkreten Vollzüge des Gewaltmonopols
in dessen Alltagspraxis an. Man kann sagen, Polizistenkultur ist in das Innere der Organisation
gerichtet, Polizeikultur nach außen. Beide stehen in einem symbiotischen und arbeitsteiligen
Verhältnis zueinander und beide ermöglichen erst den Vollzug der eigentlich "paradoxen"
Aufgabe der Polizei, nämlich den gesellschaftlichen Frieden und den Schutz von
Menschenrechten notfalls mit Gewalt durchzusetzen bzw. wiederherzustellen. Die Gewalt
scheint der Polizei heute aber zum Problem geworden zu sein. In den so genannten
"Leitbildern" der Polizeikultur kommt das Wort "Gewalt" nicht mehr vor, im Alltag der
Polizisten aber sehr wohl. Hieraus ergibt sich das "Arbeitsbündnis" zwischen einer
kundenorientierten "Bürgerpolizei" auf der Ebene von Polizeikultur und
autoritätseinfordernden Polizisten auf der Ebene von cop culture. Flankiert wird diese
Arbeitsteilung durch den derzeitigen Gewaltdiskurs der Polizei, der sich ausschließlich auf das
Themenfeld "Polizisten als Opfer von Gewalt" konzentriert und dabei ausblendet, dass Gewalt
ein Interaktionsverhältnis ist, in dem Polizisten nicht nur die Opferrolle einnehmen. Ich
plädiere dafür, die "Gewalt von und an der Polizei" in das Zentrum der Debatte zu bringen,
damit mit ihr dort reflexiv und nicht ideologisch umgegangen werden kann.

Polizeikultur; Leitbild; Leitbildprozess; Polizistenkultur; Polizeibeamter; Bürgerpolizei;
Autorität; Zwangsanwendung; Gewaltanwendung; Gewaltkonflikt; Organisationskultur;
Menschenrechtsverletzung; Gesellschaftsentwicklung; Wertewandel; Polizeiberuf;
Polizeiaufgabe; Alltagshandeln
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ID-nummer: 20130411

Giebel, Stefan; Rainer, Martin

Immigration, Religion und erneute Straffälligkeit bei jugendlichen Straftätern

SIAK-Journal, 2013, 1, S. 33-44
mit 3 TAB, zahlr. QU

Immer wieder wird in der politischen Debatte und in den Medien ein Zusammenhang
zwischen Immigration oder besonderen Merkmalen der Immigranten wie
Religionszugehörigkeit, Teilen der Kultur, Rechtsverständnis etc. und der Kriminalität
behauptet.
Der Artikel bietet erstmalig eine Zusammenfassung der Ergebnisse einer Studie aus der
Bundesrepublik Deutschland - im vorliegenden Fall der rheinland-pfälzischen Untersuchung
der Entlassungsjahrgänge 1996 bis 2000 aus dem Jugendstrafvollzug -hinsichtlich einer
möglichen Beziehung zwischen erneuter Straffälligkeit und Religionszugehörigkeit bzw.
Immigration, sowie eine entsprechende Interpretation. Es stellt sich heraus, dass gerade die
religiöse Bindung und die Verwurzelung in der Kultur des Heimatlandes eine präventive
Wirkung auf die generelle Straffälligkeit haben kann, und sich möglicherweise mit
zunehmender Assimilation in die aktuellen deutschen Gesellschaftsverhältnisse eine Erhöhung
der erneuten Straffälligkeit ergibt. Darüber hinaus zeigt die Studie, dass nicht die Religion oder
die Kultur Ursache der Straffälligkeit ist, sondern vielmehr die fehlende soziale Vernetzung
und der Mangel an gesellschaftlicher Integration unabhängig von einer ethnischen
Zugehörigkeit oder Religion. Zu beachten ist, dass innerhalb dieser ersten länderspezifischen
Evaluation nur indirekt auf die Wirkung der Religion und der Kultur geschlossen werden kann.
Eine differenzierte Sichtweise auf die jugendlichen Straftäter erfordert zwangsläufig eine mit
dieser Untersuchung erst begonnene Auseinandersetzung mit, den jeweiligen Religionen und
Kulturen der Herkunftsregionen sowie mit den funktionalen Wirkungsweisen von Religion
und Kultur in der heutigen Gesellschaft.

Straffälliger Jugendlicher; Kriminelles Verhalten; Kriminalitätsursache; Rückfalltäter;
Rückfallquote; Untersuchungsergebnis; Religion; Immigrant; Migrant; Herkunftsland;
Kulturkonflikt; Integration; Wertmaßstab; Sozialer Hintergrund
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ID-nummer: 20130647

Sterbling, Anton

Zufriedenheit mit der öffentlichen Sicherheit in einer längerfristigen Betrachtung;
Ergebnisse von Bürgerbefragungen

Kriminalistik, 2013, 5, S. 317-325
mit 1 TAF, 14 TAB, 18 QU

In dem Beitrag werden aus einer längerfristigen Untersuchungsreihe, die insgesamt sechs
Bürgerbefragungen in 14 Jahren umfasst, ausgewählte Aspekte der Zufriedenheit mit der
öffentlichen Sicherheit und dem Beitrag einzelner staatlicher Institutionen zur Gewährleistung
der Sicherheit dargelegt. Dabei zeigte sich, dass nach einer deutlichen Erhöhung der
diesbezüglichen Zufriedenheit von Ende der 1990er Jahre bis 2004 sodann eine Stagnation und
letztlich auch ein auffälliger Rückgang des entsprechenden Zufriedenheitsniveaus bis 2012 zu
erkennen ist. Dabei fällt auf, dass ein deutlicher Unterschied in der Beurteilung des
Sicherheitsbeitrages verschiedener staatlicher Einrichtungen gemacht wurde und dass der
Beitrag der Polizei deutlich günstiger als der Sicherheitsbeitrag anderer Institutionen wie etwa
der Landesregierung oder der Stadtverwaltung beurteilt wurde. Wenngleich verschiedene
Faktoren zu den aufgezeigten Entwicklungen beigetragen haben, ist doch deutlich erkennbar,
dass der demographische Wandel und insbesondere der rasch fortschreitende
Alterungsprozess der Bevölkerung beider Städte, Hoyerswerda und Görlitz, in diesem
Zusammenhang eine wichtige Rolle spielt.

Sicherheitsgefühl; Öffentliche Sicherheit; Polizeipräsenz; Sicherheitswacht;
Videoüberwachung; Bürgerbefragung; Befragungsergebnis; Sachsen

ID-nummer: 20130621

Hefendehl, Roland

Sicherheit und Sicherheitsideologie oder auch: Das Ende des Relativen

Neue Kriminalpolitik, 2013, 1, S. 19-25
Zur Lage der Kriminologie in Deutschland, Freiburg i.Br.; BR Deutschland, 2012 [28.06.-30.06.]
mit 30 QU

Der Verfasser geht in seinem Vortrag auf die Entwicklung zu einer Sicherheitsgesellschaft mit
deren Spezifika nach, benennt die mit dieser befassten Disziplinen und wagt eine Prognose,
was dies derzeit und künftig für die Kriminologie bedeuten könnte und ob diese sich
gegebenenfalls neu auszurichten hat.

Kriminologische Forschung; Sozialforschung; Sozialpolitik; Sicherheitsforschung;
Sicherheitsgefühl; Sicherheitsleistung; Sicherheitspolitik; Ideologie; Straftheorie;
Strafrechtspolitik
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ID-nummer: 20130327

Völschow, Yvette; Janßen, Wiebke; Helms, Marlene

Subjektives (Un-)Sicherheitsempfinden in ländlich geprägten Regionen; Exemplarische
Ergebnisse einer Bürgerinnen- und Bürgerbefragung im Landkreis Vechta

Forum Kriminalprävention, 2013, 1, S. 33-38
mit 3 TAF, 1 TAB, 23 QU

Um das subjektive (Un-)Sicherheitsempfinden, aber auch das kriminalistische Dunkelfeld im
niedersächsischen Landkreis Vechta als Grundlage für eine planvolle, die spezifischen
Strukturmerkmale ruraler Räume berücksichtigende Kriminalprävention zu erfassen, wurde
2010 im Rahmen einer vom niedersächsischen Landespräventionsrat geförderten
mehrperspektivisch angelegten Kriminologischen Regionalanalyse durch die Universität
Vechta - in Kooperation mit dem Polizeikommissariat und dem Landkreis Vechta - eine
repräsentative Bürgerbefragung durchgeführt. Dazu wurden insgesamt 5633 Einwohner der
zehn kreisangehörigen Städte und Gemeinden per teilstandardisiertem und postalisch
versendetem Erhebungsinstrument zu Wohnzufriedenheit und Sicherheitsempfinden im
näheren Umfeld und im Landkreis befragt. Methodendesign und Auszüge der Ergebnisse
werden in dem Beitrag vorgestellt.

Niedersachsen; Ländliches Gebiet; Kriminologische Regionalanalyse; Regionalanalyse;
Sicherheitsgefühl; Kriminalitätsfurcht; Bürgerbefragung; Wohnumfeld; Wohnsituation;
Dunkelfelduntersuchung; Untersuchungsergebnis; Präventionspolitik

ID-nummer: 20131105

Sterbling, Anton

Subjektive Sicherheit und der Einfluss sozialdemographischer Merkmale. Ergebnisse von
Bürgerbefragungen

Die Kriminalpolizei, 2013, 3, S. 20-27
mit 14 TAB, 41 QU

"Verbrechensangst", "Kriminalitätsfurcht", "Viktimisierungsgefahren", "Sicherheitsgefühl" sind
Begriffe, die in wissenschaftlichen Analysen und Debatten um die innere Sicherheit eine
wichtige Rolle spielen. In diesem Kontext gibt es eine Reihe gängiger Erkenntnisse und
entsprechender Theoreme, die sich bewährt haben und die doch auch immer wieder erneut
kontrovers diskutiert werden, so dass weitere empirische Überprüfungen durchaus sinnvoll
erscheinen.
In den Ausführungen werden wichtige Aspekte und Entwicklungsmuster der subjektiven
Sicherheit dargestellt. Dabei wird auch nicht nur der Einfluss relevanter
sozialdemographischer Variablen im Sinne der Überprüfung der angedeuteten Theoreme
systematisch mit analysiert. Zugleich wird kenntlich gemacht, dass deren Veränderung im
Zeitverlauf - etwa im Sinne einer fortschreitenden Alterung der befragten Bevölkerung -
deutliche Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl insgesamt hat.

Kriminalitätsfurcht; Sicherheitsgefühl; Subjektivität; Sozialdaten; Demographische Daten;
Empirische Untersuchung; Bürgerbefragung; Entwicklungstendenz; Einflussfaktor
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ID-nummer: 20130311

Steffen, Wiebke

Deutschland ist eines der sichersten Länder der Welt- tatsächlich?

Die Kriminalpolizei, 2013, 1, S. 21-23
mit 2 QU

Kaum ein deutscher Innenminister versäumt es, bei der Vorstellung der neuesten Zahlen der
Polizeilichen Kriminalstatistik darauf hinzuweisen, dass Deutschland eines der sichersten
Länder der Welt sei - was auch zutrifft, wenn unter Sicherheit die innere Sicherheit verstanden
wird oder genauer: Zahl, Art und Entwicklung der polizeilich registrierten Straftaten. Hier
nimmt Deutschland in der Tat einen Spitzenplatz ein. Schon weniger im Blickpunkt steht die
Bedrohung der Sicherheit durch große Schadensereignisse wie Naturkatastrophen oder
technische Großunglücke. Noch seltener im Fokus ist die Tatsache, dass sich Sicherheit auch -
vor allem - auf die soziale und wirtschaftliche Sicherheit bezieht, auf die soziale Gerechtigkeit,
auf die Verlässlichkeit und Planbarkeit des eigenen Lebens.
Das Gutachten zum 17. Deutschen Präventionstag "Sicherheit als Grundbedürfnis der
Menschen und staatliche Aufgabe" greift dieses umfassende Verständnis von Sicherheit und
Prävention, die Bedeutung von sozialer Gerechtigkeit und Gleichheit für die Sicherheit und das
Sicherheitsgefühl der Menschen auf und geht auf deren Auswirkungen auf Kriminalität und
Kriminalitätsfurcht ein sowie auf die damit verbundenen Herausforderungen für die
Kriminalprävention. Dieses Gutachten ist die Grundlage dieses Beitrages.

Sicherheitspolitik; Innere Sicherheit; Soziale Sicherheit; Soziale Herkunft; Soziale Integration;
Gerechtigkeit; Armut; Wohlstandsgefälle; Bildungspolitik; Sicherheitsgefühl;
Kriminalitätsfurcht; Kriminalprävention; Präventionspolitik
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ID-nummer: 20130162

Fischer, Tina

Bekämpfung der Schleusungskriminalität am Beispiel eines Ermittlungsverfahrens gegen
eine internationale Schleuserorganisation

MEPA - Mitteleuropäische Polizeiakademie, 2012, 3, S. 7-16
mit 6 BILD, 2 KT

Der Gemeinsamen Ermittlungsgruppe Schleuser des LKA Baden-Württemberg und der
Bundespolizeidirektion Stuttgart (GES) lagen über die Grenzpolizeilichen
Unterstützungsbeamten der Bundespolizei aus Griechenland bzw. Italien Erkenntnisse zu einer
Lkw-Schleusung aus Patras (Griechenland) vor, bei der im Februar 2009 43 Personen aus
Afghanistan, dem Irak und Palästina im Auflieger eines Gespanns einer deutschen Spedition
mit der Fähre von Griechenland nach Italien hätten geschleust werden sollen. Hinzu kamen im
September 2009 Erkenntnisse zweier weiterer Lkw-Großschleusungen, bei denen im
Fährhafen von Ancona (Italien) 28 bzw. 44 Geschleuste, wiederum Iraker und Afghanen, aber
auch Pakistani und Bangladeschi, in den Aufliegern zweier Lkw festgestellt werden konnten.
Diese waren zuvor mit Fähren aus Griechenland nach Italien befördert worden. Im Zuge der
weiteren Ermittlungen konnte nachgewiesen werden, dass ein Mittelsmann in Deutschland im
Auftrag der Organisation Fahrzeuge auf deutsche Speditionen mit finanziellen Schwierigkeiten
anmeldete und die von ihm beschafften Fahrzeuge zum Umbau für Schleusungszwecke nach
Sofia (Bulgarien) und Athen bringen ließ. Trotz langwieriger, zeit- und kostenintensiver
Ermittlungen in Deutschland und der Festnahme von insgesamt zwölf Tatverdächtigen wurde
lediglich im Fall des für Deutschland verantwortlichen "Länderbeauftragten" eine Haftstrafe
von vier Jahren und drei Monaten wegen gewerbs- und bandenmäßigem Einschleusen von
Ausländern verhängt. Alle anderen verhängten Strafen gingen nicht über eine
Bewährungsstrafe hinaus. Im Ergebnis ist die erfolgreiche Bekämpfung einer international
agierenden Schleuserorganisation nach Berwertung der Autorin nur im engen
Zusammenwirken der betroffenen Staaten möglich. Hierzu gehörten zwingend der
gegenseitige zeitnahe Austausch von Informationen und das Betreiben gemeinsamer
Ermittlungen, bevorzugt in Form von Spiegelverfahren oder Joint Investigation Teams (JIT).
Schleusungen blieben trotz des enormen Einsatzes von Ressourcen wie Personal, Technik und
finanzieller Mittel ein Massenphänomen, von dem die betroffenen Staaten der
EU-Außengrenzen völlig überrannt würden. Das enorme Ausmaß führe dazu, dass diese
Staaten in ihrer Reaktions- und Abwehrmöglichkeit beeinträchtigt bzw. lahmgelegt würden
und es trotz aller Anstrengung nicht gelinge, das menschenunwürdige Treiben der Täter
nachhaltig zu unterbinden. Einzelne handelnde Personen könnten aus Sicht der Organisatoren
einfach und ohne große Reibungsverluste ausgewechselt werden. Erschwerend komme hinzu,
dass mögliche Strafrahmen nicht ausgeschöpft würden und die Strafandrohung keine
abschreckende Wirkung entfalte. Die von den Tätern angestrengte Abwägung zwischen Risiko
und finanziellem Erfolg führe deshalb immer zum selben Ergebnis. Als Fazit bestehe die
Forderung nach einer raschen Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit auf allen
Ebenen. Nur so könne erreicht werden, dass nicht nur lokale Täter und deren Helfer, sondern
vor allem deren Hinterleute und somit eine Organisation bekämpft werden könnten.

Schleuserkriminalität; EU-Außengrenze; Bekämpfungsstrategie; Schlepperorganisation;
Ermittlungsführung; Illegale Migration; Polizeiliche Rechtshilfe; Eurojust; Einschleusen;
Lastkraftwagen; Schiff; Transportunternehmen; Südosteuropa; Zollkontrolle;
Schwachstellenanalyse; Internationale polizeiliche Zusammenarbeit; Gemeinsame
Ermittlungsgruppe; Landespolizei; Bundespolizei; Fallbeispiel
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ID-nummer: 20130165

Curchod, Christoph

Mixed Migration in Richtung Schweiz

MEPA - Mitteleuropäische Polizeiakademie, 2012, 3, S. 26-34
mit 2 BILD, 1 TAF, 17 QU

Die Schweiz verzeichnete im Jahr 2012 als einer von ganz wenigen europäischen Staaten einen
deutlichen Anstieg der Zahl der Asylgesuche. Dabei sind die Migrationsströme heute stark
durchmischt, es gibt - außerhalb von Kriegsgebieten - kaum mehr reine Flüchtlingsströme,
sondern nur noch "Mixed Flows", in denen sich Flüchtlinge mit Menschen, die aus anderen
Gründen migrieren, vermischen. Wieso ist das so? Aus welchen Gründen kommen diese
Menschen in unser Land?
Der Autor zeigt am Beispiel der Schweiz exemplarisch die Mechanismen auf, die hinter der
sogenannten Mixed Migration stehen, und erklärt, wieso im Jahr 2012 ausgerechnet die
Schweiz in besonderem Ausmaß davon betroffen ist.

Schweiz; Migrationsbewegung; Migrant; Illegale Migration; Herkunftsland; Wohlstandsgefälle;
Asylpolitik; Schlepperorganisation; Rückkehrhilfe; Ursachenanalyse

ID-nummer: 20130163

Rijs, Ursula van

Brennpunkt Südgrenze Schweiz

MEPA - Mitteleuropäische Polizeiakademie, 2012, 3, S. 16-18

Mit dem "arabischen Frühling" wurde die Schweizer Südgrenze nicht zum ersten Mal
Brennpunkt der Migration. Die Lage der irregulären Migration im Grenzgebiet zu Italien war
bereits in den vergangenen Jahren und vor dem Schengen-Beitritt im Jahr 2008 immer wieder
auf hohem Niveau. Breits während der Balkankrise lag der Schwerpunkt illegaler Einreisen
hauptsächlich an der Südgrenze im Tessin. In den Jahren 2002 bis 2007 verschob sich dann der
Schwerpunkt der irregulären Migration in die Region Genf, wobei es sich hier mehrheitlich um
Gruppierungen von grenzüberschreitenden Kriminaltouristen handelte.
Zur Bekämpfung der illegalen Migration sowie der grenzüberschreitenden Kriminalität
wurden Verstärkungsmaßnahmen getroffen. Das Grenzwachtkorps als größtes nationales
Sicherheitsorgan konnte diese Maßnahmen innerhalb weniger Tage umsetzen und somit
seinen Beitrag zur inneren Sicherheit der Schweiz leisten.

Schweiz; Italien; Illegale Migration; Flüchtling; Illegaler Grenzübertritt; Grenzsicherheit;
Grenzüberschreitende Kriminalität; Schleuserkriminalität; Ausländerpolitik
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ID-nummer: 20130143

Möllers, Rosalie

Die Agentur FRONTEX aus politikwissenschaftlicher Sicht

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Europäisierung und Internationalisierung der Polizei 1; Europäisierung, 2012, Sonderbd 1.1, S.
265-303
mit zahlr. QU

Solange Europa ein sicherer und wohlhabender Kontinent ist, werden Migranten, ausgelöst
durch Bürgerkriege, politischer Verfolgung, Armut und Klimawandel versuchen, das
EU-Gebiet unter Umgehung legaler Einreisemöglichkeiten und unter lebensgefährlichen
Bedingungen zu erreichen. Als Reaktion auf die Zunahme der unkontrollierten Migration
wurde zum 1. Mai 2005 die "Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den
Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union" FRONTEX gegründet.
Gegenwärtig ist es Aufgabe der Grenzschutzagentur die Überwachung und Koordinierung der
Außengrenzen zu unterstützen und die "unter lebensbedrohenden Umständen erfolgenden
illegalen Einreiseversuche" zu vermeiden.
In dem Beitrag wird die gravierende Wachstumsgeschwindigkeit von FRONTEX sowie die
politische Bedeutungszuschreibung mit dem Ziel eines integrierten Europäischen
Außengrenzschutzes aus institutionstheoretischer Perspektive betrachtet.
Des Weiteren findet der supranationalistische Integrationsansatz Berücksichtigung. Dabei wird
ein Integrationsverständnis unterstellt, das als "friedliche und freiwillige Zusammenführung
von Gesellschaften, Staaten und Volkswirtschaften über bislang bestehende nationale,
verfassungspolitische und wirtschaftliche Grenzen hinweg" bezeichnet werden kann.

Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen; Grenzschutz;
Migrationsbewegung; Illegale Migration; Seeküste; Außengrenze; Asylpolitik; Europäische
Gemeinschaft; Europäisches Parlament; Europäisches Sicherheitsprogramm
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ID-nummer: 20130332

Möllers, Martin H. W.

Bemerkungen zur amtlichen Definition des Begriffs "Migrationshintergrund"

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Migration: Bedingungen, Formen, Steuerung, 2012, Sonderbd 5.1, S. 13-22
mit 36 QU

Nach der Definition des Statistischen Bundesamts, die auch in der aktuellen wissenschaftlichen
Literatur grundlegend ist, zählen zu den Menschen mit Migrationshintergrund alle nach 1949
auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten sowie alle in
Deutschland geborenen Ausländer und alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit
zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil. Die
vom Statistischen Bundesamt entwickelte Definition wurde erstmals in dem im Land Berlin im
2010 vom Abgeordnetenhaus verabschiedeten "Gesetz zur Regelung von Partizipation und
Integration in Berlin" aufgegriffen legaldefiniert. Beschreibende Bezeichnungen wie der Begriff
"Migrationshintergrund" wirken wie bildliche Darstellungen. Der Mensch assoziiert sie mit
Realitäten, die sich ihm aufdrängen, weil sie durch seine Lebenswirklichkeit bestimmt werden.
Denn in den zwischenmenschlichen Austauschprozessen des Alltags entwickelt jede Person
natürliche Verhaltensweisen als Reaktion auf die soziale Umwelt. Werden Begriffe bestimmten
Menschen und Menschengruppen zugeordnet, entwickeln sie eine Eigendynamik, indem sie
sich zu einem Bild des Andersseins dieser Menschen verdichten und (wenn auch ungewollt
bzw. unbewusst) die Ausgrenzung dieser Menschen signalisieren. Eine derartige Gefahr geht
aus Sicht des Autors auch von dem Begriff "Migrationshintergrund" aus. Er würde nämlich
immer dann (nur) wichtig, wenn es um menschliche Probleme geht. Selten gebe es Berichte
und Artikel über die Vorzüge der Einwanderung, über gewinnbringende Innovationen, die mit
den Menschen ins Land kommen oder von der Motivation dieser Menschen, in der Gesellschaft
nach oben zu streben.

Migration; Herkunft; Begriff; Etikettierung; Definition; Rechtsbegriff; Stigmatisierung;
Migrant; Ausländer; Aussiedler; Eltern; Klassifizierung; Selektive Wahrnehmung;
Diskriminierung; Vorurteil; Soziale Ausschließung
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ID-nummer: 20130091

Fröhlich, Daniel

Asylgrundrecht und internationaler Schutz: Zur gewandelten Bedeutung des Art. 16a GG im
europäischen Asylsystem

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Jahrbuch Öffentliche Sicherheit 2012/2013, 2012, S. 449-455
mit 50 QU

"Hände weg vom Grundgesetz!" lautete die prägnante Forderung, mit der sich Otto Bachof auf
dem Höhepunkt der Debatte über die Abschaffung bzw. Beschränkung des Art. 16 Abs. 2 S. 2
GG (a .F.) für eine Beibehaltung der zunehmend unter Druck geratenen historischen
Asylgewährleistung des Grundgesetzes einsetzte. Der alarmistische Ton entsprach der Schärfe
und auch der Emotionalität, mit der die Auseinandersetzung um das Asylgrundrecht zu Beginn
der 1990er Jahre geführt wurde. Zwei Jahrzehnte später ist von der damaligen Spannung kaum
mehr etwas zu spüren. Im Gegenteil, die Befassung mit dem 1993 novellierten Asylgrundrecht
erscheint unzeitgemäß. In der fachgerichtlichen Praxis spielt es nahezu keine Rolle mehr,
weshalb es von Teilen des juristischen Schrifttums als überlebt angesehen, seine Bedeutung
allenfalls im Bereich der Verfassungssymbolik vermutet wird. So scheint es, als wäre "Hände
weg vom Grundgesetz!" unversehens zur neuen Leitmaxime des deutschen Asyl- und
Flüchtlingsrechts avanciert.
Der Autor skizziert in seinen Beitrag die Ursachen dieser Entwicklung, die sich wechselseitig
überlagern und verstärken.

GG Art 16 a; GG Art 16 Abs 2; Asylrecht; Drittstaatenregelung; Abschiebehaftverfahren;
AufenthG; Flüchtlingskonvention; Menschenrecht

ID-nummer: 20120695

Hirtenlehner, Helmut; Farrall, Stephen

Modernisierungsängste, lokale Irritation und Furcht vor Kriminalität; Eine vergleichende
Untersuchung zweier Denkmodelle

MschrKrim - Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, 2012, 2, S. 93-114
mit 1 TAB, 3 TAF, 1 ANL, LITVZ S. 111-113

In der zeitgenössischen europäischen Kriminologie setzt sich zunehmend ein Verständnis von
Kriminalitätsfurcht als Folgeprodukt von und Code für breitere soziale Ängste durch, deren
Ursprung üblicherweise in den gesellschaftlichen Umwälzungen der Spätmoderne verortet
wird. In der Masse diesbezüglicher Abhandlungen lassen sich zwei unterschiedliche
Perspektiven erkennen: ein generalisiertes Verunsicherungsmodell, demzufolge frei
flottierende amorphe Modernisierungsängste direkt auf Kriminalität projiziert werden, und ein
erweiterter "community concern"-Ansatz, demzufolge abstrakte Transformationsängste des
Prismas lokaler Bedingungen bedürfen, um in Verbrechensfurcht zu münden. Beide
Betrachtungsweisen werden anhand von Befragungsdaten aus Linz vergleichend geprüft. Die
Ergebnisse lassen leichte Vorteile für eine generalisierte Verunsicherungsperspektive
erkennen. Die Frage nach der Verallgemeinerbarkeit der Befunde wird aufgeworfen und dann
eine für eine mögliche Moderatorwirkung soziokultureller und politisch-institutioneller
Rahmenbedingungen sensible internationale Forschungsagenda angeregt.

Kriminalitätsfurcht; Angst; Sicherheitsgefühl; Untersuchungsmethode; Fragebogen;
Forschungsstudie; Datenanalyse
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ID-nummer: 20120697

Bott, Klaus; Koch-Arzberger, Claudia

Der Faktor Furcht: Auswirkungen der islamistischen Terrorgefahr; Befunde einer
repräsentativen Studie in Hessen

MschrKrim - Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, 2012, 2, S. 132-141
mit 2 TAB, 3 TAF, zahlr. QU

Weltweite Meldungen über terroristische Anschläge durch Islamisten sind in den Nachrichten
seit Jahren keine Seltenheit. In zunehmendem Maße zeigt sich jedoch auch eine unmittelbare
Gefährdungslage im Inland: Bundesweit geht das Bundeskriminalamt von mehr als 1.000
gewaltbereiten Islamisten aus. Der erste tödliche Anschlag durch einen Islamisten in
Deutschland wurde am 2. März 2011 am Frankfurter Flughafen verübt, als Arzd U. zwei
US-Soldaten erschoss und zwei lebensgefährlich verletzte. Die
Kriminalistisch-Kriminologische Forschungsstelle der hessischen Polizei (KKFoSt) befasst sich
intensiv mit dem Themenkomplex des islamistischen Terrorismus. Zum einen geht es dabei
um Fragen nach Ursachen und Hintergründen von Radikalisierungsbiographien. Zum anderen
wird aber auch untersucht, welche Auswirkungen der islamistische Terrorismus auf das
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung hat. Zur Terrorismusfurcht in Hessen können nun erstmals
auf Basis einer im Auftrag der KKFoSt vom Sozialforschungsinstitut "infas" Ende 2008/Anfang
2009 durchgeführten telefonischen Befragung umfangreiche repräsentative Daten vorgestellt
werden. Im Ergebnis zeigt sich, dass zum Erhebungszeitpunkt 47 % der Studienteilnehmer sehr
beunruhigt hinsichtlich des islamistischen Terrorismus waren. Allerdings war die Sorge, selbst
Opfer eines solchen Anschlags zu werden, bei der großen Mehrheit nur gering ausgeprägt. Sie
hatte entsprechend kaum Auswirkungen auf das persönliche Unsicherheitsgefühl. Die
staatlichen Antiterrormaßnahmen wurden gleichwohl in der Mehrheit befürwortet. Der
Polizei als Institution brachten 77 % der Befragungsteilnehmer großes Vertrauen entgegen.

Sicherheitsgefühl; Terroranschlag; Islamistischer Terrorismus; Gefahrenlage;
Kriminalitätsfurcht; Terrorismusbekämpfung; Forschungsstudie; Hessen
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ID-nummer: 20120068

Hirschmann, Nathalie

"PPP - Police-Private-Partnership"; Kommerzialisierung der öffentlichen Sicherheit

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2012, 1, S. 9-11
mit 1 TAB, zahlr. QU

Neben öffentlich und kommunal organisierten Sicherheits- und Ordnungseinrichtungen gibt
es zunehmend kommerziell agierende Kräfte für den Bereich der inneren Sicherheit, welche
gemeinsam mit sich ehrenamtlich engagierenden Bürgern (z.B. Freiwilliger Polizeidienst in
Baden-Württemberg und Hessen) eine Gruppe von Sicherheitsakteuren darstellen, die in
einem rechtlich geregelten Kooperationsverhältnis zur Vollzugspolizei steht. So werden seit
1999 auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene verschiedene Formen der arbeitsteiligen
Zusammenarbeit zwischen Einrichtungen staatlicher und privater Sicherheit geschlossen. Aus
Sicht der Autorinnen liegt die Aufrechterhaltung und Produktion öffentlicher Sicherheit dabei
im Zuständigkeitsbereich staatlicher Akteure. Aufgrund vielfältiger Veränderungsprozesse
würden jedoch mittlerweile auch private Dienstleister als fester Bestandteil der deutschen
Sicherheitslandschaft gelten und (in welcher Form auch immer) vermeintlich oder tatsächlich
zu mehr Sicherheit im öffentlichen Raum beitragen. Seitens des Bundes, einzelner Länder und
Kommunen wird diesem Umstand durch vertraglich geschlossene
Kooperationsvereinbarungen mit der Sicherheitswirtschaft Rechnung getragen.
Sicherheitspartnerschaften in Form von PPP würden zwar in ihrer jetzigen Form nicht gegen
geltendes Recht verstoßen, da dem Staat das Gewalt-, aber kein allumfassendes
Sicherheitsmonopol zugestanden werde. Dennoch bleibe die Sinnhaftigkeit solcher
Zusammenschlüsse zu hinterfragen, wenn Kooperationen zwischen staatlichen und
nicht-staatlichen Akteuren nur inhaltslose Hülsen darstellen und nicht "gelebt" würden.

Sicherheitspartnerschaft; Öffentliche Sicherheit; Privatisierung; Polizeiaufgabe; Privates
Sicherheitsgewerbe; Freiwilliger Polizeidienst; Aufgabenübertragung; Öffentlicher Raum;
Innere Sicherheit; Zusammenarbeit; Polizei; Hoheitsrecht; Garantenstellung; Staatliches
Gewaltmonopol; Sicherheitsarchitektur; Zuständigkeitsregelung; Kommunale Kriminalpolitik
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ID-nummer: 20120438

Majewski, Andreas

Warum sich qualifizierte Migranten nicht bei der Polizei bewerben

Neue Kriminalpolitik, 2012, 1, S. 25-29
mit zahlr. QU

Die Polizeibehörden versuchen seit mehr als zwanzig Jahren überwiegend erfolglos, den Anteil
von Polizeibeamten mit Migrationshintergrund zu steigern. Dabei ist die Polizei kein
unattraktiver Arbeitgeber, da sie in Zeiten prekärer Arbeits- und Lebensverhältnisse ein
verbindliches Arbeitsverhältnis und somit einen materiellen Anreiz bereits während des
Studiums offeriert.
In dem Beitrag wird eine Studie vorgestellt, in der untersucht wurde was leistungsstarke
Schulabsolventen mit Migrationshintergrund daran hindert sich bei der Polizei zu bewerben.
Dabei steht die subjektive Seite von potentiellen Bewerbern im Vordergrund.
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass es keinesfalls aussichtslos ist, die Bewerberzahl
von geeigneten Migranten zu erhöhen, vorausgesetzt die Polizeien erkennen die Aufgabe als
solche als ureigensten Auftrag an und gehen aktiv auf Schulabsolventen zu, um den Faktor
Zufall im Berufswahlprozess durch planvolles Handeln zu ersetzen.

Polizeiberuf; Polizeibewerber; Migrant; Personalbedarf; Personaleinstellung;
Nachwuchswerbung; Bildungssystem; Integration; Berufswahl

ID-nummer: 20120370

Marquez Sanchez, Euridice

Fighting human trafficking in countries of origin and destination; Improving
multidisciplinary cooperation between Nigeria and European countries

SIAK-Journal, 2012, 1, S. 55-61
mit 2 BILD, 3 TAF, 14 QU

Human trafficking is a multifaceted problem that requires an integrated, holistic and
multidisciplinary approach. Cooperation between countries of origin and destination is
sometimes limited and fragmented and does not necessarily address the root causes of human
trafficking. This article provides an introduction to trafficking in persons as a crime and as a
human rights violation, outlines relevant international and regional legislative instruments,
and elaborates an the need for a multidisciplinary approach involving relevant stakeholders
from countries of origin, transit and destination. It depicts a practical experience bringing
together anti-trafficking practitioners from the judiciary, police and specialized service
providers regarding the protection of trafficked persons, from Nigeria and European countries.
This joint initiative aims to strengthen coordination both formally; by means of cooperation
agreements or Memorandum of Understanding, and informally; by establishing direct
communication channels. The article also presents challenges faced by anti-trafficking
practitioners and provides insight for future action.

Menschenhandel; Illegaler Grenzübertritt; Einschleusen; Europa; Nigeria; Internationale
polizeiliche Zusammenarbeit; Internationale Kriminalitätsbekämpfung;
Bekämpfungsmaßnahme; Präventivmaßnahme; Rechtslage
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ID-nummer: 20121519

Reuband, Karl Heinz

Paradoxien der Kriminalitätsfurcht; Welchen Stellenwert haben Kriminalitätsrisiken,
Medienberichterstattung und generalisierte Ängste für die Veränderungen des lokalen
Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung?

Neue Kriminalpolitik, 2012, 4, S. 133-140
mit 4 TAB, 39 QU

Die persönlichen Erfahrungen mit Kriminalität sind zu selten, als dass die Bürger ein
allgemeines Bild der Kriminalitätsentwicklung und Kriminalitätsbedrohung entwickeln
könnten. Die Massenmedien sind eher in der Lage, zu einer derartigen Meinungsbildung
beizutragen. Dementsprechend stellt der Autor die Frage, ob der Rückgang der
Kriminalitätsfurcht womöglich die Folge eines Rückgangs in der Kriminalberichterstattung der
Massenmedien ist. Er stellt fest, dass die bisherigen Befunde, die Aussagen über den
Zusammenhang von Unsicherheitsgefühlen und Kriminalitätsfurcht auf der Makroebene
erlauben, bislang spärlich und in ihrer Aussagekraft nicht stringent genug sind.

Kriminalitätsfurcht; Sicherheitsgefühl; Medienberichterstattung; Mediendarstellung;
Kriminalitätsberichterstattung; Kriminalitätsrückgang; Gefahrenanalyse;
Bedrohungspotential; Gefahrenlage; Opferrisiko; Opfererfahrung; Viktimisierung;
Bürgerschutz; Forschungsergebnis

ID-nummer: 20130077

Thiel, Markus

"Entgrenzung" der Gefahrenabwehr - Inflation der Sicherheit und Rückkehr des
Polizeistaates? Zur Weiterentwicklung der Sicherheitsarchitektur in Deutschland

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Jahrbuch Öffentliche Sicherheit 2012/2013, 2012, S. 251-265
mit 43 QU

Die "Sicherheitsarchitektur" in Deutschland, in Europa und in der Welt hat sich in den
vergangenen Jahrzehnten erheblich verändert. Die Ursachen sind vielfältig; wesentlich
beigetragen haben vor allem die neuartigen "asymmetrischen" (also nicht mit konventionellen
Mitteln der Kriegsführung herbeigeführten), durch den internationalen Terrorismus
verursachten Bedrohungslagen, das Erstarken der "Organisierten Kriminalität" und die
Nutzung der modernen Informations- und Kommunikationstechnik für unerwünschte,
verbotene oder gar strafbare Zwecke.
Die Rahmenbedingungen der "Sicherheitsarchitektur" legt der Gesetzgeber fest; zugleich ist er
berufen, sie laufend zu revidieren und zu aktualisieren.
Der Autor untersucht diese Rahmenbedingungen vor allem im Hinblick auf die in
verschiedenen "Dimensionen" festzustellende "Entgrenzung" der Gefahrenabwehr, der
gegenüber verfassungsrechtliche Bedenken und die Befürchtung geäußert werden, sie leite
eine Rückkehr in den "Polizeistaat" ein. Dass diese Vorwürfe im Ergebnis unberechtigt sind, soll
in dem Beitrag gezeigt werden.

Öffentliche Sicherheit; Öffentliche Sicherheit und Ordnung; Sicherheitsgefühl;
Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsrecht; Sicherheitsbehörde; Gefahrenabwehr; Gefahrenlage;
Rechtsstaat; Verfassungsstaat; Vorfeldmaßnahme; Eingriffsermächtigung; Bundespolizeirecht;
BKAG; ATDG; GG
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ID-nummer: 20130012

Sievers, Wiebke

Migrations- und Integrationsforschung in Österreich; Literaturdatenbank und
Forschungsstand

SIAK-Journal, 2012, 4, S. 12-22
mit 2 TAF, 6 TAB, 5 QU

Migration und Integration haben sich als Themen in der österreichischen
Forschungslandschaft etabliert. Gut 200 Personen in den Geistes-, Sozial-, Wirtschafts- und
Rechtswissenschaften sowie in der Medizin und der Psychologie befassten sich zwischen 2003
und 2008 mit Migration und Integration. Doch wie bei allen klassischen Querschnittsmaterien
ist die Forschungslandschaft zersplittert. Das macht es schwierig, einen umfassenden Überblick
über den Forschungsstand in diesem Themenbereich zu erhalten. Aus diesem Grund wurde die
Kommission für Migrations- und Integrationsforschung (KW) der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften (ÖAW) im März 2011 von der Sicherheitsakademie (SIAK) des
Bundesministeriums für Inneres damit beauftragt, den Stand der Forschung zu den Themen
Migration und Integration mit Bezug zu Österreich zu erheben. Die SIAK erhofft sich von
diesem Projekt, die wissensbasierte Politikgestaltung im Bereich Migration und Integration
voranzutreiben. Gleichzeitig soll der Überblick erlauben, Lücken in der bestehenden Forschung
zu identifizieren. Konkretes Ergebnis dieses Projekts ist eine Datenbank, in der
Forschungsberichte, Diplomarbeiten, Doktorarbeiten, Habilitationen und Publikationen zu
diesen Themen, die zwischen 2000 und 2011 entstanden sind bzw. veröffentlicht wurden,
erfasst sind. In diesem Beitrag wird erläutert, wie diese Datenbank entstanden ist, was genau sie
beinhaltet und welche Schlussfolgerungen sie für die Forschung im Bereich Migration und
Integration zulässt. Zu diesem Zweck wird in einem ersten Schritt die methodische
Vorgehensweise erläutert. Anschließend folgt eine Auswertung der erfassten Daten mit dem
Ziel, Schwerpunkte und Defizite aufzuzeigen.

Migration; Soziale Integration; Forschungsstand; Literaturdokumentation; Österreich;
Veröffentlichung; Wissenschaftliche Arbeit; Forschungsbericht; Literaturanalyse; Datenbank;
Auswertungsdienst; Forschungsaufgabe; Bedarfsanalyse; Politisches Handeln
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ID-nummer: 20130017

Wiener, Stephan; Benndorf, Jeanette

Das neue Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl; Ein Meilenstein der
verwaltungsbehördlichen Entwicklung im Asyl- und Fremdenrecht

SIAK-Journal, 2012, 4, S. 81-87
mit 39 QU

Mit 1. Jänner 2014 wird das neue Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl seine Arbeit
aufnehmen. Die Einrichtung eines Bundesamtes dient dem Ziel, auf die zunehmenden
Auswirkungen weltweiter Migrationsbewegungen effizienter reagieren zu können und
Ressourcen bestmöglich einzusetzen. In Anlehnung an andere europäische Staaten wählte
auch Österreich den Weg, durch eine einheitliche nationale Behörde die stets im Zunehmen
begriffenen Aufgaben im Bereich des Fremden- und Asylwesens zu erfüllen. Dieses
Bundesamt, als eine unmittelbar der Bundesministerin für Inneres nachgeordnete Behörde,
stellt einen Eckpfeiler der derzeit in Österreich laufenden umfassenden Verwaltungsreformen,
neben der Schaffung der Verwaltungsgerichtsbarkeit und der Neustrukturierung der
Sicherheitsbehörden, dar. Es wird auf Grund seiner Organisation und der Ausstattung mit
speziell ausgebildetem Personal, das zum Großteil auf langjährige einschlägige
Berufserfahrung zurückblicken kann, bestmöglich dafür gerüstet sein, die gesetzlich
definierten Aufgabenbereiche zu erfüllen. Durch die Bündelung von Kompetenzen, die bisher
von einer Vielzahl an Landes- und Bundesbehörden vollzogen wurden, soll ein wesentlicher
Beitrag zur Bewältigung der Herausforderungen im Bereich des Asylrechtes und der illegalen
Migration geleistet werden.
Die Verfasser geben einen kurzen Überblick über die Entstehung, die Organisation und die
Aufgabenbereiche des neuen Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. Die neuen
gesetzlichen Grundlagen werden näher erläutern.

Österreich; Bundesbehörde; Verwaltungsbehörde; Migrationsbewegung; Asylpolitik;
Fremdenrecht; Fremdenpolizei; AufenthG; Aufenthaltsverbot; Aufenthaltsrecht
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ID-nummer: 20130066

Srol, Sven

Die "Verzahnung" von Polizei und Nachrichtendiensten bei der Abwehr von Gefahren durch
Extremismus und Terrorismus; Gemeinsame Zentren, gemeinsame Verbunddateien und
andere Problemfelder

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Jahrbuch Öffentliche Sicherheit 2012/2013, 2012, S. 109-123
mit 74 QU

Der Autor untersucht eine eventuelle Zusammenlegung von Polizei und Nachrichtendiensten
nach dem Bekanntwerden der Versäumnisse der Sicherheitsbehörden, hier vor allem die der
Verfassungsschutzämter von Bund und Ländern und deren mögliche Ermittlungspannen im
Zusammenhang mit den terroristischen Aktivitäten des "Nationalsozialistischen Untergrundes
(NSU)". Seiner Meinung nach rückt die Gestaltung des Zusammenspiels von Polizei und
Verfassungsschutzämtern in den Blickpunkt und berührt die Frage des Trennungsgebotes.
Neben kurzfristig realisierbaren Veränderungen, durch die Institutionalisierung eines neuen
gemeinsamen Zentrums sowie der Errichtung einer neuen Verbunddatei, wird auch mit
Veränderungen zu rechnen sein, deren Wirkung viel weiter in die Zukunft gerichtet sein wird.
Hierbei stellt sich die Frage nach der Zukunft der Verfassungsschutzämter. Insgesamt stellt sich
die grundsätzliche Frage, inwiefern die angestellten Gedankenspiele dem komplexen und
komplizierten Geflecht von Polizei und Verfassungsschutzämtern hinreichend genug
Rechnung tragen oder ob die zu lösenden Probleme über rein strukturell-organisatorische
Erfordernisse hinaus gehen.

Gefahrenabwehr; Extremismus; Terrorismus; NSU; Sicherheitsbehörde; Polizei;
Verfassungsschutz; Nachrichtendienst; Zusammenarbeit; Trennungsgebot;
Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsauftrag; Innere Sicherheit; Demokratie
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ID-nummer: 20130090

Fischer, Robert

Europäisierung von Migranten und Sicherheit; Die Schengen Aquis im Spannungsfeld von
Rechtsangleichung und Fragmentierung

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Jahrbuch Öffentliche Sicherheit 2012/2013, 2012, S. 439-447
mit 48 QU

Durch kürzer werdende Rechtsanpassungszyklen nach dem Schengener
Durchführungsübereinkommen (SDÜ) ist die Anzahl der Rechtsnormen seit dem Inkrafttreten
von 1990 bis 2012 von ca. 200 auf über 600 angewachsen, zudem sehen sich Rechtsanwender
und Wissenschaftler einer Vielzahl von über 80 Anlagen gegenüber. Mit der Überführung des
intergouvernementalen Schengenrechts in supranationales EU-Recht setzte eine legislative
Dynamisierung ein, mit welcher der Gesetzgeber einheitliche und verbindliche
Regelungskomplexe zu schaffen versuchte. Im besonderen Blickpunkt der Analyse in der
diesem Beitrag zu Grunde liegenden Arbeit standen die zentralen Fragen, inwieweit die
Inflation von Rechtsnormen und das scheinbar unüberschaubarer werdende Geflecht von
europarechtlichen, völkerrechtlichen und nationalen Vorschriften zu einer Fragmentierung
der Schengen Aquis geführt haben, und ob die angestrebte rechtliche Harmonisierung zur
Sicherstellung der einheitlichen Rechtsanwendung in den Mitgliedsstaaten beigetragen hat.
Des Weiteren wurden die theoretischen Aspekte der Europäisierungskonzepte im Vergleich
zur Integrationsforschung dargestellt und deren Effekte auf die
Multi-Ebenen-Gesetzgebungsprozesse des Migrations- und Sicherheitsrechts sowie die
Auswirkung auf die Rechtssicherheit und Rechtsklarheit untersucht. Die interdisziplinäre
Betrachtung bietet Rechtsanwendern, Studierenden und Wissenschaftlern einen detaillierten
Überblick über den Europäisierungsprozess der Schengen Aquis. Zudem wird der Frage
nachgegangen, ob die ursprünglich angedachten Ausgleichsmaßnahmen das entstandene
Sicherheitsdefizit nach dem Wegfall der innereuropäischen Grenzkontrollen kompensieren
und den veränderten kriminalgeographischen Entwicklungen im Schengenraum in 2000+
noch Rechnung tragen können. Die zunehmende deliktsübergreifende Vernetzung
organisierter international agierender Täter, insbesondere in den Deliktsfeldern unerlaubte
Migration, Schleusung, Menschen-, Waffen- und Drogenhandel, Dokumenten- und
Computerkriminalität sowie Terrorismus, stellt die europäischen Sicherheitsbehörden vor ein
sich stetig veränderndes Aufgabenfeld. Die hohen Opferzahlen an den europäischen
Südgrenzen sind Ausdruck der kompromisslosen Tatausführung profitorientierter
Tätergruppierungen, welche als transnationale Akteure mangelnde polizeiliche
Zusammenarbeit, Rechtslücken und datenschutzrechtliche Beschränkungen zwischen den
Mitgliedsstaaten auszunutzen wissen. Das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und
Verbrechensbekämpfung betrachtet die zunehmende Verbindung von Migration und typisch
organisierten Deliktsfeldern im Blickpunkt der steigenden Opferzahlen an europäischen
Südgrenzen und den begrenzten Handlungsoptionen europäischer Sicherheitsbehörden als
eine besondere Herausforderung, welche es in Zukunft zumindest zu begrenzen gilt.

Schengener Durchführungsübereinkommen; Rechtsentwicklung; Normenklarheit;
Sicherheitsrecht; Europäisches Gemeinschaftsrecht; Umsetzung; Rechtsanwendung;
Harmonisierung; Gesetzgebung; Nationales Recht; Anpassung; Europäische Integration;
Vereinheitlichung; Polizeiliche Zusammenarbeit; Reaktionsweise; Staatliches Handeln;
Internationale Kriminalität; Migrationsbewegung; EU-Außengrenze; Regelungsmechanismus;
Völkerrecht; Systematik; Rechtsgeltung; Integrationsprozess
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ID-nummer: 20130166

Boross, Zoltan

Illegale Migration - Bekämpfung von Menschenschleusung und Präventionsmöglichkeiten

MEPA - Mitteleuropäische Polizeiakademie, 2012, 3, S. 35-41

Ungarn liegt an der Route der illegalen Migration vom Balkan nach Westeuropa.
Dementsprechend sind die Auswirkungen der Aktivitäten auf dieser Route für die
Grenzsicherheitstätigkeit der Polizei bedeutend. Immer neue Krisenherde in den vergangenen
Jahren und das Scheitern der Grenzüberwachung in Griechenland beeinflussen wesentlich die
Anzahl der auf das Gebiet von Ungarn erfolgreich geratenen oder geschleppten Migranten und
im Zusammenhang damit die Aktivität der Schlepperbanden sowie die Vielfalt ihrer
Methoden.
Die Schlepperorganisationen entwickeln die Methoden ihrer Tätigkeit seit Jahren, deshalb ist
ein wirksames Vorgehen gegen sie ausschließlich mit offenen polizeilichen Maßnahmen nicht
ausreichend. Da sie ihre Tätigkeiten, um eine hohe Effektivität und dadurch einen maximalen
Profit zu erzielen, stark konspirativ durchführen, gilt die Verstärkung der Aufklärungstätigkeit
als Schlüssel für ein erfolgreiches Vorgehen gegen sie.
In dem Beitrag befasst sich der Autor mit den Möglichkeiten eines wirksamen Vorgehens
gegen Schlepperorganisationen und fordert im Interesse der Aufdeckung, eine fortlaufende
weitverbreitete internationale kriminalpolizeiliche Zusammenarbeit. Zur erfolgreichen
Verarbeitung von Informationen können die Weitergabe von Informationen an die
Arbeitsakten von EUROPOL und der unmittelbare Informationsaustausch zwischen den
EU-Mitgliedstaaten sowie Drittländern beitragen.

Ungarn; Transitland; Schleuserkriminalität; Schlepperorganisation; Illegale Migration; Illegaler
Grenzübertritt; Grenzüberwachung; Grenzpolizei; Strafverfolgungsmaßnahme; Verdeckte
Informationsgewinnung; V-Mann
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ID-nummer: 20130333

Günther, Marcel

Bürger übernehmen Verantwortung - Kriminalpräventives Bürgerengagement; Eine
explorative Studie auf dem Gebiet der qualitativen Sozialforschung

Schriftenreihe der Thüringer Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Polizei,
2012, Bd 9, X, 143, XXXIII S.
mit LITVZ S. XV-XXIX, 10 ANL

Unter dem Begriff der Kriminalprävention werden gesellschaftliche Reaktionen auf kriminelle
Verhaltensweisen zusammengefasst, wobei deren Verhinderung im Fokus der Bemühungen
steht. Die zunehmende Finanznot des deutschen Staatssystems, die auch vor den Kommunen
und Städten nicht halt macht, zwingt diese auch im Bereich der Kriminalprävention von bisher
gewohnten Wegen abweichend nach Alternativen zu suchen.
Gegenstand der Forschungsarbeit ist der Versuch auf folgende Fragen eine Antwort zu finden:
Wie senkt man das objektiv und subjektiv empfundene Risiko, Opfer einer Straftat zu werden?
Wie verbessert man die Lebensqualität bzw. das Image eines Stadtteils und befreit ihn vom
Klischee eines Ghettos? Welche Rahmenbedingungen sind zu schaffen, damit derartige
Prozesse angestoßen werden können? Welche Rollen können beteiligungswillige Bürger in
derartigen Situationen spielen?
Auch Erfurt gehört zu den Großstädten, die bei der Beeinflussung sozialer Probleme und der
Kriminalitätslage auf Gremien und Institutionen setzen, in denen Bürger agieren. Eine dieser
Erfurter Gruppen lässt sich auf den ersten Blick hin nicht in die bekannten Konzept-Schemata
einordnen. Ihr Ziel ist es, einen Stadtteil lebenswerter zu gestalten. Sie firmieren gemeinsam
unter dem Namen "Arbeitsgruppe Ordnung und Sauberkeit". Die Gruppe erzielt unter Verzicht
auf hoheitliche Befugnisse und als Teil eines kommunal initiierten und gestützten Netzwerkes
vermutlich PKS relevante Erfolge und wird somit kriminalpräventiv tätig.

Präventionsarbeit; Präventionskonzept; Präventionserfolg; Kommunale Kriminalprävention;
Kommunale Kriminalpolitik; Präventionsrat; Sicherheitskonzept; Sicherheitspartnerschaft;
Großstadt; Kriminalitätsbelastung; Sicherheitsgefühl; Stadtsoziologie; Stadtraumanalyse;
Sicherheitswacht; Bürgerbeteiligung; Kontaktbereichsbeamter; Erfurt
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ID-nummer: 20130167

Nowak, Tomasz

Bekämpfung und Verhütung des Menschenhandels - Erfahrungen des polnischen
Grenzschutzes

MEPA - Mitteleuropäische Polizeiakademie, 2012, 3, S. 42-47

Der polnische Grenzschutz erledigt nicht nur dienstliche Handlungen, die mit dem Schutz der
polnischen Grenze oder der Kontrolle des Grenzverkehrs verbunden sind, sondern auch
Tätigkeiten, die die Kriminalitätsbekämpfung betreffen, darunter die Bekämpfung der
Organisation illegaler Migration für andere Personen, hauptsächlich für Ausländer. Der
Grenzschutz unternimmt darüber hinaus Handlungen zur Identifizierung der Opfer des
Menschenhandels. Eine gemeinsame Eigenschaft dieser Straftaten (Organisation illegaler
Migration und des Menschenhandels) kann eine illegale Grenzüberschreitung sein oder die
Beihilfe dazu und vor allem eine Bezahlung für eine "Schmuggel-Dienstleistung". Die
potenziellen Opfer des Menschenhandels werden durch organisierte Verbrechergruppen
insbesondere in den Bereichen des "Sex-Business", der Zwangsarbeit und der Bettelei
ausgenutzt. Die auf diese Weise ausgebeuteten Personen werden oftmals durch die Mitglieder
von Verbrecherbanden aus dem Herkunftsland in das Zielland befördert (für diese
"Schmuggel-Dienstleistung" zahlt die Verbrechergruppe und die beförderte Person muss "die
Schulden" abarbeiten). Der Transport erfüllt oft den Straftatbestand der illegalen Migration. Die
Grenzüberschreitung (darunter auch der Republik Polens) der Menschen organisiert man
mittels nicht authentischer Dokumente oder mithilfe von Dokumenten, die die Identität
anderer Personen bestätigen. Die Grenzüberschreitung erfolgt auf rechtswidrige Weise (in
einem Versteck in einem Transportmittel, z.B. Lkw oder über die "grüne Grenze"). Polen ist ein
Land, aus dem auch Opfer des Menschenhandels kommen, und es ist sowohl Zielland für
ausgenutzte Menschen als auch Transitland.

Grenzschutz; Polen; EU-Außengrenze; Menschenhandel; Osteuropa; Schleuserkriminalität;
Illegale Migration; Frauenhandel; Illegale Ausländerbeschäftigung; Transportweg;
Ausweisfälschung; Schlepperorganisation; Illegaler Grenzübertritt; Transitland;
Kriminalitätslage; Kontrollstrategie; Ermittlungsmethode; Bekämpfungsstrategie
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ID-nummer: 20130015

Furian, Gerald; Gaderer, Matthias; Manzoni, Patrik

Der Präventionsmonitor; Ergebnisse einer österreichweiten Befragung zu
Kriminalitätsfurcht und Opfererfahrungen

SIAK-Journal, 2012, 4, S. 48-59
mit 1 TAB, 8 TAB, zahlr. QU

Das subjektive Sicherheitsempfinden und die Kriminalitätsfurcht der Bevölkerung sind in den
letzten Jahren in zunehmendem Maße Thema sowohl in der Wissenschaft als auch in der
öffentlichen Wahrnehmung geworden. Regelmäßig wiederkehrende Erhebungen mit
gleichbleibender Methode dazu wurden in Österreich nur punktuell und in unregelmäßigen
Intervallen durchgeführt. Das KFV (Kuratorium für Verkehrssicherheit) hat gemeinsam mit der
Universität Zürich den "Präventionsmonitor", eine in regelmäßigen Abständen wiederholte
repräsentative Erhebung, entwickelt. Die erste Welle wurde 2011 durchgeführt. In Bezug auf
die Kriminalitätsfurcht liegt Österreich im internationalen Vergleich im besseren Mittelfeld:
Rund ein Viertel der Befragten gaben an, sich "sehr" oder "eher" unsicher zu fühlen, wenn sie
am Abend alleine in der Nachbarschaft unterwegs sind. Vermeidungsverhalten in bestimmten
Situationen, wie z.B. das Meiden bestimmter Plätze oder öffentlicher Verkehrsmittel auf Grund
von Kriminalitätsfurcht, war vor allem bei Frauen zu beobachten. Die Österreicher sehen die
Kriminalitätsentwicklung entgegen der Entwicklung der Anzeigenstatistik eher pessimistisch,
was weiteren Forschungsbedarf im Bereich der Medienwirkungsforschung aufzeigt. Opfer von
häufigen kriminellen Delikten (Einbruchsversuch, Einbruchsdiebstahl. Betrug, Angriff) werden
vor allem junge Männer, die in städtischen Gebieten leben.

Österreich; Bevölkerungsbefragung; Kriminalitätsfurcht; Sicherheitsgefühl;
Vermeidungsverhalten; Opfererfahrung; Opferrisiko; Geschlechtsspezifisches Verhalten;
Kriminalitätswirklichkeit; Kriminalitätsbelastung
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ID-nummer: 20121320

Strasser, Hermann; Zdun, Steffen

Sozialkapital durch Gewaltprävention; Erkenntnisse aus einem Mediatorenprogramm bei
jungen MigrantInnen

SIAK-Journal, 2012, 3, S. 4-15
mit zahlr. QU

Das Mediatorenprogramm Medi.Peer richtete sich an sozial benachteiligte, besonders durch
Gewaltanwendung auffällige Jugendliche aus Duisburg, die zu Projektbeginn dem Milieu der
Wiederholungs- und Intensivstraftäter zuzurechnen waren. Hierbei wurde von zwei zentralen
Annahmen ausgegangen. Erstens verfügen selbst gewaltauffällige Jugendliche über
Streitschlichtungskompetenzen, die sie im Alltag anwenden, damit nicht jeder Konflikt in
Gewalt mündet. Zweitens hat Gewaltprävention bei auffälligen jungen Migrantlnnen dann
eine hohe Erfolgswahrscheinlichkeit, wenn in die Szene erfahrene Jugendliche eingebunden
werden. Davon ausgehend sollten zwei Gruppen von Jugendlichen einem einjährigen Training
und gezielten Schulungen unterzogen werden, um deren Sozialkompetenzen zu stärken sowie
bisherige Einstellungen und Verhaltensweisen zu überdenken. Dies sollte dazu beitragen, das
delinquente Verhalten der Jugendlichen deutlich zu reduzieren, indem auch alternative
Handlungsoptionen zunächst bei den Schulungen diskutiert und einstudiert wurden, um
anschließend auch außerhalb praktiziert werden zu können. Darüber hinaus war das
Programm darauf ausgelegt, dass die Teilnehmerinnen im Alltag sowohl als Mediatorinnen als
auch als Multiplikatorinnen auftraten. Diese Ziele wurden aus verschiedenen Gründen nur in
einer Trainingsgruppe mit Erfolg erreicht; das Scheitern der zweiten Gruppe beruhte vor allem
auf der akuten Drogenproblematik der Teilnehmerinnen und der fehlenden Bereitschaft,
etwas am Konsumverhalten zu ändern. Aus den Erfahrungen mit beiden Gruppen kann viel
gelernt werden, nicht nur aus den Erfolgen mit der Gruppe, bei der neben den geplanten Zielen
auch das Sozialkapital deutlich gestärkt werden konnte.

Jugendgewalt; Ausländischer Jugendlicher; Intensivtäter; Migrant; Gewaltprävention;
Duisburg; Mediationsprogramm; Trainingsprogramm; Konflikttraining; Konfliktschlichtung;
Handlungskompetenz; Sozialverhalten; Soziale Kompetenz; Sozialkapital
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ID-nummer: 20130511

John, Tobias

"Sicherheit" als Staatsauftrag im Wandel - Kooperative Sicherheitspolitik und Folgen für
Staat und dessen Ausgestaltung

Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt,
Handlungsfelder lokaler Sicherheitspolitik; Netzwerke, Politikgestaltung und Perspektiven,
2012, S. 318-336
mit 9 QU

Im Kontext der Debatten um eine Versicherheitlichung, die securitization und die
Sicherheitsgesellschaft wird dem Begriff der ‚Sicherheit' eine sich ausweitende politische und
gesellschaftliche Relevanz zugeschrieben. Ein ansteigendes Maß gesellschaftlicher
Sicherheitserwartungen sowie entsprechende politische und staatliche Sicherheitsversprechen
münden in einen neuen erweiterten Sicherheitsbegriff, der den Staat damit auch an die
Grenzen seiner sicherheitspolitischen Leistungsfähigkeit führen kann.
Problemlagen werden zunehmend unter dem Aspekt Sicherheit betrachtet, wodurch sich die
Problemlösung in das Handlungsfeld einer erweiterten Sicherheitspolitik verlagert.
Entsprechend ist für das Politikfeld ‚Innere Sicherheit' von einer Tendenz zur Ausdehnung und
Erweiterung auszugehen.
So auch im lokalen und kommunalen Raum, dem zunehmend wieder eine maßgebliche
sicherheitspolitische Bedeutung beigemessen wird, findet der neue erweiterte
Sicherheitsbegriff seinen Ausdruck in der kooperativen Sicherheitspolitik und einem
entsprechenden Wandel der lokalen Sicherheitsstrukturen.
Die veränderte lokale Sicherheitsarchitektur ist aus einer grundsätzlichen staats- und
verwaltungstheoretischen Perspektive von weitergehendem wissenschaftlichem Interesse. So
stellt sich die grundlegende Frage, ob und wie sich der Wandel der lokalen
Sicherheitsarchitektur potenziell auf das Konstrukt Staat und seine Ausgestaltung auswirkt.

Sicherheitspolitik; Sicherheitsarchitektur; Innere Sicherheit; Staatliches Gewaltmonopol;
Schutzpflicht; Sicherheitsgewährleistung; Kommunales Sicherheitskonzept; Kommunale
Kriminalpolitik; Legalitätsprinzip; Kooperationsprinzip; Polizeiaufgabe; Policing; Bürgerpolizei
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ID-nummer: 20130507

Bornewasser, Manfred; Köhn, Anne

Subjektives Sicherheitsempfinden

Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt,
Handlungsfelder lokaler Sicherheitspolitik; Netzwerke, Politikgestaltung und Perspektiven,
2012, S. 190-225
mit 17 TAB, 14 TAF

Im Allgemeinen ist das Viktimisierungsrisiko in Deutschland niedrig, die Kriminalitätsfurcht
jedoch ungleich viel höher, obwohl seit den 1990er Jahren ein kontinuierlicher Rückgang der
Wahrnehmung von Kriminalität zu verzeichnen ist.
In dem Beitrag wird eine quantitative Erhebung über das subjektive Sicherheitsempfinden in
16 Städten und Landkreisen beschrieben, die das Ausmaß von und mögliche Ursachen für ein
reduziertes Sicherheitsgefühl zu identifizieren versucht und eine verlässliche Grundlage für
Maßnahmen der kommunalen Sicherheitsproduktion bieten kann.

Sicherheitsgefühl; Kriminalitätsfurcht; Sicherheitsbedürfnis; Sicherheitslage; Opferrisiko;
Opfererfahrung; Kriminalitätswirklichkeit; Kriminalitätsdarstellung;
Kriminalitätsberichterstattung; Kriminalitätseinschätzung; Bevölkerungsbefragung;
Befragungsergebnis

ID-nummer: 20131302

Bonin, Irina

Grundrechtsschutz durch verfahrensrechtliche Kompensation bei Maßnahmen der
polizeilichen Informationsvorsorge

Schriften zum Recht der Inneren Sicherheit, 2012, Bd 20, 366 S.
mit LITVZ S. 329-366

Die polizeiliche Informationsvorsorge gibt Anlass, neu über den Ausgleich zwischen Freiheit
und Sicherheit nachzudenken. Ausgehend von einer Reihe jüngerer Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts greift die Darstellung den Gedanken des Grundrechtsschutzes
durch Verfahren auf und untersucht ihn auf seine Bedeutung für die Informationsvorsorge.
Zentraler Untersuchungsgegenstand ist die Möglichkeit, Defizite auf Ebene des materiellen
Grundrechtsschutzes durch verfahrensrechtliche Anforderungen an die
Informationsvorsorgemaßnahmen zu kompensieren. Dazu arbeitet die Autorin die Defizite
anhand einschlägiger Maßnahmen heraus und setzt sie mit Hilfe des
Kompensationsgedankens in Beziehung zu grundrechtsschützenden Potenzialen
verfahrensrechtlicher Mittel.

Grundrechtsschutz; Grundrechtseingriff; Grundrechtsverletzung; Freiheit;
Freiheitsbeschränkung; Sicherheit; Sicherheitsaufgabe; Sicherheitsgewährleistung;
Informationsgesellschaft; Informationsauswertung; Informationserhebung;
Informationstechnologie; Polizeiaufgabe; Polizeiliches Handeln; Datenerhebung; Innere
Sicherheit; Videoüberwachung; Online-Durchsuchung; Automatisierte
Kennzeichenerkennung; Verfahrenskontrolle; Verfahrenspraxis; Rechtsschutz; Datenschutz;
Verhältnismäßigkeit
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ID-nummer: 20120926

Matiasek, Hanns

Sozialer Frieden; Annäherung an einen aktuelle Begriff

SIAK-Journal, 2012, 2, S. 30-39
mit 2 TAF, zahlr. QU

In den vergangenen Jahren waren in vielen EU-Staaten destabilisierende gesellschaftliche
Entwicklungen zu beobachten. Es handelt sich dabei sowohl um kurzfristig auftauchende
Phänomene, wie etwa Ausschreitungen in verschiedenen europäischen Großstädten, als auch
um mittel- und langfristige Tendenzen, wie die steigende Politikverdrossenheit, wachsende
Arbeitslosigkeit oder demografische Entwicklungen, die eine hohe Dynamik aufweisen. Die
anhaltend instabile Situation in der Euro-Zone und auf den globalen Finanzmärkten trägt in
diesem Zusammenhang zu einer Verschärfung der Lage bei. Parallel zu diesen Ereignissen und
Trends haben die Begriffe "sozialer Frieden" und "gesellschaftlicher Zusammenhalt" in den
letzten Jahren - wenn auch nur als vage definierte "Kontrastbegriffe" zu den oben umrissenen
Entwicklungen - Einzug in den politischen Diskurs genommen.
Der Autor greift speziell den Terminus des "sozialen Friedens" auf, nähert sich seiner
Bedeutung von unterschiedlichen Seiten an und bietet damit einen aktuellen Überblick über
die unterschiedlichen Deutungs- und Verständnismöglichkeiten.

Europäische Union; Gesellschaftsentwicklung; Sozialer Konflikt; Sozialpolitik; Soziale
Sicherheit; Innere Sicherheit; Sozialstaat; Migrationsbewegung; Integration; Soziale
Integration; Arbeitsmarkt; Wirtschaftspolitik; Friedenssicherung
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ID-nummer: 20120925

Kienl, Martin

Integrationspolitik im Rahmen der Europäischen Union; Die Zusammenarbeit der
EU-Mitgliedsstaaten bei der Integration von Migranten

SIAK-Journal, 2012, 2, S. 17-29
mit zahlr. QU

Integration ist in erster Linie eine Aufgabe der Nationalstaaten bzw. der jeweiligen
Gebietskörperschaften. Während die nationale Ebene bestmögliche Rahmenbedingungen für
die Integration von Migranten schaffen muss, findet Integration vor allem im lokalen Rahmen
statt. Trotz dieser jeweils unterschiedlichen regionalen und nationalen Herausforderungen in
den EU-Mitgliedstaaten wurden in verschiedenen Gremien der Europäischen Union und von
unterschiedlichen Akteuren, meist seitens der Europäischen Kommission, Initiativen zur
Koordinierung zwischen den und zur Unterstützung der Mitgliedstaaten getroffen. Seit der
ersten Erwähnung im Tampere Programm nützen die Mitgliedstaaten europäische Foren zur
Verbesserung der nationalen Integrationspolitik ohne jedoch, wie in vielen anderen
Politikbereichen, Kompetenzen abzugeben.
Die zahlreichen Maßnahmen und geplanten Vorhaben auf europäischer Ebene werden in dem
Beitrag systematisch beschrieben und bewertet. Zunächst wird der Anstoß für eine
zwischenstaatliche Kooperation geschildert, wobei hierbei eine Einbettung in den Raum der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zielführend erscheint. Im Anschluss analysiert der
Verfasser bestehende rechtliche Rahmenbedingungen nach dem Reformvertrag von Lissabon
und vor allem deren Schranken. Nach einer Darstellung der Entwicklung der europäischen
Integrationspolitik werden die umgesetzten Maßnahmen und Übereinkommen gesondert
angeführt, um abschließend einen Ausblick auf kommende Programme zu geben.

Europäische Union; Integration; Integrationsprozess; Einwanderungspolitik; Zuwanderung;
Migration
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ID-nummer: 20160049

Diehl, Claudia; Steinmetz, Jan Philip

Cool Minds in Heated Debates? Migration-related Attitudes in Germany Before and After a
Natural Intervention

International Journal of Conflict and Violence, 2012, Bd 6, 1, S. 142-162
mit 4 TAB, 4 TAF, zahlr. QU, 3 ANL

Data from the Transatlantic Trends: Immigration survey was used to investigate whether the
debate surrounding Thilo Sarrazin’s immigration-skeptical Deutschland schafft sich ab
(Germany abolishes itself) had any impact on migration-related attitudes in Germany. The
book was published in August 2010 and fieldwork took place during the evolving debate,
providing a unique opportunity to study the impact of a major media event on public attitudes.
Descriptive findings on the aggregate level show no substantial change in migration-related
attitudes in the months after publication. More detailed findings reveal a significant increase in
skepticism only for respondents with low levels of education, whose assessment of Muslim
migrants’ integration became more negative during the debate. There are two possible reasons
for the lack of more substantial attitudinal change. Firstly, the debate was highly polarized and
lacked the consonant national media coverage that is an important precondition for media
effects on public opinion. Secondly, there were no additional “external shocks” prior to the
book’s release, such as a high levels of immigration, that could have made the public more
susceptible to criticism of the impact of migration.

Zuwanderung; Migrationsbewegung; Islam; Öffentliche Meinung; Bevölkerungseinstellung;
Veröffentlichung; Literatur; Berichterstattung; Mediendarstellung; Meinungsumfrage;
Umfrageergebnis; Befragungsmethode; Befragungsergebnis
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ID-nummer: 20130502

Frevel, Bernhard

Kooperation in der lokalen Sicherheitsarbeit

Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt,
Handlungsfelder lokaler Sicherheitspolitik; Netzwerke, Politikgestaltung und Perspektiven,
2012, S. 21-40
mit 3 TAF

Die Sicherheitsarchitektur in den Kommunen hat sich seit den 1990er Jahren gravierend
gewandelt. Bisherige Konzepte, die sich an Zuständigkeiten öffentlicher Träger orientierten,
wurden abgelöst durch Kooperationen im Bereich der Kriminalprävention mit
Kriminalpräventiven Räten, im Bereich des interinstitutionellen Polizierens mit
Ordnungspartnerschaften und Sicherheitsnetzen sowie von Public-Private-Partnerships durch
Zusammenarbeit mit privaten Sicherheitsdiensten oder auch mit bürgerschaftlicher
Beteiligung an polizeilichen Aufgaben. Hintergrund der neuen Konzepte bei der Produktion
von Sicherheit und Ordnung in der Stadt sind einerseits veränderte Kriminalitätslagen und
Ordnungsprobleme, gewandelte Ansprüche und Bewertungen des Sicherheitsempfindens der
Bevölkerung, modifizierte Selbstverständnisse der an der Sicherheitsproduktion beteiligten
Institutionen sowie neue Konzepte von Staatlichkeit und Verwaltung, wie sie in den Begriffen
der "Bürgerkommune", der "bürgernahen Polizeiarbeit" und des "aktivierenden Staates" zum
Ausdruck kommen. Allerdings sind sowohl die Netzwerkstrukturen und Kooperationen auf
der operativen Ebene nur selten näher betrachtet worden, als auch die Strukturelemente für
die Ausgestaltung lokaler Sicherheitsarchitekturen und deren Vernetzung mit anderen
Leitfragen der Inneren Sicherheits-Diskussion, vor allem zur sich wandelnden
Sicherheitskultur, kaum untersucht worden. Das Forschungsprojekt KoSiPol - "Kooperative
Sicherheitspolitik in der Stadt." beschäftigt sich mit der Analyse von Bedingungen und
Strukturmerkmalen lokaler Sicherheitsarbeit in verschiedenen Handlungsfeldern.

Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsnetz; Sicherheitspartnerschaft; Sicherheitsforschung;
Ordnungspartnerschaft; Kommunale Kriminalprävention; Kommunales Sicherheitskonzept;
Präventionsrat; Kooperationsprinzip; Forschungsprojekt
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ID-nummer: 20140588

Fischer, Silke

Vernetzung in der Praxis: Das Büro für Integration und Migration der Polizei Berlin

Einzelpublikation, 2012, S. 133-136
Radikalisierungsmechanismen und Deradikalisierungsstrategien bei der Bekämpfung des
islamistischen Terrorismus im europäischen Vergleich, Hilden; BR Deutschland, 2011
[22.08.-24.08.]

Für das friedliche Zusammenleben aller Kulturen ist das Thema Integration und Migration in
der Einwanderungsstadt Berlin von besonderer Bedeutung - 25,7 Prozent aller Berliner und
Berlinerinnen haben einen Migrationshintergrund. Die Berliner mit Migrationshintergrund
aus dem türkischen, iranischen und arabischen Kulturraum sind nicht gleichmäßig auf die
Stadt verteilt, sondern wohnen zum Großteil im alten Berliner Westsektor. Die Berliner aus
dem asiatischen und dem ehemaligen sowjetischen Kulturraum leben größtenteils im
ehemaligen Ostsektor der Stadt. In Helle Mitte in Hellersdorf sind 34,4 Prozent aller Berliner
auch in der sowjetischen Kulturgeschichte heimisch.
Vor diesem Hintergrund hat die Behördenleitung der Polizei Berlin das Büro für Integration
und Migration (Bfl) als zentrale Anlaufstelle für polizeiliche Fragestellungen im
Zusammenhang mit Integration und Migration eingerichtet. Hier werden die in der Behörde
anfallenden Grundsatzangelegenheiten sowie die vorhandenen Kompetenzen und
Zuständigkeiten gebündelt; daraus wiederum werden weitere Synergien gewonnen.
In dem Beitrag werden die Schwerpunkte der Arbeit vorgestellt.

Berlin; Migrant; Polizei; Präventionsarbeit; Interkulturelle Kompetenz; Bürgernähe;
Integrationsprävention; Wissenstransfer; Vernetzung
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ID-nummer: 20150313

Wiesen, Marcus

Bedeutung kultureller Einflussfaktoren

Beiträge zur inneren Sicherheit,
Nachrichtendienstpsychologie 6; Führungslehre für Sicherheitsbehörden, 2012, Bd 38, S. 26-54
mit 4 TAB, 1 TAF, LITVZ S. 52-54

Die Anzahl von Menschen mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst wird mit großer
Wahrscheinlichkeit in den nächsten Jahren weiter steigen. Im Bereich der Sicherheitsbehörden
muss von Vorgesetzten und Nachgeordneten interkulturelle Kompetenz entwickelt werden
und zwar aus zwei Perspektiven heraus: Einerseits führen Vorgesetzte ohne
Migrationshintergrund Beschäftigte mit einer anderskulturellen Prägung, andererseits führen
Vorgesetzte mit anderem kulturellen Hintergrund (unter Umständen ausschließlich)
Nachgeordnete ohne Migrationshintergrund. Aber egal mit welcher Konstellation wir es zu tun
haben, immer sind beide Seiten als Agierende in der interkulturellen Begegnungssituation
gefordert. In dem Beitrag werden die für die Kommunikation in der Personalführung
wichtigsten Kulturunterschiede dargestellt und erläutert. Dabei werden nicht nur die
Unterschiedsdimensionen nach Hofstede aufgegriffen, sondern auch weitere Modelle bzw.
Teilaspekte einzelner Modelle, soweit sie für die hier untersuchte Problematik von besonderer
Relevanz sind.

Öffentlicher Dienst; Sicherheitsbehörde; Personalentwicklung; Personalgewinnung;
Mitarbeiterführung; Migrant; Interkulturelle Kompetenz; Kommunikationsform;
Kommunikationsstil; Kulturkonflikt; Leistungsprinzip; Wertmaßstab

ID-nummer: 20130630

Baab, Jaqueline; Hahn, Oliver

Sicherheitsstrategie Hessen; Planung zur aktuellen Kriminalitätslage

HPR - Hessische Polizeirundschau, 2012, 3, S. 24-26; 4, S. 20-23
mit 4 TAF, 11 BILD

In dem zweigeteilten Beitrag wird die Sicherheitsstrategie in Hessen vorgestellt und erläutert:
Die erste Säule der Sicherheitsstrategie ist die Sicherheitsoffensive Hessen. Hierbei geht es
vorrangig um die personelle Stärkung der Polizeireviere und -stationen (Arbeitsbegriff "300 in
3 Jahren"), die personelle Hinterlegung von Dienststellen zur Bekämpfung besonderer
Kriminalitätsphänomene und die regelmäßige, planbare Unterstützung durch Kräfte der
hessischen Bereitschaftspolizei (Programm Regionale Sicherheit, "ReSi).
Im ersten Teil wird die Säule eins - Sicherheitsoffensive der Sicherheitsstrategie Hessen
vorgestellt. Im zweiten Teil wird auf die vier weiteren Schwerpunkte des fünf Säulen-Modells
eingegangen.

Hessen; Sicherheitsstrategie; Bereitschaftspolizei; Polizeidienst; Personaleinsatz;
Personalstärke; Polizeiliche Zusammenarbeit; Kooperationsprinzip; Kriminalitätsschwerpunkt;
Kriminalitätslagebild
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ID-nummer: 20130688

Hirschmann, Nathalie; Groß, Hermann

Polizierende Präsenz; Kommunale Sicherheitspolitik zwischen Polizei, Verwaltung,
Privatwirtschaft und Bürgern

Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt, 2012, 182 S.
mit 14 TAF, 20 TAB, 8 ANL, LITVZ S. 176-184

Das Politikfeld Innere Sicherheit bietet sich auf besondere Weise für sämtliche Arten
politischer Inszenierung und symbolischer Politik an. Im wissenschaftlichen Diskurs zur
Inneren Sicherheit vernachlässigt werden dabei Fragen des konkreten Erscheinungsbildes und
des öffentlichen Auftretens von sicherheitsproduzierenden Akteuren, damit verbundenen
Effekten auf diese Akteure selbst und Auswirkungen auf die Adressanten. Auch bei
Untersuchungen zum Sicherheitsgefühl der Bevölkerung werden Inszenierungsaspekte
Innerer Sicherheit weitgehend vernachlässigt.
In diese Lücke der Auseinandersetzung mit dem Politikfeld Innere Sicherheit will die
vorliegende Untersuchung mit dem Analysekonzept Polizierende Präsenz stoßen und am
Beispiel kommunaler Sicherheitspolitik Einblicke in die Wahrnehmungswelt von
Sicherheitsakteuren und Bürgern bieten. Eingebunden und entstanden ist die Untersuchung
im Rahmen des Verbundprojekts "Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt" (KoSiPol), in
dem neben einer theoretischen Aufarbeitung kooperativer Sicherheitspolitik und der Analyse
von Netzwerken kommunaler Kriminalprävention in verschiedenen materiellen Politikfeldern
(Jugendliche als Opfer und Täter, Häusliche Gewalt, Sucht und Drogen) der Polizierenden
Präsenz ein Teilprojekt gewidmet war. Qualitative Daten zur Polizierenden Präsenz aus vier
Untersuchungsstädten mit unterschiedlichen Akteuren von Land, Kommune und
Privatwirtschaft werden dabei von einer Bevölkerungsumfrage der Greifswalder
Projektpartner ergänzt. In diesem Teil der Gesamtuntersuchung wurde gezielt nach Wissen
über, Wahrnehmung von und Wirkung polizierender Akteure auf Bürger gefragt. Hiermit
konnten subjektive Sicherheitsüberzeugungen von Bürgern im Hinblick auf polizierende
Effekte mit den Aussagen der Akteure selbst kontrastiert werden.

Sicherheitsgefühl; Öffentliche Sicherheit und Ordnung; Kommunales Sicherheitskonzept;
Kommunale Kriminalpolitik; Präventionspolitik; Freiwilliger Polizeidienst; Sicherheitswacht;
Bürgerpolizei; Bürgernähe; Privater Sicherheitsdienst; Wach- und Sicherheitsgewerbe;
Kriminalitätswirklichkeit
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ID-nummer: 20121107

Liebig, Thomas

Migration

Internationale Politik, 2012, 5, S. 64-69
mit 1 BILD, 1 QU

Wenige Themen sind so stark von Meinungen, Mythen und Emotionen geprägt wie Migration
und Integration. Der Autor beschreibt einschlägige Hypothesen und stellt sie internationalen
Fakten zu folgenden Fragen gegenüber: Lässt sich die Zuwanderung von Arbeitskräften
steuern, insbesondere die von Hochqualifizierten? Was kann Deutschland von anderen
Ländern lernen? Und wie steht es um die Eingliederung von Zuwanderern?

Migrationsbewegung; Staatliche Kontrolle; Einwanderungspolitik; Auswahlverfahren;
Arbeitsmarkt; Entscheidungskriterium; Ausbildungsqualifikation; Immigrant;
Berufsvoraussetzung; Vorurteil; Hypothese; Diskriminierung; Einwandererstatus;
Zuwanderung; Soziale Integration; Globalisierung; OECD; Internationaler Vergleich

ID-nummer: 20120268

Meier, Josiane; Abt, Jan

DynASS - Dynamische Arrangements städtischer Sicherheitskultur; Ein Forschungsprojekt
im Rahmen des Programms "Forschung für die zivile Sicherheit" des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung

Forum Kriminalprävention, 2012, 1, S. 12-14
mit 1 TAF, 6 QU

Das Projekt DynASS beschäftigt sich mit der Entwicklung von Sicherheit in urbanen Räumen.
Dabei stehen zwei Fragen im Mittelpunkt:
- Wie verorten verschiedene Akteure Sicherheitsgefährdungen im öffentlichen Raum
(sogenannte "Sicherheitsbilder")? Wie und wodurch verändern sich diese und wie bestimmen
sie die Handlungen der Akteure?
- Welche Akteurskonstellationen städtischer Sicherheit lassen sich in einem definierten Raum
typischerweise finden und wie gestaltet sich die Zusammenarbeit?
Aus der Praxis lokaler Sicherheitsproduktion unter Mitwirkung vieler Akteure ist es das Ziel
des Projektes Empfehlungen für eine integrierte städtische Sicherheitspolitik zu entwickeln.
Das Projekt wird durch das BMBF im Zeitraum von August 2010 bis Januar 2013 gefördert und
umfasst eine vertiefte Betrachtung von drei Fallstudien in Deutschland.
Der Beitrag ist ein Zwischenbericht aus dem Projekt. In erster Linie werden
Ausgangsüberlegungen, Fragestellungen und Ziele dargestellt.

Stadtentwicklung; Stadtplanung; Stadtsoziologie; Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsgefühl;
Lebensqualität; Sicherheitsgewährleistung; Sicherheitsplanung; Kommunale
Kriminalprävention; Kommunales Sicherheitskonzept
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ID-nummer: 20121031

Reuband, Karl Heinz

Vertrauen in die Polizei und staatliche Institutionen; Konstanz und Wandel in den
Einstellungen der Bevölkerung 1984-2011

Soziale Probleme, 2012, 1, S. 5-39
mit 6 TAB, LITVZ S. 33-38

Auf der Basis bundesweiter Umfragen aus den Jahren 1984 bis 2011 wird untersucht, wie sich
in den alten Bundesländern das Vertrauen in die Polizei und andere staatliche sowie
nicht-staatliche Institutionen verändert hat. Von einer schleichenden und fortschreitenden
Vertrauenskrise, wie oftmals vermutet, ist nichts zu erkennen. Nach einem Rückgang des
Vertrauens, den einige Institutionen in den 1980er und frühen 1990er Jahren durchliefen,
haben sich die Verhältnisse stabilisiert. Zum Teil kam es zwischenzeitlich sogar zu einem
Vertrauensgewinn. Im Gegensatz zu früher wird der Polizei (zusammen mit der Justiz) ein
eigenständiger Stellenwert in der Vertrauenszuweisung eingeräumt und sie nicht mehr mit
den sonstigen staatlichen Institutionen gleichgesetzt. Anders als früher gilt ebenfalls nicht
mehr, dass die Jüngeren und besser Gebildeten der Polizei überproportional Misstrauen
entgegenbringen. Die Beziehungen haben sich aufgelöst oder sich sogar in ihr Gegenteil
gekehrt. Der Einfluss postmaterialistischer Wertorientierungen auf das Institutionenvertrauen
hat abgenommen.

Polizei; Polizeiarbeit; Bevölkerungseinstellung; Bevölkerungsbefragung; Umfrageergebnis;
Vertrauen; Vertrauensverhältnis; Einflussfaktor; Kriminalitätsbelastung; Sicherheitsgefühl;
Kriminalitätsfurcht; Wertewandel

ID-nummer: 20120369

O'Neill, Maria

Trafficking in Human Beings; An ongoing problem for the EU's law enforcement
community

SIAK-Journal, 2012, 1, S. 43-54
mit zahlr. QU

The Trafficking of Human Beings (THB) is core business of international criminal
organisations. It is seen as a relatively low risk/high reward crime. The EU's legal provisions for
dealing with THB are currently undergoing a radical reform. The new Directive is to be in place
in national laws by April 2013. Putting into practice of the provisions of the directive will have
a substantial impact an both under cover and uniformed police operations, and the
development of an effective interaction between the two. In addition, the G8's Financial Action
Task Force (FATF) has highlighted that the investigative culture of focusing an the predicate
offence, at the expense of its allied money laundering offences is a "recurrent obstacle" in many
jurisdictions. All of these issues will have a significant impact an police organisational
structures as, it is arguable, that the working relationship between covert and uniformed
policing, to include the relevant Financial Intelligence Unit (FIU) will have to be tighter than
might traditionally be the case, say, during a drug trafficking operation. This paper, written by
an EU lawyer, examines these issues from a law enforcement perspective.

Menschenhandel; Einschleusen; Illegaler Grenzübertritt; Organisierte Kriminalität; Europa;
Bekämpfungsmaßnahme; Bekämpfungsansatz; Rechtslage; Geldwäsche
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ID-nummer: 20120067

Olschok, Harald

Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sicherheitswirtschaft; Bedeutung der
Sicherheitswirtschaft für die Innere Sicherheit in Deutschland

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2012, 1, S. 6-8

Der Autor gibt einen Überblick über die heutige Bedeutung privater Sicherheitsdienste für die
deutsche Sicherheitsarchitektur und erläutert, warum der Bundesverband der Wach- und
Sicherheitsunternehmen (BDWS) zum 1. September 2011 in den BDSW - Bundesverband der
Sicherheitswirtschaft umbenannt wurde.

Privates Sicherheitsgewerbe; Bundesverband Deutscher Wach- und Sicherheitsunternehmen;
Sicherheitsaufgabe; Sicherheitsarchitektur

ID-nummer: 20120074

Hirschmann, Nathalie

Freiwilliger Polizeidienst in Baden-Württemberg und in Hessen; Neue Modelle des
freiwilligen Bürgerengagements

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2012, 1, S. 25-27
mit zahlr. QU

Seit 1963 sind "Polizeifreiwillige" in Baden-Württemberg aktiv; in Hessen gibt es die
sogenannten "freiwilligen Polizeihelfer" erst seit 2001. Der FPolD in Baden-Württemberg und
Hessen stellt ein Modell dar, in dem sich Bürger aktiv für mehr Sicherheit in ihrer Stadt
engagieren können. Trotz identischer Namensgebung lassen sich einige Unterschiede zwischen
den Landesmodellen finden. Zunächst die Rechtliche Situation:
In Baden-Württemberg gelten die Polizeifreiwilligen "bei der Erledigung ihrer polizeilichen
Dienstverrichtungen Dritten gegenüber" als Polizeibeamte im Sinne des
baden-württembergischen Polizeigesetzes, wodurch sie der Strafverfolgungspflicht
nachzukommen haben (§ 6 Abs. 1 FPolDG). Das Tragen einer Schusswaffe sowie der
Schusswaffengebrauch ist den Polizeifreiwilligen gestattet, wenngleich nur während der
aktiven Dienstverrichtung, der in Doppelstreife mit einem uniformierten Vollzugsbeamten
absolviert wird. Zudem können die Polizeifreiwilligen auf die "Jedermannrechte" (§ 127 Abs. 1
StPO) Bezug nehmen, um bspw. straffällig gewordene Personen bis zum Eintreffen von
regulären Vollzugsbeamten und unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit festzuhalten.
Den in Zweierteams patrouillierenden Polizeihelfern in Hessen ist die Dienstaufnahme nur auf
polizeiliche Anweisung hin möglich; ein sich selbständig "In den Dienst-Versetzen" ist somit
nicht gestattet (§ 6 Abs. 1 HFPG). Die Polizeihelfer verfügen über "Jedermannrechte" und im
Rahmen ihrer Befugnisse, zu denen u. a. die Identitätsfeststellung oder das Aussprechen eines
Platzverweises zählen, über dieselben Rechten und Pflichten wie Vollzugsbeamte (§ 1 HFPG).
Während im Rahmen des aktiven Dienstes die Anwendung einfacher körperlicher Gewalt
zulässig ist, ist das Tragen und der Gebrauch einer Schusswaffe nicht gestattet (§ 2 Abs. 1
HFPG).
Weitere Unterschiede wie die Aus- und Fortbildung, Aufnahmeanforderungen,
Dienstkleidung, Ausrüstung und Aufgaben werden in dem Beitrag benannt.

Baden-Württemberg; Hessen; Freiwilliger Polizeidienst; Bürgernähe; Bürgerbeteiligung;
Sicherheitsgefühl; Rechtliche Grundlage; Ausbildungsinhalt; Aufgabenbereich;
Anforderungsprofil

Kriminalität in Deutschland

COD-Literatur-Reihe - 96 -



ID-nummer: 20120776

Schwell, Alexandra

Festung Österreich. Der Bundesheer-Einsatz an der Grenze im Blickwinkel der
Securitization

KrimJ - Kriminologisches Journal, 2012, 2, S. 133-150
mit LITVZ S. 149-150

Von 1990 bis 2011 stand das österreichische Bundesheer als Reaktion auf die Transformation in
Osteuropa und den erwarteten Zuwachs grenzüberschreitender Kriminalität an den Grenzen
zu Ungarn und der Slowakei im Einsatz. Dieser so genannte "Assistenzeinsatz" sollte
ursprünglich lediglich zehn Wochen dauern, es zeigte sich jedoch schnell, dass der Einsatz auch
anderen, nicht sicherheitsbedingten Zielen dienen könnte. Eine Analyse der Strategien der
beteiligten Akteure zeigt, dass der Assistenzeinsatz als Akt der Securitization begriffen werden
kann, der von verschiedenen Akteuren für jeweils eigene Zwecke instrumentalisiert wird, sich
im Lauf der Zeit jedoch völlig von seinem ursprünglichen Zweck entkoppelt.

Österreich; Schengener Durchführungsübereinkommen; Grenzöffnung; Osteuropa;
Sicherheitsgefühl; Militäreinsatz; Grenzsicherung; Grenzschutz; Grenzüberschreitende
Kriminalität; Illegale Migration

ID-nummer: 20120816

Dienstbühl, Dorothee

Verbrechen aus Ehre? Abriss eines furchterregenden Phänomens

Die Kriminalpolizei, 2012, 2, S. 9-11
mit 14 QU

In einer niedersächsischen Gemeinde erschießt ein Iraker seine 13-jährige Tochter, weil sie ein
freies und selbstbestimmtes Leben führen möchte. Eine Frau wird in Wiesbaden von ihrem
Bruder erschossen, nachdem sie von ihrer Familie verstoßen wurde, weil sie sich trotz
Verheiratung mit einem Türken, der in Italien lebte, in einen Deutschen verliebte. Oder der
Mord an einer 36-Jährigen, die von ihrem geschiedenen Ehemann erschossen wurde. Aus Sicht
der Autorin offenbaren diese Fälle so genannter Ehrenmorde die Existenz von
Parallelgesellschaften. Sie seien Beispiele für das Scheitern der Integration in das
demokratische System. Ehre als Begriff stehe in solchen patriarchalischen Strukturen über den
Grundrechten eines Menschen und damit einhergehend vor allem gegen die in Deutschland
rechtlich verbürgte sexuelle Selbstbestimmung eines jeden. Die Hintergründe solcher Taten
und ihr kultureller Hintergrund werden in diesem Beitrag näher erläutert.

Ehrenmord; Blutrache; Tatmotiv; Gewalt gegen Frauen; Patriarchat; Männlichkeit;
Familienstreitigkeit; Zwangsverheiratung; Kulturkonflikt; Rollenverständnis; Migrant; Türke;
Türkin; Soziale Integration; Mordmerkmal; Ehegattenmord; Niedriger Beweggrund;
Ermittlungsführung; Strafverfolgungspraxis; Präventionspolitik
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ID-nummer: 20120952

Steffen, Wiebke; Marks, Erich

Sicher leben in Stadt und Land; Bericht über den 17. Deutschen Präventionstag am 16. und
17. April 2012 in München

Kriminalistik, 2012, 7, S. 411-414
Sicher leben in Stadt und Land - 17. Deutscher Präventionstag, München; BR Deutschland,
2012 [16.04.-17.04.]
mit 1 QU

Am 16. und 17. April 2012 fand in München der 17. Deutsche Präventionstag statt. Das nehmen
die Autoren zum Anlass, nicht nur über diesen Kongress und sein Schwerpunktthema zu
berichten, sondern auch einen kurzen Rückblick auf den Deutschen Präventionstag zu geben,
der sich von kleinen Anfängen inzwischen zu Europas größtem Kongress für Fragen der
Kriminalprävention sowie angrenzender Präventionsbereiche entwickelt hat.
Dem 17. Deutsche Präventionstag lag ein umfassendes Verständnis von Sicherheit und
Prävention zu Grunde. Denn Sicherheit ist weit mehr als die Eindämmung oder Verhinderung
von Kriminalität und anderer Schadensereignisse ("innere Sicherheit") oder der Schutz von
militärischen Gefahren ("äußere Sicherheit'), Sicherheit bezieht sich auch - vor allem - auf die
soziale und wirtschaftliche Sicherheit, auf die soziale Gerechtigkeit, auf die Verlässlichkeit und
Planbarkeit des eigenen Lebens.
Seit dem 12. Deutschen Präventionstag (2007) wird vom Deutschen Präventionstag und seinen
Veranstaltungspartnern auf der Basis des Gutachtens und der Verhandlungen des Kongresses
eine Erklärung mit Empfehlungen für die Verantwortlichen in der Politik und in den Medien
sowie in zivilgesellschaftlichen Gruppierungen auf kommunaler, Landes- und Bundesebene
abgegeben. Diese Erklärung ist nach der jeweils gastgebenden Stadt benannt. In dem Beitrag
wird die "Münchener Erklärung" des 17. Deutschen Präventionstages im Wortlaut
wiedergegeben:

Präventionsarbeit; Kriminalprävention; Soziale Sicherheit; Gerechtigkeit; Sozialstaatsprinzip;
Sozialpolitik; Innere Sicherheit; Sicherheitsgefühl
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ID-nummer: 20121222

Mengeringhausen, Ulrike; Heubrock, Dietmar

"Der hat vielleicht bestimmt Angst und so, ich weiß es ja nicht."; Eine Untersuchung zur
interkulturellen Empathie bei deutschen, russlanddeutschen und türkischen Jugendlichen
und Heranwachsenden

Polizei & Wissenschaft, 2012, 2, S. 4-13
mit 3 TAB, 4 TAF, 8 BILD, zahlr. QU

Gewalttätige Übergriffe von männlichen Jugendlichen und Heranwachsenden sind seit Jahren
ein immer wiederkehrendes Thema in den Medien, wobei heute vor allem Jugendliche mit
Migrationshintergrund als besondere Problemgruppe angesehen werden. Bei
Körperverletzungsdelikten handelt es sich jedoch vor allem um ein dynamisches Geschehen,
bei dem sich Täter und Opfer in einem interaktiven Prozess befinden. Für das interpersonale
Verhalten spielt wiederum die Fähigkeit zur Empathie eine entscheidende Rolle. So konnte
gezeigt werden, dass delinquente Personen über geringere empathische Fähigkeiten verfügen
als Nichtdelinquente. Bislang nicht untersucht ist dagegen die Fragestellung, inwieweit sich
kulturell geprägte Unterschiede auf die Fähigkeit und die Bereitschaft zu empathischem
Handeln auswirken. Hierzu wurde ein dreistufiger Untersuchungsplan entwickelt, bei dem
deutsche, russlanddeutsche und türkische Jugendliche und Heranwachsende die
Grundemotionen identifizieren, Filmszenen mit interkulturellen Konfliktszenen bewerten und
einen Empathie-Fragebogen bearbeiten sollten. Die Ergebnisse zeigen, dass die interkulturellen
Differenzen nur eine geringe Rolle spielen. Sie belegen aber auch, dass Jugendliche und
Heranwachsende grundsätzlich Probleme damit haben, sich in andere Personen
hineinzuversetzen.

Jugendgewalt; Deutscher Jugendlicher; Ausländischer Jugendlicher; Migrant;
Heranwachsender; Gewaltbereitschaft; Kultur; Kulturkonflikt; Empathie; Interkulturelle
Kompetenz; Emotionalität; Verhaltensforschung; Interaktion; Nonverbale Kommunikation;
Konfliktsituation; Konflikttheorie
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ID-nummer: 20121154

John, Tobias; Schulze, Verena

Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt (KoSiPol); Bericht zum Forschungsprojekt

Forum Kriminalprävention, 2012, 3, S. 4-6
mit 1 TAF

Häusliche Gewalt, offene Drogenszenen oder Jugendkriminalität sind nur einige ausgewählte
Probleme, mit denen sich kriminalpräventive Gremien heute in einer Vielzahl von Städten und
Gemeinden auseinandersetzen. Dabei ist stets die Kooperation zwischen unterschiedlichen
öffentlichen und gesellschaftlichen Akteuren das zentrale Kennzeichen dieser Gremien, die in
einem zunehmenden Maße an Bedeutung für die lokale Sicherheitsarchitektur gewinnen. Die
Verbreitung, die Grundstrukturen und die Handlungsfelder dieser Gremien sind durch
unterschiedliche Studien mittlerweile umfassend untersucht worden, über die internen
Strukturen und Prozesse indes war bisher hingegen wenig bekannt. Das nun abgeschlossene,
BMBF-geförderte Forschungsprojekt "Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt" (KoSiPol)
beschäftigte sich mit dieser internen Ausgestaltung kriminalpräventiver Gremien und suchte
vor diesem Hintergrund nach Defiziten und Optimierungspotenzialen in der lokalen
kriminalpräventiven Arbeit.

Sicherheitspolitik; Kommunale Kriminalprävention; Kommunale Kriminalpolitik;
Kooperationsprinzip; Sicherheitsgefühl
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ID-nummer: 20120134

Möllers, Martin H. W.

Die gesteuerte Wahrnehmung von Risiken in der Bevölkerung als Motor der
Sicherheitsarchitektur

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Neue Sicherheit - Band 2: Sicherheitsarchitektur, 2011, Sonderbd 6.2, S. 173-198
mit zahlr. QU

Die Medien machen mit Meldungen über Katastrophen und bewaffnete Konflikte den
Menschen täglich ihr Lebensrisiko bewusst, denn Sicherheit gehört zu den wichtigsten
Grundbedürfnissen der Menschen und ist Bestandteil ihrer persönlichen Lebensqualität. Eine
absolute öffentliche Sicherheit, die unbeeinträchtigt von Mensch und Natur bleibt, gibt es nach
Meinung des Autors dabei nicht. Ebenso wenig wie ein Staat die Menschen vor Krankheiten
bewahren könne, könne er sie vor Gefährdungen aller Art schützen, seien sie durch andere
Menschen (z. B. bei einem Verkehrsunfall) oder von der Natur (etwa bei einem Blitzschlag)
ausgelöst. Eine Garantie der Verhinderung von Terroranschlägen und Naturkatastrophen gebe
es also nicht. Da dies eigentlich jedem klar sein müsse, hänge die Frage der "Garantie"
öffentlicher Sicherheit notwendig mit der subjektiven Risikowahrnehmung der Menschen
zusammen. Individuell bestimme jeder Mensch über das, was er als Risiko einstuft, selbst.
Allerdings hänge die Risikoeinschätzung von der Information ab, auf deren Grundlagen die
Risikowahrnehmung erfolgt. Betrachte man die gesetzlichen Entwicklungen sowie die
aktuellen Diskussionen zu Fragen der Sicherheitspolitik, scheine die Sorge nicht unbegründet
zu sein, dass Sicherheitsinteressen zum Vorwand für die Einschränkung individueller
Freiheitsrechte führen. Wolle man die Balance von Freiheit und Sicherheit wahren, dürfe
Sicherheit keinesfalls zum obersten Staatsziel ausufern, denn sie sei kein Selbstzweck, sondern
solle die Freiheitsrechte ja gerade absichern.

Medienberichterstattung; Sicherheitsgefühl; Bevölkerungseinstellung; Risikogesellschaft;
Soziale Wahrnehmung; Medieneinfluss; Sicherheitsbedürfnis; Lebensqualität;
Bedrohungspotential; Sicherheitsgewährleistung; Öffentliche Sicherheit; Katastrophenfall;
Internationale Sicherheit; Sicherheitsstrategie; Staatliches Gewaltmonopol; Freiheitsrecht;
Spannungsfeld; Sicherheitsarchitektur; Einflussfaktor; Wertekonflikt; Politisches Handeln
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ID-nummer: 20120352

Belina, Bernd; Wehrheim, Jan

"Gefahrengebiete" - Durch die Abstraktion vom Sozialen zur Reproduktion
gesellschaftlicher Strukturen

Soziale Probleme, 2011, 2, S. 207-230
mit LITVZ S. 227-229

International zu beobachtende rechtlich-institutionelle Bemühungen, selektives "policing
race" zu reduzieren, werden durch die zunehmende Raumorientierung der Polizeiarbeit
konterkariert, weil "policing space" tendenziell von sozialen Verhältnissen sowie
Zuschreibungen abstrahiert, gerade dadurch eine Selektivität des polizeilichen Zugriffs bewirkt
und so diskriminierende gesellschaftliche Strukturen reproduziert. Aufbauend auf
Diskussionen der Produktion des Raums, der Definitionsmacht der Polizei sowie dem
Zusammenhang beider Aspekte in Institutionalisierungen und Alltag des policings, wird diese
These anhand polizeilich ausgewiesener "Gefahrengebiete" in Hamburg illustriert.

Polizeiliches Handeln; Policing; Proaktives Handeln; Stadtraumanalyse; Öffentlicher Raum;
Kriminalitätsschwerpunkt; Kriminalisierung; Sozialkontrolle; Soziales Milieu; Sozialstruktur;
Zero Tolerance Policing; Aufenthaltsverbot; Platzverweis; Verdachts- und ereignisunabhängige
Personenkontrolle; Hamburg; Stadtteil; Wohnviertel; Randgruppe

ID-nummer: 20120133

Möllers, Martin H. W.; Ooyen, Robert Chr. van

Bundespolizeien, Bundesregierung und neue Sicherheitsarchitektur seit den 1990er Jahren

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Neue Sicherheit - Band 2: Sicherheitsarchitektur, 2011, Sonderbd 6.2, S. 141-155
mit zahlr. QU

Die Autoren stellen die Sonderpolizeien Bundeskriminalamt und Bundespolizei vor, ihre
Aufgaben, Kompetenzen, Personalausstattung und Personalentwicklung seit den 1990er
Jahren. Seit 9/11 gab es neue gesetzliche Regelungen und Kompetenzen insbes im Bereich der
Vorfeldmaßnahmen. Der Ausbau der Kompetenzen des BKA und der BPOL durch die
Terrorismusbekämpfungsgesetze ging einher mit der Vernetzung dieser Behörden mit den
Nachrichtendiensten, wobei darüber hinaus die entsprechenden Sicherheitsbehörden der
Bundesländer beteiligt wurden. Ende 2004 nahm das Gemeinsame
Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ) seine Arbeit in Berlin auf.

Bundeskriminalamt; Bundespolizei; Sonderpolizei; Aufgabenbeschreibung;
Aufgabenzuweisung; Kompetenzabgrenzung; Kompetenzerweiterung; Kompetenzverteilung;
Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsaufgabe; Sicherheitsauftrag; Gemeinsames
Terrorismusabwehrzentrum
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ID-nummer: 20120349

Behr, Rafael

Das Denken der Anderen: Ethnische Minderheiten in der deutschen Polizei - eine kritische
Bestandsaufnahme zur Integrationsarbeit des staatlichen Gewaltmonopols

Soziale Probleme, 2011, 2, S. 119-153
mit 1 TAF, LITVZ S. 150-152

Seit fast 19 Jahren stellt die Polizei Bewerber und Bewerberinnen mit Migrationshintergrund
(d. h. Personen mit unmittelbarer und mittelbarer Migrationserfahrung) ein. Allerdings bewegt
sich die Anzahl des migrantischen Personals im Vollzugsdienst der Polizei, aller politischen
Rhetorik zum Trotz, nach wie vor zwischen 3 und 9 Prozent (im Vollzug, nicht in der
Ausbildung). In vielen, besonders in den neuen Bundesländern liegt die Quote noch deutlich
darunter. Daraus ergeben sich eine Reihe von Fragen zu den Integrationsbemühungen und
Integrationsleistungen der Polizei. Wobei die Gründe für die Diskrepanz zwischen politisch
formulierten Integrationsbekenntnissen und der Praxis der Polizei vielfältig sind: Die
Zugangsvoraussetzungen scheinen so hoch zu liegen, dass unter den gegenwärtigen
Arbeitsmarkt- und Gleichbehandlungsbedingungen die Polizei für die meisten Bewerber und
Bewerberinnen mit Migrationshintergrund real nicht offen steht. Ferner erschweren häufig
noch weltanschauliche und kulturelle Vorbehalte auf Seiten der Migranten den Zugang in die
Polizei. Zugespitzt: Diejenigen, die wollten, können nicht, und diejenigen, die könnten, wollen
nicht zur Polizei.

Polizeibeamter; Polizeidienst; Bewerber; Qualifikation; Personaleinstellung;
Personalgewinnung; Migration; Migrant; Ethnische Minderheit; Multikulturelle Gesellschaft;
Interkulturelle Kompetenz; Zugänglichkeit; Diversität; Soziale Integration;
Integrationsprozess; Akzeptanz; Polizeikultur

ID-nummer: 20120353

Hunold, Daniela

Polizei im Revier - Das Verhältnis von Polizisten und Jugendlichen vor dem Hintergrund des
sozialräumlichen Kontextes

Soziale Probleme, 2011, 2, S. 231-262
mit 1 TAB, 1 TAF, LITVZ S. 259-262

Gerade in sozial und räumlich benachteiligten Gebieten kommt es immer wieder zu Konflikten
zwischen Polizei und jungen Menschen. Die Autorin beschäftigt sich deshalb mit der Frage,
inwiefern polizeiliches Handeln mit sozialräumlichen Gegebenheiten zusammenhängt und
zum Konfliktverhältnis beiträgt. Die vorgestellten Ergebnisse einer qualitativen Erhebung
geben Hinweise darauf, dass subjektive Raumbedeutungen Einfluss auf den polizeilichen
Habitus im Revier haben. Einstellungen zu Jugendlichen und Legitimierungsstrategien von
Maßnahmen sind dementsprechend mit Wahrnehmungen zu Sozialräumen in den
Polizeibezirken in Verbindung zu bringen und geben Anhaltspunkte zu Konfliktpotenzialen
zwischen Polizisten und Jugendlichen in sozial benachteiligten Gebieten.

Polizeiarbeit; Polizeiliches Handeln; Jugendlicher; Sozialer Konflikt; Konfliktregulierung;
Konfliktschlichtung; Konfliktsituation; Sozialer Brennpunkt; Kriminalitätsbelastung;
Sozialökologie; Polizeiliches Verhalten; Polizeiliche Maßnahme; Erklärungsansatz;
Interaktionsprozess; Kriminalitätslage; Wahrnehmung; Raumstruktur; Wohnumfeld

Kriminalität in Deutschland

- 103 - COD-Literatur-Reihe



ID-nummer: 20120339

Kühnel, Wolfgang; Erb, Rainer

Ausbildungserfahrungen und Berufsalltag von Migranten in der Berliner Polizei

Schriftenreihe Polizei & Wissenschaft, 2011, 91 S.
mit 1 TAF, LITVZ S. 84-90

Die Debatten um eine "nachholende" Integration von Migranten hierzulande machen auch vor
der Polizei nicht halt. In den letzten Jahren gab es umfangreiche Bestrebungen in Politik und
Verwaltung, den Zugang von Migranten zur Polizei zu erleichtern und Diversität der
Organisation zu etablieren. Das gilt auch für die Berliner Polizei, die sich seit vielen Jahren mit
einer offensiven Politik um einen verstärkten Zugang von Migranten in ihre Organisation
bemüht. Dennoch bleibt die Realität im Dienstalltag nach wie vor hinter den politischen Zielen
zurück.
Die Studie befasst sich mit der "Integrationswirklichkeit" von Migranten in der Berliner Polizei,
fragt nach deren Erfahrungen mit der Personalauswahl, mit Ausbildung und Studium, ihrem
Berufsalltag und gibt Empfehlungen für die Rekrutierungspolitik und die Gestaltung der
Arbeitsbeziehungen in der Organisation.

Polizeiausbildung; Polizeibewerber; Polizeiberuf; Berufserfahrung; Migrant; Integration;
Integrationsprozess; Personaleinstellung; Berufssozialisation; Berufswahl;
Ausbildungssituation; Ausbildungshilfe; Sozialer Hintergrund; Forschungsstudie

ID-nummer: 20110813

Rau, Matthias

Soziale Netzwerke und ihr Beitrag zu Prozessen der Exklusion und Inklusion anhand von
Biographien junger Migranten - ein Werkstattbericht

Neue Kriminologische Schriftenreihe,
Gewaltdelinquenz - Lange Freiheitsentziehung - Delinquenzverläufe, 2011, Bd 113, S. 459-468
Wirtschaftskriminalität - Gewaltdelinquenz: Aktuelle Entwicklungen und Präventionen,
Gießen; BR Deutschland, 2009 [17.09.-19.09.]
mit 3 TAF, 1 TAB, zahlr. QU

Der Beitrag berichtet aus einem Forschungsprojekt des rheinland-pfälzischen Exzellenzclusters
der Universitäten Trier und Mainz "Gesellschaftliche Abhängigkeiten und soziale Netzwerke".
in Bereich mit besonderer Bedeutung bei der Durchführung des Projekts ist die strafrechtliche
Auffälligkeit von jungen Migranten, welche als Indikator einer gescheiterten Integration
herangezogen wird. In diesem Diskurs findet sich häufig ebenfalls der wissenschaftliche
Erklärungsbedarf hinsichtlich der überproportionalen Inhaftierungszahlen zu Ungunsten der
Migranten, gemessen an ihren Anteilen in der Bevölkerung.
An beide empirischen Befunde knüpft das Forschungsprojekt an, versäumt es aber zugleich
nicht, sich entwicklungskriminologisch prospektiv zu orientieren und zu untersuchen, aus
welchen Konstellationen heraus eine Änderung im Verhalten möglich geworden ist. Die
gewählte Forschungsfrage ist höchst praxisrelevant und lässt sich pointiert wie folgt
formulieren: Welchen Einfluss haben soziale Netzwerke auf Prozesse der Exklusion und
Inklusion bei (ehemaligen) Strafgefangenen mit Migrationshintergrund im Verhältnis zu
weiteren Einflussfaktoren?

Migrant; Migration; Integrationsprozess; Integration; Ausländerintegration; Soziale
Integration; Netzwerk; Netzwerkanalyse; Biographie; Forschungsprojekt; Projektbeschreibung
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ID-nummer: 20120348

Behr, Rafael; Oberwittler, Dietrich

Einleitung - Polizei und Polizieren in multiethnischen Gesellschaften

Soziale Probleme, 2011, 2, S. 113-118
mit 14 QU

Polizistinnen und Polizisten verkörpern in ihrem täglichen Einsatz wie keine andere
Institution das Gewaltmonopol des Staates - zunehmend auch gegenüber Menschen mit
Migrationshintergrund.
Wie reagiert die Polizei in ihrem Verhalten und in ihrer Struktur auf die zunehmende
ethnische Diversität der deutschen Gesellschaft - und wie sollte sie reagieren?
Die Verfasser führen den Leser in diese Kernfragen ein.

Polizeiliches Gegenüber; Multikulturelle Gesellschaft; Ausländeranteil; Migrant; Interaktion;
Diskriminierung; Interkulturelle Kompetenz

ID-nummer: 20120338

Majewski, Andreas

Warum sich qualifizierte Migranten nicht bei der Polizei bewerben; Eine qualitative Studie
am Beispiel türkischstämmiger Abiturienten in Berlin

Schriftenreihe Polizei & Wissenschaft, 2011, 105 S.
mit 5 TAB, LITVZ S. 93-101, 1 ANL

Seit mehr als zwanzig Jahren versuchen die Polizeibehörden in Deutschland überwiegend
erfolglos, den Anteil von Polizeibeamten mit Zuwanderungshintergrund zu steigern. Die
Rekrutierung und Integration von Migranten stellt für die Polizeien nicht zuletzt wegen des
sozialen Wandels die vielleicht größte personalpolitische Herausforderung der Zukunft dar.
Diese Thematik wurde vielfach untersucht, ohne jedoch die Perspektiven von potentiellen
Bewerbern zu betrachten.
Der Autor stellt zunächst die demografische Entwicklung und die spezielle Problematik der
Nachwuchsgewinnung von Migranten sowie Faktoren der Berufswahlentscheidung auf Basis
neuester Forschung dar und bezieht dabei auch europäische Studien mit ein. Darauf aufbauend
untersucht er in seiner eigenen empirischen Untersuchung die bei Migranten vorhandenen
Deutungsmuster, die für oder gegen eine Berufsausbildung bei der Polizei sprechen. Die
Auswertung der themenzentrierten Interviews mit leistungsstarken, türkischstämmigen
Schülern lässt wichtige Schlussfolgerungen zu, die bei zukünftigen Rekrutierungsstrategien
berücksichtigt werden können.

Polizeinachwuchs; Demographischer Wandel; Sozialstruktur; Bildung; Migration;
Polizeibewerber; Migrant; Einstellungsquote; Personaleinstellung; Personalgewinnung; Türke;
Berufswahl; Polizeiberuf; Fremdenfeindlichkeit; Forschungsstudie; Befragungsergebnis
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ID-nummer: 20120130

Berndt, Michael

Wer sicherheitspolitisch Sicherheit definiert, geht der ursachenorientierten Problemlösung
aus dem Weg

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Neue Sicherheit - Band 2: Sicherheitsarchitektur, 2011, Sonderbd 6.2, S. 27-43
mit LITVZ S. 40-42

Aus Sicht des Autors werden im Konsens zwischen den Staaten der "neuen europäischen
Sicherheitsarchitektur" und ihren zentralen Organisationen verschiedenste
Sicherheitsbedrohungen definiert, denen gegenüber notfalls militärische Gewalt (weil es
Sicherheitsbedrohungen sind) angewandt werden soll, weil sie letztlich eine Bedrohung für
Europas Sicherheit darstellen. Doch was macht eine Entwicklung zu einer
Sicherheitsbedrohung und zum Objekt von Sicherheitspolitik? Wie kann dies theoretisch
gefasst werden? Was folgt daraus? Diesen Fragen widmet sich dieser Beitrag in drei Schritten:
Der erste Schritt richtet sich auf die Empirie. Zunächst wird dargestellt, welche Entwicklungen
in den letzten Jahren im Kontext der Organisationen der "neuen europäischen
Sicherheitsarchitektur" als Sicherheitsbedrohungen identifiziert wurden. Der Fokus auf die
Organisationen wird deshalb gewählt, weil a) in ihren Rahmen artikulierte Positionen letztlich
als Konsense gelten können, die nationale Besonderheiten relativieren und b) eine Einigung in
den Organisationen die Basis bietet, nationale Politiken mit multinational abgestimmten
Zielen zu rechtfertigen. Diesen, auf höchster Ebene der internationalen Politik vorhandenen
Konsensen, werden sodann Ergebnisse von Umfragen zu gesellschaftlich wahrgenommenen
Bedrohungen, Ängsten und damit Unsicherheiten gegenüber gestellt. Vergleichend wird
schließlich der Frage gefolgt, inwieweit die gesellschaftlichen Bedrohungswahrnehmungen
mit den im Rahmen von Sicherheitspolitik definierten Sicherheitsbedrohungen
deckungsgleich sind, bzw. wo sie sich unterscheiden. Im zweiten Schritt werden die Befunde
des Vergleichs theoretisch eingeordnet. Ausgangspunkt sind dabei zunächst die Thesen vom
erweiterten Sicherheitsbegriff und vom Wandel der Sicherheitskultur. Diese Thesen reichen
nach Meinung des Autors aber nicht aus, zu erklären, warum welche Entwicklungen im
Rahmen von Sicherheitspolitik als Sicherheitsbedrohungen definiert werden. Deshalb wird
sodann untersucht und theoretisch eingeordnet, worin die Besonderheiten von definierten
Sicherheitsbedrohungen im Rahmen von Sicherheitspolitik bestehen, d.h. welche Spezifika
eine Entwicklung aufweisen muss, um Objekt internationaler Sicherheitspolitik im Rahmen
der "neuen europäischen Sicherheitsarchitektur" zu werden. Im dritten Schritt wird schließlich
der Frage gefolgt, welche Konsequenzen sich daraus, gerade auch vor dem Hintergrund der
Lehren aus dem Ost-West-Konflikt und seiner friedlichen Überwindung ergeben.

Internationale Sicherheit; Definitionspraxis; Sicherheitspolitik; Bedrohungspotential;
Internationale Entwicklung; Sicherheitsarchitektur; Krisenintervention; Internationaler
Terrorismus; Krieg; Klimawandel; Wirtschaftskriminalität; Sicherheitsgefühl; Soziale
Wahrnehmung; NATO; Vereinte Nationen; Europäische Union; Entscheidungskriterium;
Politisches Handeln
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ID-nummer: 20120132

Srol, Sven

Gesamtstaatliche Sicherheitsgewährleistung als Folge eines erweiterten
Sicherheitsverständnisses; Elemente einer "alternativen" Sicherheitsarchitektur

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Neue Sicherheit - Band 2: Sicherheitsarchitektur, 2011, Sonderbd 6.2, S. 121-139
mit zahlr. QU

Staatliche Sicherheitsarrangements treffen aus Sicht des Autors innerhalb der Gesellschaft auf
ein differenziertes Sicherheitsbedürfnis, das neben innerer und äußerer auch soziale und
ökonomische Sicherheit beinhaltet, ohne ihrerseits in der Lage zu sein, die bestehende
Erwartungshaltung zu erfüllen. Die Garantie von Sicherheit in einer von temporärer sowie
inhaltlicher Dynamik determinierten Umwelt, die mit Kontinuität neuartige, nicht zu
antizipierende, Gefahrenszenarien entstehen lasse, könne nicht auf einen rein systemischen
Ansatz reduziert werden. Sicherheit sei nicht mehr nur die Frage von zentralen oder föderalen
Sicherheitsstrukturen oder von neuen gesetzlich normierten Aufgaben und
Eingriffbefugnissen, vielmehr würden sich erfolgsrelevante Faktoren ableiten aus Fähigkeiten
wie Flexibilität, Anpassungsfähigkeit, Wirkungsorientierung und schnelles
Reaktionsvermögen, bei gleichzeitig breiten Reaktionsmöglichkeiten. Ausgehend von der
Hobbesschen Staatstheorie des 17. Jahrhunderts, in der das Versprechen von Sicherheit für
Bürger zur Legitimationsgrundlage für den Staat geworden sei, bilde seit dem Ende des 20.
Jahrhunderts die Effektivität der Sicherheitsgewährleistung durch das staatliche
Gewaltmonopol den zentralen Orientierungspunkt. Staatliches Handeln habe sich in diesem
Kontext nicht im Rahmen ressortspezifischer oder parteiprogrammatischer Interessenlagen zu
konstituieren, vielmehr würden die Interessen und Anforderungen der Bevölkerung den
Ausgangspunkt des Problemlösungsprozesses bilden. Unbestritten stelle die Gewährleitung
von Sicherheit im erweiterten Sinn in der heutigen Zeit eine zentral wichtige
Gestaltungsaufgabe dar, bei der sich der aktuelle politische Gestaltungsprozess weiterhin auf
die Rezeption der traditionellen bürokratischen Steuerungslogik nach Weber beschränke.
Unverändert gelte das Motto: Was sich früher bewährt habe, eigne sich auch zukünftig, und
neue Sicherheitsrisiken würden nur eine Veränderung des rechtlichen Befugnisrahmens
erfordern. Diese Annahme würde aber der Komplexität des heutigen Gestaltungsauftrages
nicht mehr gerecht. Die Aufgabe der Sicherheitsgewährleistung in einer postmodernen
Gesellschaft sei nicht mehr nur noch Gegenstand rein militärischer und polizeilicher
Betrachtungen, sie habe sich ressortübergreifend, integrativ und innovativ, also auf der
gesamtstaatlichen Ebene zu entwickeln. Die Herstellung von mehr Sicherheit in der Zukunft
sei mit dem Erfordernis eines gesamtstaatlichen Sicherheitsmanagements verbunden, das den
Schwerpunkt in der wirkungsorientierten Prozessgestaltung habe und strukturelle Aspekte
ausschließlich zur Unterstützung sowie Umsetzung der abgeleiteten Prozesse vorsehe.

Sicherheitsgewährleistung; Staatsaufgabe; Garantenstellung; Staatsverständnis;
Sicherheitsarchitektur; Öffentliche Sicherheit; Politischer Wandel; Bedrohungspotential;
Internationaler Terrorismus; Staatliches Gewaltmonopol; Nationalstaat; Föderalismus;
Präventionsstrategie; Risikogesellschaft; Zukunftsorientierung; Internationale Sicherheit;
Sicherheitssystem
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ID-nummer: 20111228

Abou-Taam, Marwan

Deutschland braucht keine Migrationspolizei für Migranten

Deutsche Polizei, 2011, 11, S. 32-35
mit 2 BILD, 2 QU

Die Polizeiarbeit in Deutschland erfährt durch strukturelle Veränderungen der Gesellschaft
eine zunehmende Veränderung ihres Aufgabenspektrums. Damit ist sie Auswirkungen
ausgesetzt, die das innere Gefüge der Polizei und das Selbstverständnis von Polizistinnen und
Polizisten betreffen. Die Ursachen dieser gesellschaftlichen Veränderungen sind vielfältig. Die
Erhöhung des Migrantenanteils in der Bevölkerung spielt dabei eine nicht zu unterschätzende
Rolle.
Eine logische Folge des gesellschaftlichen Wandels ist, dass Interkulturelle Kompetenz zur
Notwendigkeit in einer pluralistischen Gesellschaft wird. Polizistinnen und Polizisten müssen
neben ihrer Fachkompetenz die Fähigkeit haben, professionell mit Menschen mit den
unterschiedlichsten kulturellen Hintergründen umzugehen.
Die damit erreichte Bürgernähe soll das demokratische Selbstbild polizeilicher Arbeit
widerspiegeln und zur Steigerung von Effektivität und Effizienz beitragen.
Integrativ wirkt die Polizei durch die Einbindung von Kolleginnen und Kollegen mit
Migrationshintergrund. Diese Herausforderung wird mit der Zeit eine Normalität produzieren,
in der es selbstverständlich ist, die gesellschaftliche Vielfalt in den Strukturen der Polizei
wiederzufinden. Dabei muss darauf geachtet werden, dass die Öffnung der Polizei sich nicht an
vorgegebenen Quoten sondern an Leistungsfähigkeit orientiert. Weiterhin sollte alles daran
gesetzt werden, dass Polizistinnen und Polizisten mit Migrationshintergrund nicht spezifisch
in Stadtteilen mit einem hohen Migrantenanteil eingesetzt werden. Deutschland braucht keine
Migrantenpolizei für Migranten. Zudem wollen die meisten betroffene Polizistinnen und
Polizisten nicht als solche gesehen werden.

Bevölkerungsentwicklung; Migration; Migrant; Integration; Polizeiarbeit; Polizeiliche
Effizienz; Soziale Kompetenz; Interkulturelle Kompetenz; Handlungskompetenz; Bürgernähe;
Selbstbild
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ID-nummer: 20111416

Jakubowicz, Linda

Transnationalismus - Migration - Integration; Migration und Nationalstaat in der
modernen Weltordnung am Beispiel des Konzeptes des Transnationalismus

SIAK-Journal, 2011, 4, S. 4-19
mit 1 TAF, 1 TAB, LITVZ S. 17-19

Vor dem Hintergrund der ökonomischen, sozialen, kulturellen und politischen
Internationalisierung ist die Zunahme der unterschiedlichen Erscheinungsformen
grenzüberschreitender Migration ein aktueller und bedeutsamer Aspekt. Neben der
mehrheitlich üblichen Aufteilung der Forschungsinteressen in Herkunfts- bzw.
Aufnahmeländer hat sich in den letzen Jahren bzw. Jahrzehnten eine wissenschaftliche
Auseinandersetzung mit der transnationalen Komponente von Migration herausgebildet. Die
Arbeit widmet sich der Theorie des Transnationalismus als Teilbereich der Migrationstheorie,
welche sich wiederum als Bereich der Internationalen Beziehungen heraus entwickelt hat.
Beschäftigt man sich mit dem Transnationalismus als Forschungsgegenstand und Teil der
migration studies, trifft man unweigerlich auf Themenfelder wie "Nation", "Nationalstaat" und
"Citizenship" sowie seit Anfang des Jahrtausends vermehrt auch auf den "Sicherheitsaspekt"
von Migrationsbewegungen, der im Zuge eines (immer) umfassend(er)en Sicherheitsbegriffs
verstärkt ins Zentrum des Interesses rückt. Aus diesen Zusammenhängen ergeben sich Fragen
nach unterschiedlichen und sich wandelnden Identitätskonzepten, diaspora politics und
hybrid cultures und nicht zuletzt Implikationen für Integrations- und Assimilationsmuster.
Dies alles inhaltlich zu erfassen, übersteigt die Kapazitäten der Arbeit. Nichtsdestotrotz wird
auf bestimmte Zusammenhänge hingewiesen, ohne alle die oben angeführten Konzepte näher
zu erläutern. Zunächst wird ein Einblick in den Forschungsstand geboten und das theoretische
Konzept des Transnationalismus erläutert. Basierend auf diesem Unterbau werden in Folge
Berührungspunkte und notwendige Implikationen für das Verständnis des Nationalstaats und
der Bedeutung von Identität für dessen Bevölkerung herausgearbeitet. Hier steht u.a. die EU als
größter transnationaler Raum im Zentrum des Interesses und die Frage, welche Auswirkungen
diese Entwicklungen auf die Transformation von Staatlichkeit haben. In Folge führt der
Gedankengang unweigerlich dazu, das Konzept des methodologischen Nationalismus - also
der Annahme, dass der Nationalstaat den logischen und natürlichen Rahmen darstellt, in dem
soziales Leben stattfindet und der Identitäten stiftet - kritisch zu hinterfragen und zu
reflektieren. In einem weiteren Schritt wird der Versuch unternommen, von diesem generellen
Blick auf die Frage der Identität auf einen individuelleren zu gelangen, indem die Schnittstelle
der Konzepte Transnationalismus, circular migration, Diaspora bzw. hybrid culture einer
genaueren Betrachtung zugeführt wird.

Nationalismus; Transnationalismus; Migration; Migrationsbewegung; Nationalstaat; Staat;
Gesellschaft; Soziales Netzwerk; Identitätsschutz; Staatsangehörigkeit; Integrationsprozess;
Internationalisierung; Integrationsfunktion; Politisches Handeln; Sozialer Hintergrund;
Sozialbindung; Forschungsprojekt
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ID-nummer: 20111431

Völschow, Yvette; Janßen, Wiebke

Jugendgewalt und Migrationshintergrund im ländlichen Raum; Ausgewählte Ergebnisse
lebensweltanalytischer Forschung

Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe - ZJJ, 2011, 4, S. 399-404
mit 1 TAB, 28 QU

Im Rahmen einer mehrperspektivisch angelegten Studie wurde zwischen 2009 und 2011 durch
die Universität Vechta mit dem Landkreis Vechta eine ländliche Region des Oldenburger
Münsterlandes kriminologisch untersucht. In einer Teiluntersuchung wurden dabei
sogenannte Lebensweltanalysen von 13 vor Ort lebenden Jugendlichen mit Gewalterfahrung
sowie mit und ohne Migrationshintergrund durchgeführt. Mit Hilfe von Interviews wurden
dafür die subjektiven Sichtweisen der Jugendlichen rekonstruiert. Sie dienen als Basis der in
diesem Beitrag vorgestellten Ergebnisse.
Die Befunde der Studie verdeutlichen, in welchem Maße insbesondere die Lebensfelder
Familie, Peergroup und Freizeitgestaltung - unter Berücksichtigung regionaler
Eingebundenheit - lebensweltprägend für die Befragten sind. Hieraus lassen sich nicht zuletzt
gewaltpräventionsrelevante Vorgehensweisen für den ländlichen Raum erschließen.

Ländliches Gebiet; Kriminologische Regionalanalyse; Jugendgewalt; Migrant; Kriminelles
Verhalten; Gewalterfahrung; Soziale Umwelt; Sozialisationsinstanz; Risikofaktor;
Freizeitgestaltung; Peer Group; Familienstruktur
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ID-nummer: 20111348

Rabold, Susann

Zum Einfluss interethnischer Freundschaften auf Gewaltverhalten deutscher und
nicht-deutscher Jugendlicher; Eine empirische Analyse unter besonderer Berücksichtigung
sozialräumlicher Bedingungen

Interdisziplinäre Beiträge zur kriminologischen Forschung, 2011, Bd 40, 291 S.
mit 26 TAB, 7 TAF, LITVZ S. 269-291, 7 ANL

Jugendliche nicht-deutscher Herkunft treten entsprechend polizeilicher Kriminalstatistiken
und verschiedener Dunkelfelduntersuchungen im Vergleich zu ihren deutschen
Altersgenossen häufiger als Gewalttäter in Erscheinung. Die Autorin widmet sich der Frage,
wie diese unterschiedliche Gewaltbelastung erklärt werden kann. Unter Rückgriff auf lern-,
kontroll- und desorganisationstheoretische Ansätze wird die Bedeutung interethnischer
Freundschaften und sozialräumlicher Bedingungen für die Erklärung herkunftsspezifischer
Gewaltraten herausgearbeitet.
Die Autorin zeigt anhand einer bundesweit repräsentativen Schülerbefragung unter 45.000
Jugendlichen, dass Freundschaftsbeziehungen mit deutschen Jugendlichen zur Reduktion
herkunftsspezifischer Unterschiede im Gewaltverhalten beitragen. Der sozialräumliche
Kontext stellt vor allem Gelegenheitsstrukturen bereit, die das individuelle Ausmaß
interethnischer Freundschaften beeinflussen. Die Ergebnisse dieser Arbeit verdeutlichen, dass
nicht-deutsche Jugendliche sich nicht häufiger gewalttätig verhalten als deutsche Jugendliche,
wenn das unterschiedliche Ausmaß von Freundschaften zu einheimischen Deutschen
berücksichtigt wird.

Gewaltanwendung; Gewaltbereitschaft; Gewaltkriminalität; Verhaltensweise; Jugendlicher;
Migrant; Ethnische Gruppe; Peer Group; Gruppenverhalten; Freundschaft;
Dunkelfelduntersuchung; Migration; Soziale Integration; Schule; Lerntheorie; Informelle
Sozialkontrolle; Sozialstruktur; Wohngebiet; Stadtteil; Erklärungsansatz; Schüler;
Befragungsergebnis; Empirische Untersuchung

ID-nummer: 20120350

Jacobsen, Astrid

Interkulturelle Kompetenz als Methode - Der Situative Ansatz

Soziale Probleme, 2011, 2, S. 154-173
mit 9 QU

Im Diskurs über interkulturelle Kompetenz in der Polizei bleibt die Bestimmung ihres Inhaltes,
ihrer Potenziale und ihrer Grenzen weitgehend unbestimmt. Der Artikel konzeptioniert
interkulturelle Kompetenz als eine Beobachtungs- und Analysemethode, die - in Anlehnung an
die ethnografische Perspektive - ihren Blick auf das richtet, was die Beteiligten zu einer
konkreten Situation beitragen. Das auf diese Weise gewonnene Wissen taugt - so die
Argumentation -eher zum adäquaten Umgang mit Verschiedenartigkeit im Rahmen
polizeilicher Arbeit als die Spekulationen über (kulturspezifische) Ursachen für individuelles
Verhalten.

Interkulturelle Kompetenz; Kulturkonflikt; Wertesystem; Ethnische Gruppe; Migrant;
Handlungssicherheit; Handlungsfähigkeit; Polizeiliches Verhalten; Polizeiliches Gegenüber;
Polizeiliche Praxis; Interaktion; Situationsanalyse
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ID-nummer: 20111216

Niebel, Dik

Wanderung, Wirtschaft und Entwicklung; Eine notwendige Neubewertung

Internationale Politik, 2011, 5, S. 40-45
mit 1 BILD

Weltweit wächst die Zahl der Migranten, mit erheblichen Folgen für alle Beteiligten. Höchste
Zeit, Strategien zu entwickeln, um die entwicklungspolitischen Potenziale der Migration zu
nutzen. Dann kann sie zur Deckung unseres Fachkräftebedarfs beitragen und die Menschen in
den Partnerländern befähigen, selbst die Entwicklung ihres Landes zu fördern. Es gilt, die
Verflechtungen zwischen Migration, Entwicklung und Wirtschaft neu zu bewerten und daraus
politische Konsequenzen zu ziehen.

Migration; Migrationsbewegung; Migrant; Zuwanderung; Einwanderung; Herkunftsland;
Politik; Arbeitsmarktpolitik; Wirtschaftspolitik
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ID-nummer: 20111390

Baier, Dirk; Kemme, Stefanie; Hanslmaier, Michael; Doering, Bettina; Rehbein, Florian; Pfeiffer,
Bettina

Kriminalitätsfurcht, Strafbedürfnisse und wahrgenommene Kriminalitätsentwicklung;
Ergebnisse von bevölkerungsrepräsentativen Befragungen aus den Jahren 2004, 2006 und
2010

KFN-Forschungsberichte, 2011, Bd 117, 164 S.
mit zahlr. TAB, zahlr. TAF, LITVZ S. 157-164

Jedes Jahr im Frühjahr wird die Polizeiliche Kriminalstatistik öffentlich vorgestellt. Jedes Jahr
im Frühjahr wird dabei der Bevölkerung mitgeteilt, wie sich die objektive Kriminalitätslage in
Deutschland darstellt. Werden die Polizeilichen Kriminalstatistiken der letzten Jahre
betrachtet, so ergibt sich ein eher positives Lagebild, das detailliert im zweiten Abschnitt dieses
Berichts vorgestellt wird. Kriminalität hat aber nicht nur diese eine objektive Seite. Kriminalität
gehört zu jenen sozialen Phänomenen, über die sich die Menschen große Sorgen machen. Die
Sorge ist darin begründet, dass die persönliche Betroffenheit von kriminellen Übergriffen das
eigene Wohlbefinden entscheidend reduzieren kann. Aus dieser Perspektive betrachtet
erscheint es daher geboten, sich den Sorgen, d.h. der subjektiven Sicht der Kriminalität, aus
wissenschaftlicher Perspektive zu widmen.
In der Vergangenheit wurde dies wiederholt getan, wobei im Wesentlichen der Aspekt der
Kriminalitätsfurcht im Fokus stand. Auch im Rahmen eines am Kriminologischen
Forschungsinstituts Niedersachsen (KFN) durchgeführten, deutschlandweiten
Viktimisierungs-Surveys aus dem Jahr 1992 wurden, neben den tatsächlichen
Kriminalitätserfahrungen, Informationen zur Verbreitung und den Ursachen von
Kriminalitätsfurcht erhoben. Die Untersuchung der subjektiven Sicht der Kriminalität hat
seitdem zu verstärkter Forschungsaktivität geführt.
Auf Basis der Befragung 2004 konnte empirisch gezeigt werden, dass der Konsum von
Nachrichten privater Sender u.a. negative Auswirkungen darauf hat, wie die Entwicklung der
Kriminalität eingeschätzt wird. Ein häufiger Konsum verstärkt die Ansicht, dass Kriminalität
zunimmt; die Realität ist aber eine andere. Im Jahr 2006 erfolgte zudem eine zweite Befragung,
in der die Beziehungen längsschnittlich untersucht werden konnten. Mittlerweile war es
möglich, im Jahr 2010 zum dritten Mal eine Befragung durchzuführen, die sich der subjektiven
Sicht der Kriminalität widmet. Dieser Bericht stellt die wesentlichen Ergebnisse dieser dritten
Befragung vor, wobei sich zwei zentralen Leitfragen gewidmet wird: 1. Wie haben sich die
kriminalitätsbezogenen Wahrnehmungen, Gefühle und Einstellungen seit 2004 entwickelt? 2.
Welche Bedingungsfaktoren lassen sich für diese identifizieren?

Kriminalitätslage; Kriminalitätsentwicklung; Kriminalitätsfurcht; Wahrnehmung;
Einflussfaktor; Opfererfahrung; Gewalterfahrung; Anzeigeverhalten; Sicherheitsgefühl;
Strafbedürfnis; Medienkonsum; Medieneinfluss; Gewalt in der Familie; Erziehungsmilieu;
Bevölkerungsbefragung
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ID-nummer: 20110927

Blom, Herman

Zur Effektivität der Polizei in der Einwanderungsgesellschaft; Grundsätzliche Änderungen,
pragmatische Lösungen

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Migration, Integration und europäische Grenzpolitik , 2011, Sonderbd 5, S. 361-383
mit 2 TAB, LITVZ S. 381-383

Effektives und professionelles Handeln der Polizei in einer Einwanderungsgesellschaft setzt
nach Bewertung des Autors Änderungen in der Struktur und in der Kultur der
Polizeiorganisationen voraus. Die Polizei brauche kreative Lösungen, die zu den diversen
Gegebenheiten einer multikulturellen Gesellschaft passen. Die Herausforderung gelte sowohl
intern (die eigene Belegschaft würde und solle vielfältiger werden) als auch extern (als
"frontline organization" werde die Polizei mit allen neuen Gruppen in der Gesellschaft
konfrontiert). Dieser Beitrag bezieht sich auf beide Sichtweisen: Die interne und die externe. Im
ersten Teil werden die Stolpersteine im Umgang mit Anderen in der (Polizei-)organisation
beschrieben und diese mit praktischen Vorschlägen verbunden (interne Sicht). Es werden
Lösungsansätze behandelt, die der Praxis der niederländischen Polizei entstammen. Sie
bewegen sich alle im Bereich des "Learning-by-doing"; insbesondere geht es um den
"Managing Diversity"-Ansatz, der sich dadurch hervorhebt, dass die Vergrößerung der Vielfalt
in der Polizei (sprich: die interkulturelle Öffnung der Polizei) auch als gemeinsames Anliegen
verstanden wird. Unter diesem Aspekt widmet sich der Beitrag abschließend den möglichen
Wegen zur Vergrößerung der Interkulturalität der deutschen Polizei. Im zweiten Teil
konzentriert sich der Beitrag auf Dilemmata im Umgang mit interkulturellen Unterschieden:
die sogenannten interkulturellen Dilemmata (externe Sicht). Die gesellschaftliche Praxis
zwinge hier zu Entscheidungsmustern für den polizeilichen Alltag. Auch dieser Aspekt einer
diversifizierten Polizei wird mit Beispielen aus der niederländischen Polizeipraxis verbunden.

Diversität; Polizeiorganisation; Multikulturelle Gesellschaft; Migration; Gesellschaftlicher
Wandel; Polizeiliches Handeln; Reaktionsweise; Flexibilität; Effektivität; Organisationskultur;
Personalentwicklung; Ausländer; Polizeidienst; Polizeiliches Gegenüber; Ausländerintegration;
Interkulturelle Kompetenz; Niederlande; Internationaler Vergleich
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ID-nummer: 20110922

Rah, Sicco

Die Einsatzrichtlinien für die Grenzschutzagentur FRONTEX und ihre Bedeutung für den
Schutz von Migranten und Flüchtlingen auf See

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Migration, Integration und europäische Grenzpolitik , 2011, Sonderbd 5, S. 223-247
mit zahlr. QU

Die als unverbindlich bezeichneten Leitlinien für See- und Rettungsmaßnahmen und für die
Ausschiffung im Rahmen von durch FRONTEX koordinierten Maßnahmen an den Seegrenzen
sind aus Sicht des Autors nur in dem Maße verbindlich, wie sie rechtlich verbindliche völker-
und europarechtliche Vorgaben wiedergeben. Das gelte vor allem für die Leitlinie zur
Ausschiffung. Eine Verpflichtung zur Ausschiffung im sog. Aufnahmemitgliedstaat, also dem
Staat, der den FRONTEX-Einsatz als Gastgeber aufnimmt, bestehe nicht. Vielmehr handele es
sich um eine Empfehlung, die gleichwohl unter Vorbehalt stehe und erst nach dem
Ausscheiden anderer Alternativen zu berücksichtigen sei. Ein Widerspruch zu den Vorgaben
des Seevölkerrechts sei nicht zu erkennen. Politisch gesehen seien die
FRONTEX-Einsatzrichtlinien nur ein bescheidener Schritt in die richtige Richtung. Die
menschenrechtlichen Verpflichtungen von FRONTEX seien erstmals rechtlich verankert
worden, was als Fortschritt zu betrachten sei. Es ist trotzdem zu befürchten, dass es auch
künftig zu Verletzungen dieses zentralen Rechtsprinzips kommen wird, wenn die "Prüfung"
der Schutzbedürftigkeit von Personen noch auf See und womöglich in kritischen Situationen
von Grenzschutzbeamten vorgenommen würde. Wichtig sei daher, auf die Berücksichtigung
der unverbindlichen Vorgaben durch FRONTEX und den an Einsätzen beteiligten
Mitgliedstaaten zu dringen.

Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen;
Einsatzgrundsatz; Rettungsmaßnahme; Meer; Flüchtling; Migrant; EU-Außengrenze;
Hoheitsgewässer; Grenzsicherung; Illegale Migration; Rechtsgrundlage; EU-Richtlinie;
Völkerrecht; Menschenrecht; Schutzauftrag
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ID-nummer: 20111197

Möllers, Rosalie

Von Tampere nach Stockholm: Der Weg zu einer europäischen inneren Sicherheit

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Jahrbuch Öffentliche Sicherheit 2010/2011, 2011, 2. Halbbd., S. 191-212
mit zahlr. QU

Die Bedrohung durch organisierte Kriminalität und terroristische Attentate einerseits sowie
die Zunahme der illegalen Migration andererseits, erfordert grundsätzlich mehr Kooperation
unter allen Institutionen, die für die Strategie der inneren Sicherheit zuständig sind. Es zeigt
sich, dass seit Beginn der 1990er Jahre Migration, Asyl und Innere Sicherheit einen über die
nationalen Staatsgrenzen hinausgehenden Inhalt erhalten haben und mittlerweile ein
europäisches Problem beschreiben. Polizei und andere Sicherheitsbehörden sind nicht erst seit
dem 11. September 2001 einem Veränderungsprozess der "Europäisierung" unterzogen,
innerhalb dessen neue Institutionen entstehen und schrittweise eine Auflösung der Trennung
von innerer und äußerer Sicherheit bewirken. Anfänge hierfür finden sich spätestens seit der
Schaffung der TREVI-Gruppe im Juni 1976, in der erstmals die europäischen Innenminister
zusammentrafen, um zu einer effektiveren Bekämpfung des grenzüberschreitenden
Terrorismus zu gelangen. Art. 87 AEUV bestimmt, dass die EU eine polizeiliche
Zusammenarbeit zwischen allen zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten wie Polizei, Zoll
oder anderen spezialisierten Strafverfolgungsbehörden entwickeln kann. Für diese Zwecke
können EP und Rat Maßnahmen erlassen, die das Einholen, Speichern, Verarbeiten,
Analysieren und Austauschen sachdienlicher Informationen betreffen. Außerdem können
Maßnahmen erlassen werden, die die Aus- und Weiterbildung sowie die Zusammenarbeit in
Bezug auf den Austausch von Personal, die Ausrüstungsgegenstände und die
kriminaltechnische Forschung unterstützen sollen mit dem Ziel, gemeinsame
Ermittlungstechniken zur Aufdeckung schwerwiegender Formen der organisierten
Kriminalität zu entwickeln.

Europäische Union; EU-Außengrenze; Sicherheitslage; Sicherheitspolitik; Freiheitsrecht;
Innere Sicherheit; Organisierte Kriminalität; Illegale Migration; Polizeiliche Zusammenarbeit;
Justizpolitik; Innenpolitik; Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den
Außengrenzen; Europol; Eurojust; Grenzüberschreitende Zusammenarbeit;
Grenzüberschreitende Kriminalität; Sicherheitsarchitektur; Polizei; Sicherheitsbehörde;
Europarecht; Polizeirecht; Sicherheitsrecht; Nationale Sicherheit
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ID-nummer: 20110394

Angenendt, Steffen; Apt, Wenke

Womit wir rechnen müssen; Demografie als Triebkraft des 21. Jahrhunderts

Internationale Politik, 2011, 3, S. 60-67
mit 6 QU, 1 BILD, 1 KT

Die Weltbevölkerung wächst. Statt derzeit 6,8 Milliarden werden im Jahre 2050 wahrscheinlich
9,1 Milliarden Menschen den Globus bevölkern, und das globale Durchschnittsalter wird weiter
steigen. Gleichzeitig werden immer mehr Menschen in städtischen Gebieten leben und die
Zahl der Migranten und wahrscheinlich auch der Flüchtlinge wird weiter wachsen. Dieser
demografische Wandel wird regional höchst unterschiedlich ausfallen. Dies wird den Umfang,
die Struktur und die geografische Verteilung der Weltbevölkerung verändern und die
Bevölkerungsgewichte global verschieben. Die wachsende demografische Ungleichheit der
Welt kann sich unter anderem auf die Verteilung von wirtschaftlicher Macht und politischem
Einfluss, auf die Konfliktanfälligkeit von Gesellschaften und auf das globale
Wanderungsgeschehen auswirken.
Die Verfasser untersuchen welche Machtverschiebungen, Konflikte, Herausforderungen birgt
diese Entwicklung für die deutsche und europäische Politik.

Bevölkerungsentwicklung; Bevölkerungsstatistik; Demographischer Wandel;
Migrationsbewegung; Flüchtling; Gesellschaftlicher Wandel; Altersstruktur; Europa; Afrika;
Südamerika; Asien; Sicherheitspolitik
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ID-nummer: 20110995

Kepura, Jürgen; Niechziol, Frank

Irreguläre Migration; Immer mal wieder oder immer ein Thema?

Kriminalistik, 2011, 8-9, S. 543-549
mit 1 TAB, 2 TAF

Irreguläre Migration und die damit untrennbar verbundene Schleusungskriminalität war eines
der bedeutsamsten Sicherheitsthemen im ausgehenden letzten Jahrhundert. Zwischenzeitlich
haben sich die Außengrenzen der Europäischen Union von den deutschen Landgrenzen
entfernt. Ist damit auch das Thema irreguläre Migration entrückt?
Gefährliche Überfahrten in teilweise seeuntüchtigen Booten von Afrika nach Europa zeigen
sehr deutlich, dass die Aktivitäten von professionellen Schleusern mit Humanität und
Menschenwürde sehr wenig zu tun haben. Die Schleuser nutzen vielmehr die Unwissenheit,
die Unerfahrenheit, die Schwäche und die Not der Menschen, die sich ihnen anvertrauen,
eigennützig und skrupellos aus. Die irreguläre Migration über Kontinente hinweg brachte
internationale Schlepperorganisationen ins Geschäft und machte den Menschenschmuggel zu
einem lukrativen Element der grenzüberschreitenden und transnational organisierten
Kriminalität. Grund genug eine Typologie der Wanderungsbewegungen zu entwerfen, sowie
einen Blick auf das Hellfeld dieses Phänomens und einige Interventionsansätze zu richten.
Irreguläre Migration als Teilaspekt weltweiter Migration ist ein komplexes Phänomen, das sich
allen einfachen Erklärungsansätzen entzieht und in vielfältigen Formen auftritt. Gleichzeitig ist
das Thema irreguläre Zuwanderung politisch höchst sensibel; es gibt kaum eine andere
Materie, die sich von Populisten so leicht missbrauchen lässt.

Migrationsbewegung; Illegaler Grenzübertritt; Illegale Einreise; Illegale Migration;
Schleuserkriminalität; Schlepperorganisation; Zuwanderung; Illegaler Aufenthalt; AufenthG;
Aufenthaltsrecht; Dunkelfeld; Asylbewerber; Genfer Flüchtlingskonvention; Europäische
Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen
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ID-nummer: 20110917

Luft, Stefan

Der Staat und die Steuerung von Zuwanderung in Deutschland

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Migration, Integration und europäische Grenzpolitik , 2011, Sonderbd 5, S. 45-60
mit LITVZ S. 57-60

Der Verfasser diskutiert in seinem Beitrag die Migrationspolitik in Deutschland und der
Europäischen Union vor dem Hintergrund, dass Internationale Instanzen - wie der EuGH -
immer mehr an Einfluss gewinnen, was die Gestaltung aufenthalts- und asylrechtlicher
Regelung angeht und die Mitgliedstaaten der EU somit die Entscheidungshoheit über Einreise,
Aufenthalt und Ausreise verloren haben.
Hinzu kommt, dass zahlreiche Akteure an Zuwanderungsprozessen beteiligt sind: Die
Wanderungswilligen, die Herkunftsstaaten, Schleuserorganisationen, transnationale
humanitäre Organisationen wie der UNHCR, die Aufnahmestaaten. Bei letzteren sind wieder
eine Vielzahl von Beteiligten zu unterscheiden: Bundesregierungen, Deutscher Bundestag,
Länder, Parteien, Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften, Kirchen,
Wohlfahrtsorganisationen und Flüchtlingsinitiativen, Medien. Im Zuge der
Vergemeinschaftung von Zuwanderungs- und Asylrecht gewinnen die Institutionen der EU
(Parlament, Kommission, Europäischer Gerichtshof) eine immer größere Bedeutung.
Der Autor stellt die Interessen und Akteurskonstellationen einzelner Beteiligter dar.

Zuwanderung; Migrationsbewegung; Flüchtling; Einwanderungspolitik; Ausländerpolitik;
Aufenthaltsrecht; AufenthG; Asylpolitik; Asylrecht; Steuerungsmodell; Völkerrecht;
Europäischer Gerichtshof; Europarecht; Herkunftsland
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ID-nummer: 20110918

Möllers, Martin H. W.

Migration und Internationaler Terrorismus; Überlegungen zur Wahrnehmung von
Migration als Kriminalproblem

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Migration, Integration und europäische Grenzpolitik , 2011, Sonderbd 5, S. 77-91
mit zahlr. QU

Die ausländerfeindlichen Anschläge von Rostock-Lichtenhagen über Mölln bis Solingen
Anfang der 1990er Jahre - also vor dem 11. September 2001 -machen deutlich, dass
fremdenfeindliche Emotionen in Gesamtdeutschland anzutreffen sind. Nach den
Terroranschlägen vom 11. September verstärkten sich diese Stimmungslagen noch, die danach
durch weitere Anschläge in Europa sowie durch den Streit um die Mohammedkarikaturen
verstärkt wurde.
Nach wie vor wird der Internationale Terrorismus als besonderes Lebensrisiko in der
deutschen Bevölkerung registriert. Die Gefühlslage hat sich keineswegs "beruhigt", sondern hat
inzwischen Bevölkerungskreise erreicht, die sich 1992 noch über die tödliche Diskriminierung
von Migranten in "Lichterketten gegen Ausländerfeindlichkeit" entrüstete. Heute reicht die
Zustimmung für Sarrazins Sozialdarwinismus bis weit in die Mitte gutbürgerlicher Kreise.
Was wir in der gegenwärtigen Debatte erleben, ist eine dramatische Diskursverschiebung nach
rechts - gegen die migrantische Minderheit. Vor diesem Hintergrund mutet es regelrecht naiv
an, diese Republik als gefeit davor zu erachten, sich in neue
Freund-Feind-Auseinandersetzungen zu begeben. Das Gegenteil ist der Fall.
Der Verfasser untersucht zunächst welche Rolle der Begriff "Migration" im politischen Kontext
einnimmt. Danach reflektiert er über die "neue" Sicherheitsarchitektur, die sich in Folge des
Internationalen Terrorismus in Deutschland entwickelte hat. Um im Anschluss die
Auswirkungen dieser Entwicklungen kritisch zu betrachten.

Migration; Internationaler Terrorismus; Fremdenfeindlich motivierte Straftat; Innere
Sicherheit; Ausländerfeindlichkeit; Sicherheitsarchitektur; Ausländerpolitik;
Einwanderungspolitik; Ausländerintegration; Anti-Terror-Gesetz;
Terrorismusbekämpfungsgesetz; Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetz;
Ausländerzentralregister; Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum; Freiheitsrecht

ID-nummer: 20111179

Schewe, Christoph S.

Der Schutz des Sicherheitsgefühls als Polizeiaufgabe?

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Jahrbuch Öffentliche Sicherheit 2010/2011, 2011, 1. Halbbd., S. 289-300
mit 35 QU

Im Beitrag werden - nach einer kurzen Beschreibung des Sicherheitsgefühls - der Wandel der
Polizeiarbeit und die Hinwendung zum Sicherheitsgefühl dargestellt (faktische Polizeiaufgabe
"Sicherheitsgefühl") und die Bedenken, die in rechtlicher Sicht bestehen, aufgezeigt (rechtliche
Polizeiaufgabe "Sicherheitsgefühl").

Sicherheitsgefühl; Polizeiaufgabe; Bevölkerungseinstellung; Polizeiliche Maßnahme;
Eingriffsbefugnis; Eingriffshandlung; Grundrecht; Grundrechtseingriff
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ID-nummer: 20111195

Möllers, Martin H. W.

Das wahrgenommene Lebensrisiko und sein Einfluss auf die öffentliche Sicherheit in
Europa

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Jahrbuch Öffentliche Sicherheit 2010/2011, 2011, 2. Halbbd., S. 159-176
mit zahlr. QU

Sicherheit gehört zu den wichtigsten Grundbedürfnissen der Menschen und ist Bestandteil
ihrer persönlichen Lebensqualität. Der Europäische Rat verabschiedete daher bereits am 12.
Dezember 2003 die Europäische Sicherheitsstrategie, die sowohl zivile Sicherheitsmaßnahmen
als auch Verteidigungsaspekte einbezieht.
In dem Beitrag untersucht der Verfasser einerseits wie weit der staatliche Maßnahmenkatalog
zur "Garantie" öffentlicher Sicherheit und zur Erreichung eines "Sicherheitsgefühls" in der
Bevölkerung tatsächlich gehen darf, und andererseits, welcher Zusammenhang zwischen
staatlichem Maßnahmekatalog und der Lebensrisikowahrnehmung besteht, denn das
Sicherheitsgefühl ist nicht objektiv konkretisierbar, sondern steht vielmehr im
Zusammenhang mit der - vor allem durch Politik und Medien inszenierten - subjektiven und
vom jeweiligen Informationsstand abhängigen Risikowahrnehmung.
In seinem Resümee kommt er zu dem Schluss, dass die Balance von Sicherheit und Freiheit nur
durch eine liberale und verantwortungsvolle Sicherheitspolitik zu erreichen ist, bei der weder
die Freiheitsrechte erdrückt werden, noch eine Freiheit angestrebt wird, die keine Sicherheit
kennt.

Sicherheitsgefühl; Öffentliche Sicherheit; Sicherheitspolitik; Gefahrenprognose;
Gefahrenvorsorge; Risikovorsorge; Sicherheitsstrategie; Katastrophenschutz; Terrorabwehr;
Privates Sicherheitsgewerbe; Eingriffsbefugnis; Vorratsdatenspeicherung; Freiheitsrecht
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ID-nummer: 20110856

Hirtenlehner, Maria

Interkulturelle Kompetenzbildung in der Praxis; Polizeiliches Handeln in einer
multikulturellen Gesellschaft

Schriftenreihe der Hochschule der Polizei Hamburg, 2011, Bd 4, S. 96-101
Öffentliche und private Sicherheit im Fokus interkultureller Herausforderungen; 2.
Fachtagung der Hochschule der Polizei Hamburg, Hamburg; BR Deutschland, 2010 [22.03.]

In dem Beitrag wird ein Projekt vorgestellt, bei dem Menschen völlig unterschiedlicher
Herkunft und unterschiedlicher Rollen zusammenkommen, ein Projekt, bei dem das Ziel
Verstehen und Verständigung heißt, bei dem das größere Ziel Anerkennung heißt:
"Interkultur-Tandem" ist Teil des zweisemestrigen Lehrgangs "Polizeiliches Handeln in einer
multikulturellen Gesellschaft". Es ist ein Begegnungsprojekt zwischen Angehörigen der
Exekutive und Zuwanderern. Der Lehrgang wendet sich an dienstführende Beamte und
Beamtinnen aus der Exekutive aus ganz Österreich und findet in Wien statt. An dem Modul
Interkultur-Tandem nehmen sowohl Exekutivbeamtinnen als auch ebenso viele nach
Österreich zugewanderte Menschen teil.
Mit dem diesem Lehrgang soll BeamtInnen, die in ihrem beruflichen Alltag häufig Kontakt zu
zugewanderten Menschen haben, die Möglichkeit geboten werden, ihre Erfahrung und ihr
Wissen in Theorie und Praxis zu vertiefen und dieses zertifizieren zu lassen.
Die PolizistInnen lernen die wichtigsten Kompetenzen für polizeiliches Handeln in einer
multikulturellen Gesellschaft: Empathie, Ambiguitätstoleranz, Rollendistanz und
kommunikatives Handeln, ohne dominant zu sein.

Multikulturelle Gesellschaft; Migrant; Gesellschaftlicher Wandel; Polizeiliches Handeln;
Polizeiliches Verhalten; Interkulturelle Kompetenz; Soziale Kommunikation; Ausbildungsziel;
Ausbildungsinhalt; Österreich
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ID-nummer: 20110915

Möllers, Martin H. W.

Einführung: Bemerkungen zur amtlichen Definition des Begriffs "Migrationshintergrund"

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Migration, Integration und europäische Grenzpolitik , 2011, Sonderbd 5, S. 13-22
mit zahlr. QU

Beschreibende Bezeichnungen wie der Begriff "Migrationshintergrund" wirken aus Sicht des
Autors wie bildliche Darstellungen. Der Mensch assoziiere sie mit Realitäten, die sich ihm
aufdrängen, weil sie durch seine Lebenswirklichkeit bestimmt werden. Denn in den
zwischenmenschlichen Austauschprozessen des Alltags entwickle jede Person natürliche
Verhaltensweisen als Reaktion auf die soziale Umwelt. Würden Begriffe bestimmten Menschen
und Menschengruppen zugeordnet, entwickelte sie eine Eigendynamik, indem sie sich zu
einem Bild des Andersseins dieser Menschen verdichteten und (wenn auch ungewollt bzw.
unbewusst) die Ausgrenzung dieser Menschen signalisierten. Eine derartige Gefahr gehe auch
von dem Begriff "Migrationshintergrund" aus. Er würde nämlich immer dann (nur) wichtig,
wenn es um menschliche Probleme gehe. Selten gebe es Berichte und Artikel über die Vorzüge
der Einwanderung, über gewinnbringende Innovationen, die mit den Menschen ins Land
kommen oder von der Motivation dieser Menschen, in der Gesellschaft nach oben zu streben.
Der Begriff "Migrationshintergrund" hatte seine erste größere Bedeutung in der PISA-Studie
2000. Amtlich definiert wurde er für den Mikrozensus 2005 durch das Statistische Bundesamt,
das sich darauf beruft, der Begriff sei "in Wissenschaft und Politik seit langem geläufig" und
werde "trotz seiner Sperrigkeit immer öfter verwendet." Durch die Innenminister und
-senatoren der Länder und des Bundes wurde der Begriff 2008 in der Politik etabliert. Seit
Dezember 2010 ist der Begriff "Migrationshintergrund" durch das Berliner Abgeordnetenhaus
legaldefiniert, wobei das Gesetz allerdings von der bisherigen amtlichen Definition abweicht,
sodass in diesem Beitrag die Unterschiede erörtert werden. Zum Abschluss des Beitrags wird
zusammenfassend ein kritischer Blick auf den Nutzen der Begriffsdefinition geworfen.

Migration; Sozialer Hintergrund; Definition; Herkunftsland; Ausländer; Migrant; Etikettierung;
Rechtsbegriff; Verwendung; Bevölkerungsstatistik; Statistisches Bundesamt;
Integrationsprozess; Ausländerintegration; Soziale Ausschließung; Stigmatisierung;
Staatsangehörigkeit; Einbürgerung; Gleichbehandlung; Soziale Integration

ID-nummer: 20110620

Benda, Richard

Integration bringt Sicherheit

CD Sicherheits-Management, 2011, 3, S. 60-62, 64-65
mit 3 BILD

In dem Beitrag werden die Schwerpunkte des 14. Europäischen Polizeikongresses, der unter
dem Titel "Migration - Integration - Sicherheit in Europa" stattfand, zusammengefasst.
Es wurde deutlich, dass Flüchtlinge nicht nur humanitäre, soziale und wirtschaftliche
Probleme mit sich bringen, sondern auch sicherheitsrelevante. Die moderne Völkerwanderung
ist auch ein polizeiliches Problem.

Sicherheitspolitik; Europa; Migrationsbewegung; Illegale Migration; Flüchtling;
Integrationsfunktion; Integrationsprozess; Asylpolitik; Europäische Agentur für die operative
Zusammenarbeit an den Außengrenzen
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ID-nummer: 20110916

Oltmer, Jochen

Bevölkerungen in Bewegung. Bedingungen, Formen und Folgen globaler Migration vom
späten 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart

Jahrbuch Öffentliche Sicherheit,
Migration, Integration und europäische Grenzpolitik , 2011, Sonderbd 5, S. 25-43
mit zahlr. QU

Die politisch-territoriale Expansion Europas seit dem 15. Jahrhundert korrespondierte mit der
Ausbreitung des Europäers über die Welt. Sie führte zu einem weitreichenden Wandel in der
Zusammensetzung der Bevölkerungen vor allem in den Amerikas, im südlichen Pazifik, aber
auch in Teilen Afrikas und Asiens.
Die Beobachtung der Genese globaler Migrationsmuster leistet einen Beitrag, die vielfältigen
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Prozesse zu erschließen, die
sich unter dem Begriff Globalisierung zusammenfassen lassen. Ein zentrales Element
weltwirtschaftlichen Wachstums, aber auch weltwirtschaftlicher Integration und
Transformation bildete die Verfügbarkeit des Produktionsfaktors Arbeit und die Bewegung
von Arbeitskräften im Raum zur Erschließung standortgebundener natürlicher Ressourcen.
Arbeitswanderungen waren zudem immer Konjunktur- und Krisensymptome; die
Veränderung ihrer Dimensionen und Verläufe spiegelt wie auf einem Barometer die
Entwicklung globaler, nationaler und regionaler Ökonomien. Die Entwicklung räumlicher
Bevölkerungsbewegungen geht aber auch einher mit der Genese von Herrschaftsverhältnissen
und politischen Prozessen.
In dem Beitrag gibt der Verfasser einen Überblick über die Entwicklung der globalen
Migrationsverhältnisse seit dem späten 19. Jahrhundert. Er erarbeitet zentrale Strukturmuster
globaler räumlicher Bevölkerungsbewegungen und veranschaulicht sie durch den Blick auf
markante und grundlegende Entwicklungen im Wanderungsgeschehen vom Ende des 19.
Jahrhunderts bis in die Gegenwart.

Bevölkerungsentwicklung; Bevölkerungsstruktur; Historie; Migrationsbewegung;
Zuwanderung; Einwanderungspolitik; Flüchtling; Asylant; Globalisierung; Stadtentwicklung;
Ökonomie; Lebensbedingung; Lebenssituation; Klimawandel
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ID-nummer: 20110457

Schott, Tilmann

Einschleusen von Ausländern; Eine Einführung in die rechtlichen Grundlagen der §§ 96, 97
des Aufenthaltsgesetzes mit Hinweisen zu den Sachgebieten Schengen/EU-Recht, illegale
Beschäftigung und Menschenhandel

Studienbücher für die Polizei - Die Blaue Reihe,
Ausländerrecht, 2011, 2., aktual. und erweit. Aufl., 480 S.
mit zahlr. TAF, zahlr. TAB, LITVZ S. 18-25

Die Tatbestände §§ 96, 97 des Aufenthaltgesetzes mit der gesetzlichen Überschrift
"Einschleusen von Ausländern" - richtig eigentlich Einschleusen von Drittstaatsangehörigen,
also Nicht-EU-/EWR-Staatsangehörigen - erfassen weit mehr als sich mit der Bezeichnung
assoziieren lässt. Neben der Unterstützung einer unerlaubten Einreise, z. B. im Wege der
Transportschleusung, werden auch gewinnorientierte Beteiligungsformen an unerlaubtem
Aufenthalt, illegaler Erwerbstätigkeit und Visa-Erschleichung erfasst. Das vorliegende Werk
stellt die Schleusertatbestände in Verbindung mit den Einreisevoraussetzungen für
Drittstaatsangehörige nach den innerstaatlichen Vorschriften und dem im EU-Recht
geregelten Schengener Visa- und Einreisesystem und den Querverbindungen zur illegalen
Arbeitnehmerüberlassung und zum Menschenhandel vor.
Seit der Erstauflage haben sich das schnelllebige EU-Recht, das innerstaatliche
Aufenthaltsrecht, die Schengen-Außen- und Binnengrenzen Deutschlands und das Lagebild
zur Schleuserkriminalität gewandelt. Die Neuauflage berücksichtigt diese Veränderungen der
Sach- und Rechtslage und geht auch auf spezielle und aktuelle rechtliche Probleme ein
(Transitaufenthalte, "Taxi-Schleusung", Visaerschleichung, "unechter Tourismus", Scheinehe,
Transfer Asylsuchender). Unverändert geblieben ist die Viktimisierung der Geschleusten, die -
oft unter menschenunwürdigen Bedingungen transportiert, wirtschaftlich oder sexuell
ausgebeutet - im Schatten eines zusammenwachsenden Europas und einer der Globalisierung
entgegen strebenden Welt stehen.

Europarecht; EU-Außengrenze; Drittstaatenregelung; Ausländerrecht; AufenthG;
Schleuserkriminalität; Einschleusen; Illegale Ausländerbeschäftigung; Illegale Einreise;
Menschenhandel; StGB P 232; StGB P 233; StGB P 233 a; Zuhälterei; Schlepperorganisation;
Schengener Übereinkommen; Scheinehe; Asylrecht; Flüchtlingskonvention;
Tatbestandsmerkmal; Abschiebung
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ID-nummer: 20110255

Oberzaucher, Elisabeth

Urbane Ethologie; Kriminalität aus evolutionsbiologischer Sicht

SIAK-Journal, 2011, 1, S. 29-33
mit 14 QU

Die Fachdisziplin der Humanethologie beschäftigt sich mit menschlichem Verhalten vor dem
Hintergrund der Evolutionstheorie. Ziel dieser Forschungsrichtung ist es, allgemeine
Phänomene des menschlichen Verhaltens zu beschreiben und im Lichte der menschlichen
Evolutionsgeschichte besser zu verstehen. Durch diesen Forschungsansatz soll durch das
bessere Verständnis des menschlichen Funktionierens auch der Weg für praktische
Anwendungen geebnet werden. So legt die Verhaltensforschung beispielsweise
Strukturmaßnahmen nahe, die das Sicherheitsgefühl erhöhen und gleichzeitig Kriminalität
verringern helfen. Der Einsatz von Naturelementen sowie die Gestaltung von öffentlichen
Räumen nach Prospect-Refuge-Kriterien können so mit geringem Aufwand große Wirkung
zeigen. Die menschlichen Bedürfnisse, die ihre Wurzeln in der Evolutionsgeschichte haben,
sollten an erster Stelle stehen, wenn es um die Gestaltung urbaner Räume geht. Nur so können
wir erreichen, dass ein optimales Maß an Wohlbefinden und Funktionalität erreicht werden
können.

Menschliches Handeln; Verhaltensforschung; Stadtplanung; Stadtsoziologie;
Sozialpsychologie; Soziales Umfeld; Sozialverhalten; Sozialkontrolle; Sicherheitsgefühl

ID-nummer: 20110244

Seeger, Matthias

Systemische Bekämpfung irregulärer Migration im Rahmen der nationalen und
internationalen Sicherheitsstruktur

Kriminalistik, 2011, 3, S. 150-154
14. Polizeikongress, Berlin; BR Deutschland, 2011 [15.02.-16.02.]

In seinem Vortrag analysiert der Redner die Lage im Bereich irregulärer Migration sowie die
grenzpolizeilichen und kriminalistischen Bekämpfungsansätze. Er streift auch die aktuelle
Diskussion um den Bericht der "Werthebach-Kommission" über die Gewinnung möglichen
Synergiepotenzials zwischen den Sicherheitsbehörden des Bundes ein. Vor diesem
Hintergrund skizziert er insbesondere die Entwicklung und das Selbstverständnis einer
modernen Bundespolizei.

Illegale Migration; Illegaler Grenzübertritt; Einschleusen; Schattenwirtschaft; Schwarzarbeit;
Illegale Beschäftigung; Bekämpfungskonzept; Bekämpfungsmaßnahme;
Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsgewährleistung; Bundespolizei
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ID-nummer: 20110243

Fuchs, Bernd

Migration - Integration - Sicherheit im Wandel; Ein Bericht vom 14. Europäischen
Polizeikongress in Berlin

Kriminalistik, 2011, 3, S. 145-149
mit 6 BILD, 1 QU

Berichtet wird über "Europas größte Fachkonferenz zur Inneren Sicherheit" - den 14.
Europäischen Polizeikongress, der am 15. und 16. Februar 2011 im Berliner stattfand.
In dichter Folge widmeten sich Einzelvorträge und Fachforen dem Leitthema, aber auch
anderen aktuellen polizei- und kriminalpolitischen Fragen. Das Angebot reichte vom Leiter der
Europäischen Grenzschutzagentur FRONTEX bis zu zahlreichen Politikern, allen voran der
Kommissarin für Inneres der Europäischen Union. Zahlreiche Firmen präsentierten ihre
Produkte im Rahmen der begleitenden Ausstellung.

Migrationsbewegung; Flüchtling; Illegale Migration; Europäische Agentur für die operative
Zusammenarbeit an den Außengrenzen; Asylbewerber; Sicherheitspolitik; Sicherheitsstrategie;
Europol; Sicherheitsbehörde; Sicherheitsarchitektur

ID-nummer: 20110196

Würtenberger, Thomas

Sicherheitsarchitektur im Wandel

Sicherheit. Polizeiwissenschaft und Sicherheitsforschung im Kontext, 2010, Bd 1, S. 73-90
Polizei unter dem Grundgesetz, Münster; BR Deutschland, 2009 [24.05.-26.05.]
mit zahlr. QU

Mit Sicherheitsarchitektur umschreibt man die Organisation und die rechtlichen Befugnisse,
die der Gewährleistung der inneren und äußeren Sicherheit des Staates dienen. Dabei geht es
nicht um die Aufbereitung von Einzelfragen, sondern um die grundsätzliche Ausrichtung jenes
Rechtssystems, das der Erfüllung von Sicherheitsaufgaben gewidmet ist.
Resilienz als gesellschaftliches Leitbild sowie eine neue Bestimmung der Ambivalenz von
Freiheit und Sicherheit eröffnen Zugang und Optionen für eine neue Sicherheitsarchitektur,
die ihrerseits von einem grundlegenden Wandel, vielleicht sogar von einem neuen Modell der
Staatlichkeit geprägt ist.
In Deutschland ist zwar bislang der Resilienzbegriff noch nicht gebräuchlich und sind auch
keine umfassenden Resilienz-Konzepte entwickelt worden. In vielen Einzelbereichen spielt
aber das Resilienz-Konzept eine Rolle. Resilienz-Konzepte liegen allen Anstrengungen, die auf
den Schutz der kritischen Infrastruktur gerichtet sind, zugrunde.

Sicherheitsarchitektur; Definition; Gesellschaftlicher Wandel; Wertewandel; Freiheit;
Sicherheit; Widerstandsfähigkeit; Gefahrenlage; Menschenwürde; Grundrechtseingriff;
Überwachungsstaat; Innere Sicherheit
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ID-nummer: 20110036

Boer, Katrin de

Frontex: Der falsche Adressat für ein wichtiges Anliegen

KrimJ - Kriminologisches Journal, 2010, 3, S. 181-195
mit 15 QU

Die Europäische Grenzschutzagentur Frontex ist zum Hauptadressaten für Kritik an der
repressiven Ausrichtung der europäischen Flüchtlings- und Immigrationspolitik geworden.
Die Kritiker scheint dabei die Überzeugung zu einen, dass sich über eine stärkere politische
Kontrolle von Frontex die Entwicklung der Grenz- bzw. Immigrationspolitik in signifikanter
Weise beeinflussen ließe. Als EU-Agentur gilt Frontex als ‚unpolitisch', ihre Maßnahmen und
Empfehlungen als ‚sachlich angemessen'. Im Beitrag wird argumentiert, dass dieser Status
gegen Kritik doppelt abgesichert ist: Erstens institutionell über das Agenturmodell und dem
damit verbundenen Expertenstatus und zweitens inhaltlich und strategisch über
Risikoanalysen. Anhand einer Skizze der diesbezüglich relevanten Charakteristika der
Institution und ihres modus operandi lässt sich zeigen, warum und unter welchen Umständen
Kritik nicht anschlussfähig ist.

Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen;
Grenzüberwachung; Flüchtling; Immigrant; Politisches Handeln; Migration; Rechtmäßigkeit
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ID-nummer: 20101449

Duprez, Dominique

Die Polizei als Abbild der Gesellschaft? Prozesse der Diskriminierung bei der Rekrutierung
von Frauen und ethnischen Minderheiten für die französische Polizei

Soziale Probleme, 2010, 1, S. 42-72
mit 5 TAB, 1 TAF, 8 QU

Trotz Verlautbarungen der französischen Regierung Ende der 1990er, dass zur Erreichung von
mehr Bürgernähe gerade auch junge Menschen mit Migrationshintergrund aus den Vorstädten
in der Polizei vertreten sein müssen, sind ethnische Minderheiten hier nach wie vor
unterrepräsentiert. Um zu überprüfen, ob dies auf Aspekte ethnischer Diskriminierung in der
Einstellungspraxis zurückzuführen ist, wurden die Auswahlverfahren bei zwei verschiedenen
polizeilichen Einheiten (adjoints de sécurité/ gardiens de la pair) in Lille und Marseille
untersucht. Im Vergleich von Bewerbern und Bewerberinnen maghrebinischer und
nicht-maghrebinischer Zuordnung zeigen sich komplexe Beziehungen zwischen den Variablen
schulische Qualifikation, Geschlecht und ethnische Zuordnung, die als komplexe Verknüpfung
von geschlechtlicher und ethnischer Diskriminierung beschrieben werden. Die Analyse der
verschiedenen Tests im Auswahlverfahren weist auf unterschiedliche Mechanismen der
Benachteiligung von Bewerbern und Bewerberinnen mit einem maghrebinischen
Migrationshintergrund und einer Herkunft aus den armen Vorstädten hin. Dass die
Erfolgschancen maghrebinischer Bewerber reduziert sind, während bei maghrebinischen
Bewerberinnen durchaus Vorteile gegenüber ihren Geschlechtsgenossinnen ohne
Migrationshintergrund festzustellen sind, lässt sich insgesamt auf das Wirken einer Vielzahl
mit der Herkunft verknüpfter Attribute zurückführen, die in den Interaktionen mit den
Mitgliedern der Auswahlkommission und der Institution, die diese repräsentieren, bedeutsam
werden.

Polizeiberuf; Polizeidienst; Polizeibewerber; Polizeibeamtin; Polizeinachwuchs;
Sicherheitsgewerbe; Hilfspolizei; Migrant; Ethnische Minderheit; Auswahlverfahren;
Diskriminierung; Soziale Integration; Schulbildung; Personalauswahl; Prüfverfahren;
Zulassungsverfahren; Geschlechterverhältnis; Frankreich
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ID-nummer: 20101439

Tatzgern, Gerald; Brombacher, Tanja

Kinderbettelei betrachtet unter dem Aspekt Kinderhandel

SIAK-Journal, 2010, 4, S. 50-57
mit 2 BILD, 1 TAB, 1 TAF, 10 QU

Kinderbettelei unter dem Aspekt des Kinderhandels war das Thema einer Konferenz, zu der
sich im März 2010 Expertinnen und Experten aus Österreich, Rumänien und der Schweiz
trafen. In Europa betrifft dieses Phänomen - soweit überhaupt bekannt - hauptsächlich
Angehörige der ethnischen Minderheit der Roma. Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden
in diesem Bereich sind mit großen Herausforderungen verbunden. Eine Kooperation unter
verschiedenen Akteuren, seien sie staatlich oder nichtstaatlich, national oder transnational, ist
unabdingbar, um die Kinder zu schützen und die Täter zur Verantwortung zu ziehen.
Der Artikel möchte anhand der im Rahmen der Konferenz in Bern diskutierten Erkenntnisse
und Beispiele aus der Praxis der Frage nachgehen, vor welche Herausforderungen
(Strafverfolgungs-)behörden bei Ermittlungen und Hilfestellungen für die Kinder gestellt
werden. Dafür werden als Grundlage Definitionen und Ausmaß (weltweit und in Europa) des
Phänomens Kinderhandel - im Speziellen zum Zwecke der Bettelei - aufgeführt. Anschließend
wird die Hilfe für die Betroffenen im Fall einer Rückkehr ins Heimatland diskutiert. In einem
zweiten Teil wird die organisierte Kinderbettelei anhand der konkreten Situation in Wien aus
polizeilicher Sicht dargestellt. Strafbestimmungen und konkret getroffene Maßnahmen, um
das vermehrt aufkommende Phänomen in den Jahren 2004 bis 2006 einzudämmen, werden
erläutert.

Kinderschutz; Betteln; Bettler; Menschenhandel; Bandenkriminalität; Familienangehöriger;
Bandenstruktur; Ethnische Gruppe; Roma; Herkunftsland; Wiedereingliederung;
Strafverfolgungsbehörde; Polizeiliches Eingreifen; Österreich

ID-nummer: 20100959

Schröder, Susanne

Kinder und Migration: Junge Flüchtlinge in Deutschland

Kriminalwissenschaftliche Schriften,
Kinder im Unrecht. Junge Menschen als Täter und Opfer, 2010, Bd 27, S. 197-208
mit 5 QU

Die Autorin behandelt in ihrem Beitrag die Rechtsstellung und die Lebenssituation
Minderjähriger, die als Flüchtlinge im Familienverband oder unbegleitet nach Deutschland
kommen. Sie macht die Probleme anschaulich, mit denen junge Flüchtlinge in Deutschland
konfrontiert sind und schildert den rechtlichen Rahmen, innerhalb dessen die Behörden und
Gerichte agieren. Besonderes Augenmerk schenkt sie den Methoden der Altersfeststellung und
der Inobhutnahme durch die Einrichtungen der Jugendhilfe.

Flüchtling; Minderjähriger; Migration; Lebenssituation; Rechtsstellung; Asylverfahren;
AsylVfG; Sozialleistung; Erwerbstätigkeit; Schulpflicht; Altersbestimmung
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ID-nummer: 20101412

Sentürk, Cem

Älter und bunter; Migranten können den Staat und die Wirtschaft stützen - zumindest eine
Zeit lang

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2010, 6, S. 29-30
mit 3 QU

Die Bevölkerung in Deutschland wird weniger - und bunter. Seit 1972 ist die Sterberate höher
als die Geburtenrate. Dank der Zuwanderung verzeichnet die Bevölkerungsentwicklung
derzeit keinen Rückgang.
Wird es auch so weitergehen? Optimistische Prognosen sprechen sogar von einem Rückgang
um bis zu 18 Mio. Einwohner innerhalb der nächsten 50 Jahre. Das "Wenigerwerden" ist aber
nicht die einzige Veränderung. Gleichzeitig wird die Bevölkerung auch älter. Könnte die neue
Zuwanderungspolitik eine langfristige Lösung für den demografischen Wandel bieten?
Demografischer Wandel ist nicht nur bei der "einheimischen" Bevölkerung sichtbar. Auch die
Migranten werden älter. Ihre Ansprüche, Sorgen und Wünsche sind vielfältig und ändern sich.
Dadurch werden Themen wie Rente und Altersvorsorge auch für Migranten zunehmend
relevant.
Die durch den demografischen Wandel bedingte Veränderung der Bevölkerungsstruktur
erfordert von der Politik rechtzeitige Maßnahmen, um auf die Fragen bezüglich der sozialen
Sicherungssysteme, des Fachkräftemangels, der Alterung und Pluralisierung der Gesellschaft
zu reagieren.

Bevölkerungsentwicklung; Bevölkerungsstruktur; Demographischer Wandel; Zuwanderung;
Migrant; Alter Mensch; Altersstruktur; Soziale Sicherheit; Sozialpolitik; Einwanderungspolitik;
Integration
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ID-nummer: 20101379

Sessar, Klaus

Kriminalitätseinstellungen und sozialer Wandel; Gleichzeitig eine Auseinandersetzung mit
Forschungen zur Verbrechensfurcht und Punitivität

MschrKrim - Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, 2010, 5, S. 361-381
mit LITVZ S. 378-381

Die herkömmlichen Forschungen zur Verbrechensfurcht und Punitivität werden einer
kritischen Prüfung unterzogen, wobei die geäußerte Kritik stets auch Selbstkritik beinhaltet.
Mittelpunkt der Auseinandersetzung sind nicht nur Konzept und Methode derartiger
Untersuchungen, sondern auch deren normativer Bezugsrahmen, das Verbrechen; sie sind zu
eng gefasst, um die Hintergrundmotive der Einstellungen adäquat wiedergeben zu können.
Sozialer Wandel und sozialer Protest sowie ein wachsendes Bewusstsein von mit einer
ungewissen Zukunft verbundenen Risiken sind die "neuen" Auslöser kollektiver Ängste und
Verunsicherungen, die offenbar Gefühle individueller Wehr- und Hilflosigkeit zunehmend in
sich aufsaugen. Damit rückt gleichzeitig der Begriff des Risikos in das Zentrum
wissenschaftlichen Interesses; sein Hauptmerkmal, die Konturenlosigkeit seiner Existenz, lenkt
die Aufmerksamkeit auf seine soziale und politische Konstruktion samt den damit
verbundenen Anstrengungen, dieses unbekannte Wesen "Risiko" durch uns alle einbeziehende
(Kriminal-)Präventionen strategisch in den Griff zu bekommen. Da dies nicht ohne massive
Eingriffe in die Freiheitsrechte zu gehen scheint, muss man sich der Zustimmung der
Betroffenen, und sei es durch deren ängstliches Schweigen, versichern; erste Überlegungen zu
einer "politics of fear" oder einer "culture of fear" werden daher zunehmend einzubeziehen
sein.

Kriminalitätsfurcht; Punitivität; Sicherheitsgefühl; Einstellungsforschung;
Kriminalitätseinschätzung; Viktimisierung; Strafbedürfnis; Zukunftsperspektive;
Gesellschaftlicher Wandel; Soziale Sicherheit; Soziales Umfeld; Sanktionspolitik;
Risikogesellschaft; Risikoanalyse
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ID-nummer: 20100851

Jakubowicz, Linda

Migration und Sicherheit - eine ungewöhnliche Perspektive?

SIAK-Journal, 2010, 2, S. 20-34
mit LITVZ S. 31-34

Der Beitrag versucht im umfassenden Feld der Migrationsforschung der Verbindung von
Migration und (innerer) Sicherheit sowohl in der gesellschaftlichen Wahrnehmung als auch im
politischen und wissenschaftlichen Diskurs nachzuspüren und hier eine entsprechende
Analyse anzubieten. Bei der Beschäftigung mit dem Themenfeld ist man leicht versucht,
auszuufern und den konzeptionellen Rahmen aus den Augen zu verlieren. Zu komplex und
verwoben ist der Bereich als klassische Querschnittsmaterie und als Teil der
Migrationsforschung sowie anderer Fachgebiete. Zu nennen wären hier beispielhaft die
eingehendere Beschäftigung mit Security Studies und deren Entwicklung, Forschung zu
Identität und Nationalstaat in der postwestfälischen Welt - vor allem vor dem Hintergrund des
europäischen Integrationsprozesses -, Fragen der statistischen Erfassung von delinquentem
Verhalten, ganz zu schweigen von den thematischen Verflechtungen, die sich auf Basis eines
erweiterten Sicherheitsverständnisses ergeben. Der Fokus des Beitrags soll darauf liegen,
basierend auf einer Darstellung des Forschungsstandes und der Betrachtung des sich
verändernden Sicherheitsbegriffes, vermeintliche und reale Sicherheitsrisiken, die sich direkt
oder indirekt durch Zuwanderung ergeben (können), zu analysieren und den Link zu Theorien,
wie der Securization von Migration, darzustellen.

Sicherheitsrisiko; Sicherheitspolitik; Sicherheitsarchitektur; Innere Sicherheit;
Sicherheitsgefühl; Soziale Sicherheit; Migrationsbewegung; Zuwanderung;
Einwanderungspolitik; Globalisierung; Ausländerkriminalität; Gefahrenanalyse
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ID-nummer: 20100806

Vogelskamp, Dirk

Polizeiübergriffe auf ImmigrantInnen; Gewollte Ungleichheit und die Normalität der
Gewalt

Bürgerrechte & Polizei, 2010, 95, Nr. 1, S. 36-44
mit 17 QU

Die Ausländerbehörden und die Polizei setzen jeden Tag diskriminierende, ausschließende
Sondergesetze um. Sie bewegen sich auf dem schmalen Grat zwischen legaler Polizeiarbeit und
Übergriff. Die Polizeien ist in diesem Prozess der Immigrationssteuerung auf verschiedenen
Ebenen eingebunden. Dieses institutionelle und strukturelle "Eingebundensein" wirkt sich auf
die polizeiliche Alltagsarbeit aus.
Bei der Frage, wie es zu polizeilichen "Übergriffen" kommt, kann dieser politische und
rechtliche Rahmen nicht außer acht gelassen werden. Er trägt wesentlich dazu bei, dass das
Verhältnis von ImmigrantInnen und Polizei in permanenter Spannung gehalten wird, die sich
leicht in "exzessiver" Gewalt entladen kann. "Übergriffe" sind Ausfluss eines gesellschaftlichen
Klimas, in dem die administrative und polizeiliche Abwehr von ImmigrantInnen und deren
politisch hergestellte Ungleichheit zur gesellschaftlichen Normalität geworden sind. Der
Verfasser fordert die stärkere Beachtung der Themen Menschenrechts- und
Grundrechtsschutz in der Polizeiausbildung und eine stärkere öffentliche Kontrolle.

Polizeiübergriff; Polizeigewalt; Immigrant; Einwanderung; Polizeiarbeit; Rechtslage;
Asylpolitik; Migration; Menschenrechtsverletzung; Menschenwürde

ID-nummer: 20100775

Niedrig, Heike; Seukwa, Louis Henri

Die Ordnung des Diskurses in der Flüchtlingskonstruktion: Eine postkoloniale Re-Lektüre

Diskurs Kindheits- und Jugendforschung, 2010, 2, S. 181-193
mit 18 QU

Ziel dieses Beitrages ist eine postkoloniale Dekonstruktion der essentialisierenden Kategorie
"Flüchtling". Die Analyse geht davon aus, dass der "Flüchtling" ein politisch-rechtliches und
soziales Konstrukt ist, das bestimmte Funktionen für die national kodierte Selbstdeutung der
Mehrheitsgesellschaft hat. Die Positionen in der Dreiecksstruktur Täter-Opfer-Retter werden
in den dominanten diskursiven Formationen in einer Weise zugeordnet, die eine kollektive
Weiße europäische Identität konstruiert: Die Abwehr der "falschen Flüchtlinge" (Täter)
stabilisiert das imaginierte Zentrum durch Ausgrenzung der Nicht-Dazugehörigen; als "Retter"
der "echten Flüchtlinge" (Opfer) wird das Bild von "Europa" als Hort der Menschenrechte und
der politischen wie moralischen Überlegenheit aufrecht erhalten, was allerdings die
Ausblendung (post-)kolonialer Täterschaft und Verantwortlichkeit voraussetzt. Anhand der
biographischen Narration eines "Flüchtlingsjungen" werden Einblicke in (diskursive)
Strategien der Selbstpositionierung im Rahmen dieses narrativen Machtraums gegeben. Den
Abschluss bildet das Plädoyer für eine "Entmoralisierung" des Flüchtlingsdiskurses in
wissenschaftlichen und pädagogischen Kontexten.

Migrationsbewegung; Flüchtling; Asylpolitik; Ausländerpolitik; Ausländischer Jugendlicher;
Lebenssituation; Opferrolle; Soziale Integration; Bildung
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ID-nummer: 20100707

Boers, Klaus; Reinecke, Jost; Bentrup, Christina; Kanz, Kristina; Kunadt, Susann; Mariotti, Luca;
Pöge, Andreas; Pollich, Daniela; Seddig, Daniel; Walburg, Christian; Wittenberg, Jochen

Jugendkriminalität - Altersverlauf und Erklärungszusammenhänge; Ergebnisse der
Duisburger Verlaufsstudie Kriminalität in der modernen Stadt

Neue Kriminalpolitik, 2010, 2, S. 58-66
mit 6 TAF, LITVZ S. 64-65

Die Jugendkriminalität ist in der öffentlichen Diskussion ein Dauerthema. Darin wird
insbesondere bei der Jugendgewalt sowohl von einer Zunahme als auch von einer
Intensivierung ausgegangen. Die Entwicklung der Kriminalität wird kriminologisch auf zwei
Arten untersucht: zum einen im Zeitverlauf, wenn es auf die Zunahme oder den Rückgang in
vergangenen Jahren ankommt; zum anderen im Altersverlauf, wenn der Beginn, Abbruch, die
Kontinuität und die Entstehungsbedingungen delinquenter Verläufe im Prozess der
menschlichen Entwicklung im Mittelpunkt stehen. Der Beitrag behandelt auf der Grundlage
der Untersuchung Kriminalität in der modernen Stadt den Altersverlauf der Delinquenz,
womit zum Beispiel deren Episodenhaftigkeit oder Intensivierung analysiert werden können.
Nach einer kurzen Beschreibung der Studie und einer empirischen Erörterung der drei
Grundphänomene zur Beschreibung des Altersverlaufs der Jugenddelinquenz (Ubiquität,
Spontanbewährung, Intensität), von Verlaufspfaden der Delinquenz sowie der
Altersentwicklung des Alkohol- und Drogenkonsums werden wesentliche Befunde zu den
Zusammenhängen zwischen Jugenddelinquenz und psychosozialer Problembelastung,
Migration, dem Konsum medialer Gewalt, der Schulart, schulischen Präventionsmaßnahmen,
der sozialen Struktur von Stadtteilen, Jugendmilieus sowie Wertorientierungen vorgestellt.
Die Ergebnisse beziehen sich ausschließlich auf das durch die Täterbefragungen erhobene
Dunkelfeld der Jugendkriminalität (so genannte selbstberichtete Delinquenz).

Straffälliger Jugendlicher; Jugendgewalt; Kriminalitätsentwicklung; Kriminalitätsursache;
Duisburg; Münster; Dunkelfelduntersuchung; Hellfeld; Selbstberichtete Delinquenz;
Altersstruktur; Häufigkeitsquote; Intensivtäter; Kriminalsoziologie
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ID-nummer: 20100060

Tunst, Daniela

Diversität innerhalb der Polizei; Rekrutierung von Personal mit Migrationshintergrund,
dargestellt anhand der Polizei in Wien und in den Niederlanden

Kriminalistik, 2010, 1, S. 59-62
mit 30 QU

Die ethnisch-soziale Gesellschaftsstruktur in Europa hat sich in den letzten Jahren deutlich
verändert. Auf diese Veränderung hat z.B. die Wiener Polizei mit Unterstützung der
Magistratsabteilung für Integrations- und Diversitätenangelegenheiten reagiert und seither
Bewerberinnen und Bewerber mit Migrationshintergrund für den Polizeidienst gezielt
umworben. Bis Ende 2012 soll in den 98 Wiener Polizeiinspektionen zumindest jeweils ein
Polizist bzw. eine Polizistin mit Migrationshintergrund Dienst versehen. Auch andere
europäische Länder, wie etwa die Niederlande, beschäftigen sich mit "Diversität innerhalb der
Polizei". Eine aktive Rekrutierung von Bewerbern mit Migrationshintergrund entstand aus der
Erkenntnis, dass sich die niederländische Gesellschaft zu einer Multikultur entwickle und die
Polizei diese Gesellschaft widerspiegeln müsse. Ein weiterer Arbeitsmotor war der Wunsch
nach mehr Identifikation der Bürger mit der Polizei, um die Akzeptanz der Organisation zu
steigern. Die Autorin definiert die Begriffe und schildert die gemachten Erfahrungen u.a. bei
der Personalauswahl und -einstellung.

Polizeidienst; Diversität; Polizeibeamter; Personalauswahl; Personaleinstellung; Migration;
Niederlande; Wien

ID-nummer: 20100699

Denninger, Erhard

Polizei im demokratischen Rechtsstaat

Polizei-heute, 2010, 3, S. 74-81
mit 3 BILD, 35 QU

Der Autor behandelt die Frage nach der Funktion der Polizei im "demokratischen Rechtsstaat".
Er untersucht: Was bedeutet Polizei im und für den Rechtsstaat? und: Was bedeutet sie für die
Demokratie? Kann man und inwiefern kann man davon sprechen, die Polizei habe eine
Funktion und vielleicht auch eine Verantwortung für das Gedeihen der freiheitlichen
Demokratie. Des Weiteren untersucht der Autor die Fragen: Wie verhält sich Polizei zum
demokratischen Meinungs- und Willensbildungsprozess, wie soll sie sich verhalten? Kann sie
in einem Gemeinwesen, das sich ganz prononciert in Formen der repräsentativen Demokratie
organisiert hat, dennoch, mittelbar oder unmittelbar, positiv oder negativ auf die Fortbildung
der Demokratie Einfluss nehmen?

Polizeiaufgabe; Rechtsstaatlichkeit; Historie; Demokratie; Versammlungsfreiheit;
Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsauftrag; Sicherheitsbedürfnis; Freiheitsbeschränkung
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ID-nummer: 20100673

Kepura, Jürgen; Niechziol, Frank

Deutsche Grenzsicherheit im entgrenzten Europa; Auf dem Weg zu einer europäischen
Grenzsicherheitsarchitektur

DPolBl - Deutsches Polizeiblatt, 2010, 3, S. 2-6
mit 1 TAF

Die Grenzsicherheit in Europa ergibt sich aus einem komplexen Gebilde. Grenzkontrollen
entstammen traditionell dem Handeln einzelner souveräner Staaten, es ist aber eine
zunehmende Europäisierung zu beobachten. Die unterschiedlichen Handlungsebenen und
Wirkungszusammenhänge der Grenzsicherheitsarchitektur werden aus deutscher Perspektive
vorgestellt.
Seit dem Wegfall der systematischen Grenzübertrittskontrollen überwacht die Bundespolizei
den Grenzraum im Rahmen mobiler Streifentätigkeit und führt lageabhängige Kontrollen zur
Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität und unerlaubter Einreisen durch. Die
Stichprobenkontrollen im Grenzraum sind für potenzielle Straftäter nur schwer berechenbar.
Hierdurch übt die Bundespolizei in Abstimmung mit den Polizeien der Länder und der
Bundeszollverwaltung einen hohen Fahndungsdruck im Grenzraum aus. Außerdem finden
Kontrollen statt, die am Arbeitsmarkt und beim Bezug öffentlicher Leistungen ansetzen. Die
Kontrolle des Arbeitsmarktes obliegt der Bundeszollverwaltung - Abteilung Finanzkontrolle
Schwarzarbeit.

Grenzsicherheit; EU-Außengrenze; Europa; Bundespolizei; Zoll; Illegale Einreise;
Sicherheitsarchitektur; Sicherheitsaufgabe; Grenzkontrolle; Europäische Agentur für die
operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen; Schengener
Durchführungsübereinkommen; Schengener Informationssystem; Informationsaustausch;
Grenzüberschreitende Nacheile; Grenzüberschreitende Zusammenarbeit
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